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editorial

Das LDS NRW hat am 7. November 2000 in Abstimmung mit der Arbeitsgruppe „UGR der Länder“ einen Workshop zum
Thema „Regionalisierung der Umweltökonomischen Gesamtrechnungen (UGR)“ in Düsseldorf veranstaltet. An dem
Workshop haben außer den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, die aus Mitarbeitern der beteiligten statistischen Ämter
besteht, etwa 50 Vertreter von Ministerien, Bezirksregierungen und sonstigen Behörden des Landes sowie Experten des
Statistischen Bundesamtes, anderer statistischer Ämter von Ländern und von Gemeinden, von kommunalen Spitzenver-
bänden, Universitäten, Forschungsinstitutionen und den verschiedensten Verbänden teilgenommen.

Durch das breite Teilnehmerspektrum – sowohl potentielle Nutzer einer UGR als auch Datenproduzenten waren anwe-
send – wurden Informationen und Meinungen aus unterschiedlichen Blickwinkeln ausgetauscht, und es kamen interes-
sante und für die weitere Ausgestaltung der UGR der Länder fruchtbare Diskussionen zustande. Damit die ausgetausch-
ten Informationen für die Zukunft besser nutzbar gemacht werden können, enthält die vorliegende Ausgabe der Veröf-
fentlichungsreihe „Statistische Analysen und Studien Nordrhein-Westfalen“ den Tagungsband zu dieser Veranstaltung. 

In den Band wurden die Vorträge und Diskussionen aufgenommen. Damit keine Gedanken verloren gehen, wurden die
Beiträge nicht zusammengefasst, sondern so weit wie möglich in originaler Länge wiedergegeben. Dabei wurde ver-
sucht, so nah wie möglich am gesprochenen Wort zu bleiben. Die auf dem Workshop gezeigten Folien wurden – wo es
sinnvoll war – in den Tagungsband als Abbildungen eingefügt. 

Die Arbeitsgruppe „UGR der Länder“ wird die Anregungen und Hinweise der Workshop-Teilnehmer aufgreifen und,
wenn die dafür notwendigen Voraussetzungen vorliegen, in die Weiterentwicklung der Methodik einfließen lassen.

Jochen Kehlenbach                       

 Präsident                                   
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Tagungsband zum Workshop 
„Regionalisierung der 

Umweltökonomischen Gesamtrechnungen“ 
am 7. November 2000 im LDS NRW in Düsseldorf

Jochen Kehlenbach
Meine Damen und Herren, als Ziel
der Umweltpolitik gilt heute eine
nachhaltige Entwicklung, bei der das
Naturkapital möglichst erhalten
bleibt. Seit der Konferenz der Ver-
einten Nationen zu Umwelt und Ent-
wicklung 1992 in Rio de Janeiro hat
sich das Leitbild der Nachhaltigkeit
als Bestandteil politischen und ge-
sellschaftlichen Handelns weitge-
hend durchgesetzt. Der Amsterda-
mer Vertrag zur Fortentwicklung der
Europäischen Union vom Mai 1999
hat eine nachhaltige Entwicklung in
Europa zu einem ausdrücklichen Ziel
der Politik der Europäischen Union
erklärt. Der Faktor Umwelt wird also
zunehmend in die Entscheidungspro-
zesse der Politik, der Wirtschaft und
der Gesellschaft einbezogen.
 
Vor diesem Hintergrund ist es eine
besondere Aufgabe der amtlichen
Statistik, Veränderungen im Natur-
vermögen, ausgelöst durch wirt-
schaftliche Aktivitäten, zu erfassen.
Mit der Umweltökonomischen Ge-
samtrechnung, die das Statistische
Bundesamt in den letzten zehn Jah-
ren mit wissenschaftlicher Beratung
aufgebaut hat, steht auf Bundesebe-
ne ein komplexes Informationssys-
tem zur Verfügung, mit dem über
Einzelstatistiken hinausgehend die
Zusammenhänge zwischen wirt-
schaftlicher Entwicklung und Um-
welt dargestellt werden. Man hat
dabei die ursprüngliche Zielvorstel-
lung, die Berechnung eines Ökoin-
landsproduktes, wegen der damit
verbundenen nicht lösbaren Bewer-
tungsprobleme zunächst nicht mehr
weiterverfolgt. Mit einem mehr
pragmatischen Ansatz hat man sich
in Anlehnung an internationale Ent-
wicklungen für ein modulares Kon-
zept entschieden, in dem physische
und monetäre Indikatoren gleich-
wertig nebeneinander stehen. Ent-
stehende Umweltbelastung, Um-

weltzustand und Umweltschutzmaß-
nahmen sind die Kategorien, für die
die Umweltökonomische Gesamt-
rechnung statistische Daten bereit-
zustellen hat.

Die Ergebnisse der Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnung des Statisti-
schen Bundesamtes auf Bundesebe-
ne reichen allerdings nicht für eine
differenzierte Analyse auf regiona-
ler, das heißt auf Landesebene, aus.
Da es auf Länderebene mit Ausnah-
me Schleswig-Holsteins bisher keine
Ansätze für eine regionale Umwelt-
ökonomische Gesamtrechnung gege-
ben hat, wurde auf Initiative einiger
statistischer Landesämter 1998 eine
Arbeitsgruppe "Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnung der Länder"
gegründet, an der sich zur Zeit zehn
statistische Landesämter beteiligen
und in der das Statistische Bundes-
amt beratend mitwirkt. Entspre-
chend den bewährten Grundsätzen
des statistischen Verbundes hat man
sich in der Arbeitsgruppe auf eine
arbeitsteilige Vorgehensweise ver-
ständigt, bei der jedes Amt ein
Schwerpunktthema federführend
und zugleich koordinierend bearbei-
tet. Das Ziel der Arbeitsgruppe ist es,
auf der Grundlage des Konzeptes
der Umweltökonomischen Gesamt-
rechnung des Bundes die Möglich-
keit einer Umweltökonomischen Ge-
samtrechnung der Länder zu unter-
suchen und ein Konzept für eine ko-
ordinierte regionale Umweltökono-
mische Gesamtrechnung zu entwi-
ckeln.

Zur Zeit befinden sich die beteiligten
Landesämter noch im Stadium der
Methodenentwicklung, aber die Ar-
beitsgruppe hat sich in dieser frühen
Phase dafür entschieden, in eine Dis-
kussion mit Experten außerhalb der
Statistik einzutreten. Wir haben Sie
deshalb zu diesem Workshop einge-
laden, um sie über den derzeitigen

Stand der Überlegungen und der
Konzepte in der Arbeitsgruppe zu
unterrichten. Aber wir hoffen auch,
durch den fachlichen Austausch mit
Ihnen, mit den Experten außerhalb
der Statistik, eine Reihe weiterer An-
regungen für die Methodenentwick-
lung zu erhalten. Und wir hoffen
von Ihnen als mögliche Nutzer einer
zukünftigen regionalen Umweltöko-
nomischen Gesamtrechnung, Ihre
Anforderungen an eine solche Ge-
samtrechnung kennenzulernen. Die
Themen dieses Workshops orientie-
ren sich an dem derzeitigen Arbeits-
stand bzw. Arbeitsschwerpunkt der
Arbeitsgruppe. Sie befasst sich zur
Zeit überwiegend mit dem Themen-
bereich Material- und Energiefluss-
rechnung, und aus diesem Grunde
wurden für den Workshop die
Schwerpunkte Rohstoffe, Wasser/Ab-
wasser, Abfall und Luftemissionen
gewählt. Vorangestellt haben wir
unter dem Thema „Ansätze und Ent-
wicklungsstand der Umweltökono-
mischen Gesamtrechnung“ einen
übergreifenden methodischen Teil.

Ich möchte, ohne jemanden beson-
ders hervorzuheben, ganz herzlich
alle Referenten dieses Workshops
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aus der Wissenschaft, aus der Ver-
waltung, von den Verbänden und
von den statistischen Ämtern begrü-
ßen. Ich darf Ihnen besonders dan-
ken für Ihre Bereitschaft, durch Ihre
Beiträge diesen Workshop aktiv mit-
zugestalten. Die Referenten der ein-
leitenden Vortrags- und Diskussions-
runde möchte ich Ihnen nun kurz
vorstellen: Herr Professor Dr. Bernd
Meyer ist Vorsitzender des Beirates
„Umweltökonomische Gesamtrech-
nungen“ beim Bundesumweltminis-
terium. Herr Dr. Peter Bartelmus, Di-
rektor der Abteilung Stoffströme
und Strukturwandel beim Wuppertal
Institut für Klima, Umwelt, Energie,
wird zum Thema Nachhaltigkeits-
messung in monetären und physi-
schen Ansätzen berichten. Herr Bern-
hard Hillebrand ist Leiter der For-
schungsgruppe Energiewirtschaft
beim Rheinisch-Westfälischen Institut
für Wirtschaftsforschung. Herr Dr.
Karl Schoer ist der Leiter der Gruppe
„Umweltökonomische Gesamtrech-
nungen, Geographische Informati-
onssysteme in der Statistik“ beim
Statistischen Bundesamt. Er vertritt
maßgeblich die Umweltökonomische
Gesamtrechnung des Bundes. Herr
Professor Dr. Wolfgang Gerß ist der
Leiter des Dezernates „Gesamtrech-
nungen“ hier im Hause. Ich möchte
an dieser Stelle darauf hinweisen,
dass Herr Professor Gerß der Initiator
der Überlegungen zu den Umwelt-
ökonomischen Gesamtrechnungen
der Länder ist und zur Zeit die Ar-
beitsgruppe moderiert und leitet.

Meine Damen und Herren, wir beab-
sichtigen, die Ergebnisse dieses Work-
shops in einem Tagungsband zu do-
kumentieren. Aus diesem Grund wol-
len wir die Vorträge und Diskussions-
beiträge aufzeichnen. Dafür bitte ich
um Ihr Einverständnis; die Aufzeich-
nungen werden nach der Dokumen-
tation natürlich gelöscht. Aus Grün-
den der Zeitökonomie darf ich vor-
schlagen, dass wir im einleitenden
Teil nach jedem Vortrag vielleicht zu-
nächst nur zwei bis drei Diskussions-
beiträge zulassen, um nach allen Vor-
trägen des einleitenden Teils noch
eine Gesamtdiskussion zu führen. Zu-
nächst möchte ich Herrn Dr. Schoer
bitten, dass er mit einem Überblicks-
referat über die Umweltökonomi-

schen Gesamtrechnungen in das The-
ma einführt. Ich darf Ihnen allen
noch einmal für Ihr Kommen danken.
Ich wünsche uns gemeinsam einen in-
teressanten informativen Workshop
hier im LDS NRW.

Ansätze und
Entwicklungsstand
der UGR

Dr. Karl Schoer
Der Ansatz des 
Statistischen Bundesamtes
– Stand und weitere Planungen

Ausgangspunkt und Ziel der UGR

Unser Haus beschäftigt sich schon
seit vielen Jahren damit, die Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen
durch die Einbeziehung der Umwelt-
problematik zu erweitern und so ei-
nen wichtigen blinden Fleck in unse-
rem statistischen Gesamtsystem zu
tilgen. Bereits Anfang der 80er Jahre
haben wir begonnen, Ausgaben, In-
vestitionen und Anlagevermögen für
Umweltzwecke im Rahmen der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen zu ermitteln. Auch unsere
erste Energie-Input-Output-Tabelle

stammt aus dieser Zeit. Eine spezielle
Organisationseinheit, die mit dem
Aufbau der Umweltökonomischen
Gesamtrechnungen (UGR) beauf-
tragt ist, gibt es seit 11 Jahren im
Statistischen Bundesamt. 

Ziel der UGR ist es, die Wechselbezie-
hungen zwischen Wirtschaft und
Umwelt darstellen. In Schaubild 1 ist
der Zusammenhang schematisch ver-
anschaulicht. Der untere Teil der
Graphik betrachtet die bekannten
Grundbeziehungen innerhalb des
wirtschaftlichen Systems. Der an-
hand des Kreislaufmodells darge-
stellte Wirtschaftsprozess wird als
ein Austauschprozess zwischen Pro-
duzenten und Verbrauchern angese-
hen, der monetär, aber auch phy-
sisch beschrieben werden kann. Aus-
geblendet bei der üblichen Darstel-
lung des Wirtschaftsprozesses, wie
wir sie aus den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (VGR) oder dem
internationalen System of National
Accounts (SNA) kennen, sind aber
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die Wechselbeziehungen mit der
Umwelt. Die UGR versucht, die Dar-
stellung des wirtschaftlichen Systems
um genau diese Wechselbeziehun-
gen des wirtschaftlichen Systems mit
der Umwelt zu erweitern. Durch das
wirtschaftliche System werden einer-
seits Rohstoffe, Land und Umwelt-
dienstleistungen in Anspruch ge-
nommen, auf der anderen Seite wer-
den Reststoffe (residuals) in Form
von z. B. Abfall, Abwasser oder Luft-
emissionen an die Umwelt abgege-
ben. Durch diese stofflichen Abga-
ben und weitere strukturelle Eingrif-
fe (z. B. Nutzung von Fläche) kommt
es zu Zerstörung oder Entwertung
(Degradation) der Umwelt.

Die Ökonomie selbst wird umfas-
send durch das System der VGR
bzw. durch das SNA beschrieben.
Die VGR liefern eine Definition des
wirtschaftlichen Systems mit einer
eindeutigen Festlegung der System-
grenzen, die sich aus dem dort ver-
wendeten Produktionsbegriff ablei-
tet. Die UGR verstehen sich als ein
Satellitensystem zu den VGR. Das
bedeutet, sie folgen den Prinzipien,
Definitionen und Klassifikationen
der VGR, und erweitern diese punk-
tuell unter der Zielsetzung, relevan-
te Beziehungen zum natürlichen
System (Umwelt) abzubilden. 

Die VGR weisen einige wesentliche
Charakteristika auf, die bei Überle-
gungen zur Erweiterung bedeutsam
sind. Der erste wichtige Baustein
besteht darin, dass sich die VGR auf
Marktvorgänge konzentrieren. Das
heißt, der Produktionsbegriff, der
zentral ist für die Definition und Ab-
grenzung der Wirtschaft, bezieht
sich, mit einigen kleinen Ausnah-
men, auf Marktvorgänge (Produkti-
on für den Markt). Die VGR haben
ferner, und das ist das zweite konsti-
tutive Element, eine Präferenz, die
Vorgänge in monetären Einheiten
darzustellen. Drittens liegt der Be-
schreibung der wirtschaftlichen Vor-
gänge das in der Übersicht 1 verein-
facht dargestellte Kreislaufmodell
zugrunde.

Schaubild 2 stellt die Erweiterungen
der VGR durch die UGR auf der kon-
zeptionellen Ebene dar. Bezug ge-

nommen wird in dem Schaubild auf
die internationalen Systeme SNA
und SEEA (System for Environmental
Economic Accounts). Das SEEA ist
umfassender angelegt als die deut-
sche UGR, die sich auf die unter den
speziellen nationalen Bedingungen
relevanten Teile beschränkt. Die spe-
zielle deutsche Ausprägung des SEEA
wird weiter unten dargestellt. 

Ein für das SEEA wesentliches Ele-
ment ist die Erweiterung des Ver-
mögensbegriffs des SNA um das
nicht produzierte Naturvermögen.
Mit dem Vermögensbegriff wird zu-
gleich der Abbildungsbereich des
SEEA, d. h. die Systemgrenze für das
natürliche System festgelegt. Das
SNA kennt im wesentlichen nur pro-
duziertes Vermögen. Darüber hi-
naus berücksichtigt das SNA zwar
auch noch nicht produzierte Vermö-
gensbestände, wie Land oder Roh-
stofflager. Diese werden aber nur
soweit einbezogen, wie diese auch
einen Marktwert haben. In der Ein-
kommensdefinition des SNA werden
Bestandsveränderungen des nicht
produzierten Vermögens, anders als
die Bestandsveränderungen des
produzierten Vermögens, aber nicht
berücksichtigt, mit der Folge, das
zum Beispiel der Abbau von Roh-
stoffbeständen in der Natur sich
nicht als Einkommensminderung
niederschlägt. 

Das SEEA fasst den Vermögensbegriff
unter dem Nachhaltigkeitsgesichts-
punkt deutlich weiter als das SNA, in-
dem es alle wesentlichen Umweltbe-
standteile als Naturvermögen. in den
Vermögensbegriff einbezieht. Zusätz-
lich zu dem im SNA bereits enthal-
tenen Naturvermögensteilen mit
Marktwert (SNA-Naturvermögen) be-
rücksichtigt das SEEA auch solche
Bestandteile, die zwar einen ökono-
mischen Nutzen haben, aber keinen
ökonomischen Wert, weil sie nicht
mit individuellen Eigentümerrechten
belegt werden können, wie beispiels-
weise die Luft oder die Atmosphäre
oder das Grundwasser. Weiterhin
werden, mit Blick auf die künftigen
Generationen auch Naturbestandteile
als Vermögen einbezogen, die für die
Zukunft einen Nutzen haben können.
Der weit gefasste Naturvermögensbe-
griff findet seinen Niederschlag in
der Naturvermögensklassifikation des
SEEA, die u. a. Ökosysteme oder an-
dere natürliche Systeme einbezieht. 

Unmittelbare Auswirkungen hat die
Erweiterung des Vermögensbegriff
für das SEEA-Modul „Physische Ver-
mögensrechnung“. Bei der Darstel-
lung der Vermögensbestände in
physischen Einheiten sind neben
dem SNA-Naturvermögen auch die
übrigen in das SEEA einbezogen
Bestandteile zu berücksichtigen, bis
hin zu einer Darstellung von Vorkom-
men und Qualität von Ökosystemen. 

7
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Das Modul „Physische Material- und
Energieflussrechnung“ stellt die mit
dem Wirtschaftsprozess verbunde-
nen Materialströme dar. Es knüpft
dabei an den unveränderten Produk-
tionsbegriff des SNA an, bezieht
aber – anders als das monetär ausge-
richtete SNA – auch solche Ströme
mit ein, denen kein monetäres Äqui-
valent gegenüber steht. Dabei han-
delt es sich vor allem um Material-
ströme zwischen dem wirtschaftli-
chen und dem natürlichen System,
wie die Entnahme von Rohstoffen
aus der Natur (bzw. dem Naturver-
mögen) und die Abgabe von Rest-
und Schadstoffen an die Natur (bzw.
das Naturvermögen). 

Das Modul „Umweltschutz/Ressour-
cenmanagement“ bezieht sich auf
eine Darstellung von bestimmten
umweltbezogenen wirtschaftlichen
Aktivitäten. Da diese Aktivitäten in-
nerhalb des Wirtschaftsprozesses
stattfinden, also im SNA implizit be-
reits erfasst sind, erfordert ihre Dar-
stellung eine entsprechende Disag-
gregation der betroffenen Ströme
und Bestände. Bei diesem Modul
geht es vor allem um die Darstellung
von Umweltschutzausgaben oder
den Bestand an Anlagevermögen für
Umweltschutz. 

Beim Modul „Monetäre Bewertung
von Strömen und Beständen“ geht
es um die Festlegung von Regeln
und Verfahrensweisen, mit deren
Hilfe umweltrelevanter Tatbestän-
de, die sich zwar unmittelbar oder
zumindest mittelbar in physischen
Einheiten messen lassen, monetär
bewertet werden können. Das bis-
her gültige SEEA von 1993 ist trotz
seines grundsätzlich modularen An-
satzes noch stark darauf ausgerich-
tet, monetären Aggregate mit dem
Ziel zu ermitteln, die SNA-Aggrega-
te um Umwelteinflüsse zu korrigie-
ren. Ein Beispiel für ein korrigiertes
Aggregat ist das Ökoinlandspro-
dukt, das sich vom Nettoinlandspro-
dukt des SNA durch die Einbezie-
hung von Abschreibungen auf das
nicht produzierte Naturvermögen
als Äquivalent für den Umweltver-
brauch unterscheidet. Das neue
SEEA-Handbuch, das zur Zeit erar-
beitet wird und voraussichtlich im

Jahr 2001 erscheinen wird, nimmt,
unter dem Eindruck zwischenzeitli-
cher praktischer Erfahrungen zahl-
reicher Statistischer Ämter mit sol-
chen Berechnungsansätzen, eine
deutlich skeptischere Haltung zu
der Frage der Machbarkeit einer
monetären Bewertung ein. Es
schlägt differenziertere Lösungen
vor und ordnet die Durchführung
solcher Ansätze eher dem Wissen-
schaftsbereich und nicht der amt-
lichen Statistik zu.

Die Themenbereiche der UGR des
Statistischen Bundesamtes folgen
dem generellen Rahmen des SEEA.
Die deutschen UGR setzen aller-
dings bestimmte, an den nationalen
Gegebenheiten orientierte Schwer-
punkte. Sie gliedern sich in fünf
Themenbereiche, den dargestellten
Modulen des SEEA zugeordnet wer-
den können.

Der Themenbereich Material- und
Energieflussrechnungen (Schaubild 3)
entspricht dem SEEA-Modul „Physi-
sche Material- und Energieflussrech-
nung. Es werden Ergebnisse über
den „physischen Stoffwechsel“ der
Wirtschaft mit der Natur zur Verfü-
gung gestellt.

Ermittelt werden vor allem Anga-
ben über die Entnahme von Roh-

stoffen (Energieträger, Erze, Steine
und Erden, landwirtschaftliche
Rohstoffe) aus der Natur. sowie die
Abgabe von Rest- und Schadstoffen
(Emissionen in die Luft, Abfälle, Ab-
wasser) an die Natur. Die Material-
ströme werden in der Gliederung
nach wirtschaftlichen Aktivitäten
(Produktions-/Wirtschaftsbereiche und
Kategorien des Privaten Verbrauchs)
dargestellt, die voll kompatibel sind
mit der Darstellungsweise der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

Umfangreiche Ergebnisse werden be-
reits seit mehreren Jahren regelmä-
ßig veröffentlicht. Dieser Themenbe-
reich ist auch der Startpunkt für die
Arbeitsgruppe UGR der Länder.

Der Themenbereich Nutzung von
Fläche und Raum (Schaubild 4) ist
dem SEEA Modul „Physische Vermö-
gensrechnung“ zuzurechnen. Ge-
genstand dieses Themenbereichs
sind die immateriellen Belastungen,
die aus einer veränderten Boden-
nutzung und physischen Eingriffen
resultieren. 

Im Jahr 1997 wurde der Aufbau des
geographischen Datenbestandes Bo-
denbedeckung auf der Basis von
Satellitenbildauswertungen (CORI-
NE Land Cover) abgeschlossen. Mit
diesen Daten, die für viele weitere
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Material- und
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!!!! Emissionen (Luft, Abfall, Abwasser)

!!!! Physische Energieflußtabelle)

!!!! Physische Input-Output Tabelle

Schaubild 3
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Zwecke genutzt werden, ist eine we-
sentliche Lücke im Basisdatenbestand
für die UGR geschlossen worden. 

Darüber hinaus wird auch ein Be-
richtssystem zur Bodennutzung
aufgebaut. Ein wichtiges Ergebnis
ist der daraus abgeleitete Indikator
Zunahme der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche pro Tag, der im Um-
weltbarometer des BMU Verwen-
dung findet. Noch nicht abge-
schlossen sind die Arbeiten in die-
sem Zusammenhang für ein Schätz-
verfahren, das die Bodennutzung
analog zu den Materialflüssen den
Produktionsbereichen der Wirt-
schaft zuordnet. Erste Zahlen in zu-
sammengefasster Produktionsbe-
reichsgliederung konnten bereits
veröffentlicht werden. Im Jahr 2001
sollen Angaben über für die Sied-
lungs- und Verkehrsfläche nach
Nutzungsarten und 60 Produktions-
bereichen publiziert werden. 

Der Themenbereich Umweltzustand
(Schaubild 5) gehört ebenfalls zum
Modul „Physische Vermögensrech-
nung“. Anders als in einigen roh-
stoffreichen Ländern konzentrieren
sich die deutschen Umweltökono-
mischen Gesamtrechnungen bei der
Darstellung des Naturvermögens,
neben der Betrachtung der Boden-
bedeckung und der Bodennutzung

auf die Beschreibung des „Umwelt-
zustands“. Als wichtigste Teile des
Naturvermögens in Deutschland
stehen Landschaften und Ökosyste-
me im Mittelpunkt der Arbeiten. In
ihrem Zustand schlagen sich die Be-
lastungen durch wirtschaftliche Ak-
tivitäten, wie z. B. Abgabe von
Schadstoffen, Art der Bodennut-
zung aber auch Umweltschutzmaß-
nahmen nieder. Letztlich wird bei
der Zustandsbetrachtung darge-

stellt, in welcher Qualität wir die
Natur an zukünftige Generationen
weitergeben.

Dazu müssen erst wesentliche Da-
tengrundlagen geschaffen werden.
Das Statistische Bundesamt hat des-
halb in Zusammenarbeit mit dem
Bundesamt für Naturschutz das
Konzept einer Ökologischen Flä-
chenstichprobe entwickelt und in
einem Pilotversuch zur Anwen-
dungsreife gebracht. Mit Hilfe der
Erhebung soll das flächenmäßige
Vorkommen von Landschaften und
Ökosystemen und deren Qualität
(Stichwort Biodiversität) in der Ge-
samtlandschaft ermittelt werden. 

Der Themenbereich Maßnahmen
des Umweltschutzes (Schaubild 6
siehe Seite 10) entspricht dem SEEA
Modul „Umweltschutz/Ressourcen-
manageent. Kernstück dieses The-
menbereich ist die Ermittlung von
Angaben über Ausgaben, Investiti-
onen und den Bestand an Anlage-
vermögen für Umweltschutz. Jährli-
che Ergebnisse liegen für die Jahre
ab 1975 vor. Darüber hinaus wird
das Aufkommen an umweltbezoge-
nen Steuern ermittelt.

Der Themenbereich Vermeidungs-
kosten (Schaubild 7 siehe Seite 10)
deckt das SEEA-Modul „Monetäre
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    Produktionsbereichen

Schaubild 4
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Bewertung von Strömen und Bestän-
den“ nur in Teilaspekten ab. Insbe-
sondere arbeitet das Statistische
Bundesamt nicht an der Ermittlung
korrigierter gesamtwirtschaftlicher
Aggregate, wie dem Ökoinlandspro-
dukt, weil die theoretischen und
praktischen Probleme bei der Be-
rechnung dieser Größe, die vor allem
bei der dazu erforderlichen monetä-
ren Bewertung auftreten, in abseh-
barer Zeit nicht lösbar sind. Noch
vergleichsweise überschaubar sind
die Erfassungs- und Bewertungsfra-

gen bezüglich des Verbrauch nicht
erneuerbarer Rohstoffe. Als kaum
lösbar haben sich aber die Probleme
bei der Bewertung qualitativer Ein-
griffe in den Naturhaushalt erwie-
sen, wie sie beispielsweise bei der
Nutzung der Natur als Senke für
Rest- und Schadstoffe oder durch die
intensive Nutzung von Fläche und
Raum entstehen.

Die Umweltökonomischen Gesamt-
rechnungen des Statistischen Bun-
desamtes verfolgen deshalb den

pragmatischen Weg, die Einwirkun-
gen auf den Naturhaushalt durch
wirtschaftliche Aktivitäten sowohl
anhand physischer als auch monetä-
rer Größen darzustellen. 

Vermeidungskosten geben an, wel-
che jeweiligen hypothetischen Kos-
ten entstehen würden, um bestimm-
te, durch wirtschaftliche Aktivitäten
ausgelöste Umweltbelastungen stu-
fenweise durch ausgewählte Maß-
nahmen zu vermeiden (Beispiel: Was
würde die Reduktion der heuti-
gen jährlichen Stickoxidemissionen
Deutschlands um 25 % kosten?). Ver-
meidungsmaßnahmen steht an erster
Stelle für technische Maßnahmen,
aber auch strukturelle oder verhal-
tensorientierte Maßnahmen zur
Emissionsreduzierung sind denkbar.

Von der amtlichen Statistik werden
allein die direkten, technischen Ver-
meidungskosten für ausgewählte
umweltrelevante Schadstoffe kalku-
liert. Derartige Berechnungen sind
äußerst aufwendig und konnten bis-
her nur in Form von extern finanzier-
ten Pilotprojekten realisiert werden.

Die Schätzung gesamtwirtschaftli-
cher Vermeidungskosten können
nur durch makroökonomische Mo-
dellrechnungen ermittelt werden.
Derartige Berechnungen gehören
nicht zum Arbeitsgebiet der amt-
lichen Statistik, sondern werden
– entsprechend der bewährten Ar-
beitsteilung zwischen Statistik und
Wissenschaft – auf Grundlage von
Daten aus den UGR von Forschungs-
instituten durchgeführt.

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank Herr Dr. Schoer. Ich
möchte Ihnen besonders für Ihre Be-
reitschaft danken, abweichend von
der ursprünglichen Zeitplanung das
Eingangsreferat zu halten. Gibt es
Fragen zu diesem ersten Vortrag von
Herrn Dr. Schoer? Ich würde Sie bit-
ten, dann das Mikrophon zur Hand
zu nehmen, und Ihren Namen und
die Institution zu nennen aus der Sie
kommen.
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!!!! Ausgaben nach Wirtschaftsbereichen
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Schaubild 6
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Dr. Klaus-Ruthard Frisch
Ich habe zwei Fragen. Zum einen zur
letzten Folie. Es geht um eine Be-
griffsbezeichnung, die mich ein biss-
chen wundert, denn Sie sprechen von
dem Begriff der Reststoffe. Nach all-
gemeiner Rechtslage wird dieser Be-
griff der Reststoffe doch gar nicht
mehr verwendet, sondern nur von
Abfällen gesprochen. Meine Frage ist
deshalb, warum Sie diesen Begriff
noch verwenden. Wäre es nicht bes-
ser in allen Gebieten eine einheitliche
Terminologie zu finden und von Ab-
fällen zu sprechen? Zum anderen
habe ich folgende Frage: Bei den Dar-
stellungsbereichen der UGR haben Sie
eben zum Themenbereich 3 gesagt,
dass die Rohstoffentnahme in
Deutschland keine bedeutende Rolle
mehr spielt. Oft wird dabei mit dem
zurückgehenden Kohlebergbau argu-
mentiert. Aber durch den Bereich der
oberflächennahen Massenrohstoffe,
die nur unter großem Flächenver-
brauch gewonnen werden können,
wird die Natur in hohem Maße in An-
spruch genommen. Die Förderung
solcher Rohstoffe hat einen deutli-
chen Einfluss auf den Naturverbrauch,
den Sie ja gerade stärker abbilden
wollen. Nach meinem Kenntnisstand
gibt es in diesem Bereich über 25 000
Produktionsbetriebe in Deutschland.
Ich finde doch schon, dass das Berück-
sichtigung finden sollte.

Dr. Karl Schoer
Zunächst zu dem Abfallbegriff. Bei
der von mir verwendeten Bezeich-
nung Reststoffe handelt es sich um
eine Übersetzung der englischsprachi-
gen Bezeichnung residuals aus dem
SEEA. Der SEEA-Begriff ist umfassen-
der als der Abfallbegriff im Deutschen
Abfallgesetz. Gemeint sind damit alle
Stoffe, die an die Natur abgegeben
werden. Dazu zählen unter anderem
Abfall und Abwasser, die Luftemissio-
nen sowie der Abraum und das Ber-
gematerial beim Bergbau. Vielleicht
sollte man noch einmal darüber dis-
kutieren, ob die Bezeichnung Rest-
stoffe, wenn sie bei Abfallspezialisten
schon belegt ist, durch eine andere
ersetzt werden kann. 

Zum Ihrem zweiten Punkt. Ich möch-
te betonen, dass die Rohstoffe in un-
serem Rechenwerk durchaus darge-

stellt werden, und zwar bei der Be-
trachtung der Stoffströme. Wir ver-
zichten bislang lediglich auf eine Er-
mittlung der Bestände. Ich will nicht
ausschließen, dass wir uns in der Zu-
kunft nicht auch mit dieser Frage be-
schäftigen werden. Nach unserer
Einschätzung und der Einschätzung
unseres wissenschaftlichen Beirates
haben solche Daten aber aus der
Sicht der Nutzer geringere Priorität.

Walter Proksch
Zum letzten Punkt möchte ich an-
merken, dass es nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen durchaus beträchtli-
che Rohstoffvorräte gibt. Allerdings
ist zu berücksichtigen, dass diese ge-
ologischen Rohstoffvorkommen nur
sehr eingeschränkt für eine Ge-
winnung zur Verfügung stehen, da
andere Flächennutzungsansprüche
häufig Priorität haben. 

Auch der hohe Rohstoffverbrauch
und die damit einhergehende Flä-
cheninanspruchnahme verdeutlichen
diese Vorratssituation. Im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf zum Beispiel
werden im Jahresdurchschnitt mehr
als 2 Quadratkilometer allein für die
Kies- und Sandgewinnung in An-
spruch genommen. 

Dr. Klaus-Ruthard Frisch
Da die Massenrohstoffe nicht weit
transportiert werden können, ohne
dass ihr ökonomischer Wert weiter
stark abnimmt, sind sie von regional
großer Bedeutung.

Volker Arnold
Ich habe eine Bitte. Wie ich der heu-
tigen Teilnehmerliste entnehmen
konnte, kommen wir aus sehr vielen
unterschiedlichen Disziplinen und
sind längst nicht alle Ökonomen.
Deshalb habe ich ein Problem da-
mit, dass wir über solche Begriffe
wie z. B. Reststoff so locker hinweg-
gehen. Wir bewegen uns nicht im
angelsächsischen Sprachraum, son-
dern sind in der Bundesrepublik in
einem deutschen Rechtsgebiet, und
dort gibt es ein Kreislaufwirtschafts-
gesetz, das diesen Begriff belegt.
Ich habe keine Probleme damit, da-
von abzuweichen und einen ande-
ren Begriff zu definieren, aber dann
muss das deutlich werden. Mit dem

Begriff, wie Sie ihn gerade geprägt
haben, können wir als Umweltbe-
hörden jedenfalls nichts anfangen.

Jochen Kehlenbach
Herr Dr. Schoer, wollen Sie etwas
dazu sagen, oder akzeptieren Sie die
Kritik aus der fachlichen Sicht?

Dr. Karl Schoer
Selbstverständlich nehme ich diese
Kritik ernst. Wir müssen noch einmal
darüber nachdenken, wie wir solche
Missverständnisse vermeiden kön-
nen. Da aber auf diesem Feld unter-
schiedliche Disziplinen zueinander
kommen müssen, lassen sich solche
Begriffsverwirrungen nicht in jedem
Falle ausschließen. 

Erlauben Sie mir noch eine Bemer-
kung zum Punkt Rohstoffe. Wir er-
fassen die Rohstoffe zum einen als
Stromgröße in der Materialfluss-
rechnung. Darüber hinaus ist das
Abbauland eine Kategorie in der
Bodennutzungsrechnung. Das heißt,
auch der Flächenverbrauch durch
Abbau von Rohstoffen wird in unse-
rem Rechenwerk dargestellt. Dieser
Aspekt geht also nicht unter. Wir
sind allerdings der Meinung, dass
der Rohstoffabbau im Inland weni-
ger unter dem Blickwinkel „Er-
schöpfbarkeit der Ressourcen“ von
Bedeutung ist, sondern eher unter
dem Gesichtspunkt „Eingriff in Öko-
systeme und Landschaften“. Wenn
Sie in unseren letzten Pressekonfe-
renzbericht schauen, dann werden
Sie dort auch einen Abschnitt fin-
den, der sich mit dieser Problematik
beschäftigt. Wir würden uns freuen,
wenn wir von den Fachleuten auf
diesem Gebiet Reaktionen erhalten
würden. Wir haben einige Exempla-
re unseres Pressekonferenzberichts
auf dem Büchertisch ausgelegt. Die-
se können Sie mitnehmen. Sollten
die Exemplare nicht ausreichen,
können sie über unsere Internet-Ad-
resse Berichte kostenlos bestellen
oder direkt per Download beziehen. 

Jochen Kehlenbach
Die letzten Beiträge haben wohl be-
sonders die Wissenschaft motiviert,
sich zu Wort zu melden. Danach bit-
te ich um Ihr Verständnis, dass wir
die Diskussion an dieser Stelle erst
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einmal beenden und später im An-
schluss an den letzten Vortrag dieser
Runde fortführen.

Dr. Peter Bartelmus
Ich möchte kurz eine Anmerkung zur
Bedeutung der Ressourcenverwen-
dung machen. Zwei Punkte sind da-
bei zu beachten. Zum einen ist die
Bedeutung von Ressourcen in dem
permanenten Abbau und damit in
der Abschreibung auf Naturkapital
zu sehen. Ich habe grob errechnet,
dass für Deutschland die Vernich-
tung von natürlichen Ressourcen im
Bereich von 0,5 Prozent der gesam-
ten Umweltkosten liegt, die wieder-
um drei Prozent des Nettosozialpro-
duktes ausmachen. Das ist eine rela-
tiv geringe Bedeutung des Ressour-
cenverlustes in monetären Größen.
Zum anderen sollte man berücksich-
tigen, dass dieser geringe Ressour-
cenverbrauch in Deutschland zum
Teil auf dem Rücken anderer Länder,
möglicherweise der Entwicklungslän-
der, ausgetragen wird. In der Tat
lässt sich der Import von Nachhaltig-
keit durch Import von Ressourcen
aus anderen Ländern sehr gut mit
der Stoffstromrechnung, wie auch
im Ansatz des Statistischen Bundes-
amtes enthalten, abbilden.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Den Hinweis von Herrn Arnold halte
ich für außerordentlich anregend
und dankenswert. Wir werden im
Beirat zur UGR in der Tat etwas er-
neuern oder ergänzen müssen. Mit
den juristischen Begriffen haben wir
uns bisher dort nicht auseinanderge-
setzt. Aber wir werden uns darüber
Gedanken machen müssen, welche
Definitionen wir einerseits der Um-
weltökonomischen Gesamtrechnung
zugrunde legen, welche Definitio-
nen wir andererseits aus dem juristi-
schen Sprachgebrauch kennen und
wie die Unterschiede zu begründen
sind. Man kann die Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnungen nicht hin-
reichend verstehen, wenn man diese
Divergenzen nicht definitorisch klar-
legt. Deswegen hat sich für mich der
Besuch dieses Workshops schon jetzt
gelohnt.

Jochen Kehlenbach
Herr Professor Meyer, wir haben das
Referat von Herrn Dr. Schoer zwar
vorgezogen, aber es bleibt ausrei-
chend Raum für Ihren Überblicksvor-
trag.

Prof. Dr. Bernd Meyer
Ziele und Konzepte
einer UGR

Vielleicht war es ganz gut, dass wir
die Reihenfolge der Vorträge geän-
dert haben; so wissen Sie bereits, um
was es bei der UGR inhaltlich geht.
Ich möchte in meinem Beitrag ein
wenig die Diskusssionslinien aufzei-
gen, die wir im UGR-Beirat hatten,
und die hinter dem, was Herr Dr.
Schoer uns vorgetragen hat, liegen.
Es ist eine Diskussion, die längst noch
nicht abgeschlossen ist, die wir wei-
terführen werden, aber die natürlich
auch zu dem geführt hat, was die
UGR jetzt ist. 

Zunächst einmal zu den Zielen der
UGR. Natürlich soll die UGR Entschei-
dungshilfen für die Umweltpolitik
liefern. Sie ist aber auch Datenbasis
für den Test wissenschaftlicher Theo-
rien. Es geht dabei um die Entwick-
lung von Modellen, die wiederum als
Unterstützung in der Umweltpolitik
sehr hilfreich sein können. Diese bei-
den Ziele hängen natürlich eng zu-
sammen, wobei es nicht nur darum
geht, die Politiker mit unmittelbarer
Information zu versorgen. Es geht
darüber hinaus darum, wissenschaft-
liche Methoden in diesem Bereich
einsetzen zu können. Ein drittes Ziel:
Die Öffentlichkeit hat ebenfalls
Wünsche an die UGR und will infor-

miert sein. Diese drei Ziele sollte
man im Auge haben, wenn man sich
fragt, wie eine Umweltökonomische
Gesamtrechnung aussehen müsste.
Diese Ziele sollten wir auch im Hin-
terkopf behalten, wenn wir weiter
diskutieren. 

Ich möchte jetzt die Diskussionslinien
etwas sichtbar machen, die wir im
Beirat in der Vergangenheit hatten
und auch noch haben. Ein Gesichts-
punkt ist sicherlich der, dass wir uns
fragen, ob die UGR als eine reine
Stromrechnung denkbar ist, also
eine Rechnung, in der Stromgrößen
wie Verbräuche, Emissionen und
ähnliches wichtig sind, oder ob es
notwendig ist, die Bestände mit ein-
zubeziehen. Ich sage das aus einer
ganz bestimmten Perspektive, näm-
lich aus der ökonomischen Perspekti-
ve. Es handelt sich um eine Umwelt-
ökonomische Gesamtrechnung. Es
geht also nicht um eine allgemeine
Umweltstatistik, sondern es stehen
umweltökonomische Zusammenhän-
ge im Vordergrund. 

Wenn wir über die Zusammenhänge
zwischen Wirtschaft und Umwelt
nachdenken, wird sich dieses oder ein
ähnliches Bild aufdrängen (s. Abbil-
dung 1). Wir haben die Wirtschaft,
die permanent aus der Natur Roh-
stoffe entnimmt und wiederum Stof-
fe in die Natur abgibt. Wir hatten von
Schadstoffen, Reststoffen und ähnli-
chem gesprochen. Beides, sowohl die
Abgabe von Emissionen in die Natur
als auch die Entnahme aus der Natur,
beeinflusst den Zustand der Umwelt.
Diese Zustandsveränderung der Um-
welt hat wiederum Rückwirkungen
auf die Wirtschaft, beispielsweise auf
die Gesundheit der Menschen, und
das hat wiederum Konsequenzen für
wirtschaftliche Tatbestände. Ich refe-
riere jetzt vor dem Hintergrund „Dar-
stellung der Interdependenzen zwi-
schen Wirtschaft und Umwelt“. Es
geht hier nicht um eine allgemeine
umweltstatistische Diskussion. 

Wenn wir uns die obere Ebene an-
schauen, die der Entnahme und der
Emissionen, dann betrachten wir
vor allem Stromgrößen. In der unte-
ren Ebene sind es Zustands-, also
Bestandsgrößen, die zu beobachten
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sind. Die obere Ebene können wir
relativ gut abbilden. Alles, was Herr
Dr. Schoer über physikalische Mate-
rialflussrechnungen berichtet hat,
gehört in diesen Bereich. Dort ist
auch das Anknüpfen an ökonomi-
sche Kategorien relativ einfach.
Aber was die Rückkopplungen auf
die Umwelt betrifft, so ist es in
diesem Bereich außerordentlich
schwierig, Aussagen zu treffen. Wir
wissen zwar um die negativen Aus-
wirkungen von Luftschadstoffemis-
sionen, aber wie sie genau den Zu-
stand des Klimas beeinflussen, um
wie viel Grad sich die Atmosphäre
beispielsweise in einer bestimmten
Zeit erwärmt, darüber haben wir
keine exakte Kenntnis. Wie dies
schließlich sich auf die wirtschaftli-
che Entwicklung auswirkt, kann
schon gar nicht abgeschätzt wer-
den. Das heißt, wir haben auf der
einen Seite Fragestellungen, die
eher im naturwissenschaftlichen Be-
reich liegen, und auf der anderen
Seite Fragestellungen, die der Öko-
nomie sehr verwandt sind. Beide Be-
reiche gehören aber zusammen,
und das ist das Dilemma. Die Öko-
nomen haben nun eine physische
Input-Output-Tabelle entwickelt, in
der der Materialfluss von den ent-
nommenen Ressourcen bis hin zu
den Emissionen in die Natur erkenn-
bar ist. Das sind Rechnungssysteme
im Sinne einer Gesamtrechnung mit
einer systemaren Aufbereitung des
Materials. Auf einem solchen Gebiet
sind Ökonomen kompetent. 

Wie sieht es nun aus, wenn wir die-
sen Bereich verlassen? Wenn wir Fra-
gen nach der Beeinflussung des Um-

weltzustandes stellen? Da fehlt es an
theoretisch sicheren und in sich ge-
schlossenen Darstellungen dieser Zu-
sammenhänge. Ich denke an die Dis-
kussion über Indikatoren, die immer
unter dem Dilemma steht, dass bis-
lang im Grunde keine mit den Mate-
rialflussrechnungen vergleichbare
systematische Darstellung entwickelt
wurde. Wir haben darüber im UGR-
Beirat sehr viel diskutiert. Gleich-
wohl können wir auf diese Indikato-
ren zur Beschreibung des Umweltzu-
standes nicht verzichten, wenn auch
der Zusammenhang mit der Roh-
stoffentnahme und der Schadstoff-
emission meist nicht herstellbar ist. 

Ein vierter Punkt liegt in der Frage, ob
eine Rechnung in physischen Einhei-
ten ausreicht, oder ob eine Bewertung
durchgeführt werden sollte. Anders-
herum gefragt: Kann vielleicht auf
eine Bewertung verzichtet werden?
Dies ist eine grundsätzliche Frage für
die Umweltökonomische Gesamtrech-
nung. Die Materialflussrechnungen
sind Rechnungen in physischen Einhei-
ten, aber aus Sicht der Ökonomen
kommt immer der Wunsch, eine Be-
wertung vorzunehmen. 

Ich möchte zwei Motive benennen,
weshalb Ökonomen eine Bewertung
für positiv erachten. Ökonomen op-
timieren gern. Ein Motiv besteht da-
rin, dass man den Wunsch hat, eine
optimale Umweltnutzung abzulei-
ten. Das ist meines Erachtens aller-
dings ausgeschlossen, weil die An-
nahmen der neoklassischen Wirt-
schaftstheorie, die man dazu benö-
tigt, nicht erfüllt sind. Es geht dabei
um Dinge wie perfekte Information

und Informationsverarbeitungskapa-
zitäten der Agenten, vollständige
Konkurrenz und Umkehrbarkeit der
Zeit. Diese Annahmen sind auch
nicht näherungsweise erfüllt. Es ist
deshalb zwar interessant, im theore-
tischen Rahmen solche Überlegun-
gen anzustellen, aber als Konzept
für eine Umweltökonomische Ge-
samtrechnung sind sie sicherlich
nicht tragfähig. Dieses erste Motiv,
eine Bewertung durchzuführen,
scheidet schon deshalb aus. Die Um-
weltziele sind als Ergebnis eines ge-
sellschaftlichen Diskurses zu betrach-
ten, der vom Konzept der Nachhal-
tigkeit geprägt ist.

Ein anderes Motiv könnte sein, dass
man die Wohlfahrtsverluste, die
durch die Umweltnutzung entste-
hen, in Währungseinheiten messen
möchte. Ein Stichwort lautet hier
„Ökoinlandsprodukt“. In diesem Fall
muss eine Bewertung durchgeführt
werden, wofür drei verschiedene
Konzepte in Frage kommen. Man
könnte versuchen, den Ressourcen-
verbrauch zu bewerten und Ände-
rungen des Marktwertes zu berech-
nen, aber leider gibt es keine Preise,
die man unmittelbar verwenden
könnte. Man müsste wiederum auf
die soeben als nicht tragfähig einge-
stuften neoklassischen Konzepte zu-
rückgreifen. 

Man kann natürlich auch die Men-
schen fragen, was ihnen die Umwelt
wert ist. Hierbei handelt es sich um
die so genannte Ermittlung der Zah-
lungsbereitschaft. Das ist sicherlich in
Einzelprojekten sinnvoll, so z. B. bei
Kosten-Nutzen-Analysen für lokale
Zusammenhänge. Aber als Basis für
eine Umweltökonomische Gesamt-
rechnung, die zur Makroanalyse ge-
hört, ist das wohl ebenfalls nicht
zielführend. 

Schließlich gibt es den so genannten
Vermeidungskostenansatz. Das ist
eine Bewertung, bei der man sich
fragt, was es kosten würde, wenn
man einen bestimmten Schaden ver-
meiden würde. Die dabei notwendi-
gen Anpassungen dienen also als
Maßgröße für eine Bewertung. Das
ist meiner Meinung nach ein tragfä-
higer Ansatz, der sich ja auch in der
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Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung bei der Ermittlung des Wert-
verzehrs des Kapitalstocks bewährt
hat: Die Abschreibungen sind der Be-
trag, der aufgewendet werden muss,
um die nutzunsbedingten Schäden
beim Kapitalstock wieder auszuglei-
chen. Allerdings muss man sehen,
dass eine Berechnung der Vermei-
dungskosten im Sinne statistischer
Datenarbeit – wenn überhaupt – nur
bei den direkten Auswirkungen einer
Vermeidungsmaßnahme möglich ist.
So mag es etwa möglich sein, die mit
einem Technologiewechsel zur Re-
duktion von NOx-Emissionen verbun-
denen Kosten in den einzelnen Bran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes
abzuschätzen. Die im Rahmen der
UGR interessierenden gesamtwirt-
schaftlichen Effekte sind damit aber
noch nicht erfasst, denn es fehlen die
vielfältigen indirekten Effekte, die
mit dem Technologiewechsel verbun-
den sind. Eine Wirtschaft mit einer
geringeren Umweltbelastung hat
eine ganz andere Struktur, die natür-
lich nur durch Modellrechnungen ab-
geschätzt werden kann. 

Das ist der Weg, den wir auch im
UGR-Beirat als grundsätzlich sinnvoll
angesehen haben. Deshalb lassen Sie
mich zum Schluss ein paar Worte
dazu sagen, wie man auf diesem
Wege zu vertiefter Erkenntnis der
gesamtwirtschaftlichen Effekte, der
gesamtwirtschaftlichen monetär be-
werteten Wirkungen kommen kann.
Man weiß, dass bestimmte umwelt-
politische Maßnahmen direkte Aus-
wirkungen auf das Verhalten von
Konsumenten und Investoren haben.
So etwas lässt sich in Modellen abbil-
den. Man kann mit diesen Modellen,
die letztlich den gesamtwirtschaftli-
chen Zusammenhang abbilden, die
aber gleichzeitig sehr tief nach Bran-
chen und Produktgruppen unterglie-
dert sind, den Zusammenhang zwi-
schen wirtschaftlicher Entwicklung
und Rohstoffentnahme und Schad-
stoffemission hinreichend genau ab-
bilden Mit solchen Modellen kann
man dann die Wirkungen, die sich
durch eine Schadensvermeidungs-
maßnahme – z. B. eine Steuer – auf
die gesamtwirtschaftlichen Größen
ergeben, durch Simulationen ablei-
ten. Im Ergebnis wird man eine Zahl

erhalten, die besagt, dass das Brutto-
inlandsprodukt um einen bestimm-
ten Betrag niedriger ist, wenn man
z. B. die CO2-Emission um eine be-
stimmte Menge reduzieren will.

Solche Modelle existieren neben der
UGR und sind nicht ihr Bestandteil. Es
ist aber wichtig, dass bereits bei der
Konzeption der UGR an solche Ana-
lysen gedacht wird, damit die Daten-
bereitstellung auf derartige Anwen-
dungen abgestimmt werden kann. 

Wir haben in der letzten Sitzungs-
runde des dritten UGR-Beirates ver-
schiedene Modelle diskutiert, die zur
Verfügung stehen. Als Ergebnis die-
ser Arbeit werden nun ein Modell
des RWI, Essen und das Modell PAN-
TA RHEI der GWS, Osnabrück in ei-
nem Projekt verwendet, in dem un-
ter der Moderation von Herrn Pro-
fessor Frohn, Universität Bielefeld
die Modellbauer sowie Vertreter der
Statistik und der Politik darüber
nachdenken, welche Daten für den
Betrieb dieser Modelle nötig sind,
welche Fragen sich stellen und wel-
che Fragen wie beantwortbar sind.

Dies ist ein Beispiel dafür, dass die
UGR eine Statistik ist , die von vorn-
herein in einem sehr engen Verbund
zur Anwendungsseite steht. Ich glau-
be, das ist ein ganz wichtiger Punkt,
denn die Notwendigkeit zum Betrieb
solcher Modelle ist auch für die Poli-
tik einfach gegeben. 

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank, Herr Professor Meyer,
für Ihren Überblickvortrag zu Zielen
und Anforderungen an die UGR.
Auch für Ihren Schwenk zur Nutzung
der Ergebnisse der UGR durch die
Wissenschaft, insbesondere durch
die Modelle, die im Rahmen der Wis-
senschaft entwickelt wurden, bin ich
Ihnen dankbar. Ich denke, das ist
auch die Aufgabenteilung, die sich
die amtliche Statistik vorstellt. Wir
Statistischen Ämter verstehen uns als
die Institutionen, die Daten für poli-
tische und auch für wissenschaftliche
Nutzungen bereitstellen. In dieser
Rolle fühlen wir uns wohl, und wenn
Sie uns in dieser Rolle fordern, wer-
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den amtliche Statistik und Wissen-
schaft in Zukunft noch besser zusam-
menarbeiten. 

Gerhard Kmoch
Ich habe eine grundsätzliche Frage.
Sie haben eingangs gesagt, dass ei-
nes der Ziele der UGR die Bereitstel-
lung von Daten für die Umweltpoli-
tik ist. Ich frage mich, ob das nicht
etwas kurz gegriffen ist. Ich hatte
verstanden, dass die UGR Daten be-
reitstellt, die die Politik insgesamt
nutzt. Oder wollten Sie damit aus-
drücken, dass der Rest der Politik
noch nicht interessiert ist?

Prof. Dr. Bernd Meyer
Nein, ich sehe Politik, also Umwelt-
politik, Wirtschaftspolitik und allge-
meine Politik, in einem engen Ge-
flecht. Das war nicht ausschließlich
gemeint. Aber Politik, soweit sie sich
in irgendeinem Zusammenhang mit
Umweltfragen befasst, kann im wei-
testen Sinne als Umweltpolitik defi-
niert werden. 

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ich würde gerne eine kleine Rich-
tigstellung einbringen. Auf der zwei-
ten oder dritten Folie von Herrn Pro-
fessor Meyer entstand der Eindruck,
dass der UGR-Beirat erst im Jahr
1995 eingerichtet worden ist. Tat-
sächlich aber besteht der Beirat seit
dem Jahr 1990. Er wurde vom dama-
ligen Umweltminister Klaus Töpfer
begründet. Herr Töpfer hatte sich
mit dem Begriff „Ökosozialprodukt“
ziemlich weit aus dem Fenster ge-
lehnt. Er stieß auf dieses Konzept,
weil das Statistische Bundesamt erste
Ideen dazu entwickelt hatte. Da nun
im politischen Raum gefragt wurde,
was darunter zu verstehen sei, über-
trug er unserem Beirat die Aufgabe,
sich mit der Definition des Ökosozi-
alprodukts zu beschäftigen. Das ist
im Grunde die Entstehungsgeschich-
te des UGR-Beirats. Wir haben uns
dann Anfang der 90er Jahre zusam-
men mit dem Statistischen Bundes-
amt an die Arbeit gemacht. Seitdem
haben wir drei Stellungnahmen erar-
beitet. Die vierte entsteht gerade; sie
wird Mitte nächsten Jahres fertig
werden. Danach möchte sich dieser
Beirat auflösen. Wir haben das selbst
beschlossen. Das ist eine Konstellati-

on, die es auf der Bundesebene nach
meinem Kenntnisstand bisher noch
nicht gegeben hat. Wir haben von
uns aus gesagt, die Beratungstätig-
keit hat sich in wesentlichen Teilen
erledigt. Das Statistische Bundesamt
hat bei der Entwicklung der UGR so
gute Arbeit geleistet, dass wir gleich-
sam nicht mehr gefragt sind.

Prof. Dr. Bernd Meyer
Herr Professor Dickertmann, die Jah-
reszahl 1995 versteht sich als Hinweis
auf ein Zitat. Es tut mir leid, dass das
nicht eindeutig war. Es ging nur da-
rum, dass sich dort der Beirat einmal
zu den Zielen der UGR geäußert hat.

Dr. Hans Herbert Krieg
Ich gehöre zu denjenigen, die sich
relativ früh in ihrem Studium mit der
Umweltökonomik beschäftigt ha-
ben. Sie haben ein wichtiges Thema
angesprochen. Das ist die Problema-
tik der Bewertung. Sollen wir bewer-
ten oder sollen wir nicht bewerten?
Ich bin der Meinung, wir bewerten
schon dann, wenn wir bestimmte
physische Dinge zur Erfassung aus-
wählen und andere nicht. Aber na-
türlich ist das keine ökonomische Be-
wertung in dem Sinne, dass wir DM-
Größen verwenden. Sicher haben wir
ein Problem, wenn wir so etwas er-
mitteln wollen wie eine der neoklas-
sischen Theorie folgende optimale
Umweltnutzung. Das Problem ist die
Unsicherheit, denn dann müssen wir
so etwas wie Erwartungswerte er-
mitteln. Wir müssen versuchen, die
Unsicherheit in die Bewertung ein-
fließen zu lassen, was aber insbeson-
dere bei den globalen Umweltprob-
lemen – ich nenne einmal das Ozon-
loch oder auch die Klimaänderungen
oder die Bewertung von Atomkraft-
werken – eine große Schwierigkeit
darstellt. Ich denke, um diese Art der
Bewertung kommt man nicht herum,
weil damit auch die weltweite Ver-
teilung der Ressourcen in die Analy-
se einbezogen werden kann. Für
uns, die Reichen in den Industrielän-
dern, spielt die Sicherheit vor globa-
len Umweltproblemen eine größere
Rolle als für Menschen, die kurz vor
dem Verhungern stehen. Wir sollten
deshalb das Problem der Bewertung
durch eine Beschränkung der Analy-
se auf physische Größen nicht aus-

blenden, sondern angehen. Das
zentrale Element einer ökonomi-
schen und damit auch einer umwelt-
ökonomischen Analyse ist die Bewer-
tung. Aber wir sollten dabei nicht
eine neoklassische Analyse versu-
chen, denn es gibt schon lange ande-
re Ansätze, wie die Steady State Eco-
nomics verbunden mit dem Namen
Daly und Boulding, die bei uns an-
scheinend noch immer nicht in die
umweltökonomischen Lehrbücher vor-
gedrungen sind.

Prof. Dr. Bernd Meyer
Es kommt darauf an, wo man so et-
was sagt. Es gibt inzwischen einige
Fachbereiche, an denen Sie so et-
was ruhig sagen können. Das sind
die ökologischen Ökonomen, die
sich sozusagen als Gegenposition
zu den neoklassischen Umweltöko-
nomen darstellen. 

Was die Bewertungsfrage betrifft,
so bin ich sehr skeptisch, wenn es
darum geht, so etwas wie eine
Marktbewertung zu versuchen. Die
Unsicherheiten, die dann ins Spiel
kommen, sind gewaltig, weil die An-
nahmen dieser Theorie, die Sie zu-
grunde legen müssen, wenn Sie eine
Bewertung durchführen wollen, we-
nig haltbar und tragfähig sind. Es
geht um lange Zeiträume, beispiels-
weise um die Erträge über lange
Zeiträume. Sie müssen unterstellen,
dass Information vorhanden ist, die
aber tatsächlich nicht gegeben ist.
Denken Sie auch an die Frage, ob
die Märkte wirklich als Konkurrenz-
märkte organisiert sind oder nicht.
Das spielt eine große Rolle bei die-
ser Bewertungsfrage. Auch das
Gleichgewichtskonzept, das hinter
der neoklassischen Ökonomie, steckt
ist sehr problematisch. Als Referenz-
system ist das sehr interessant, aber
wenn es darum geht, Daten zu pro-
duzieren, die unsere Wirklichkeit
beschreiben, dann ist eine solche Be-
wertung eine sehr gewagte Sache.
Man kann neoklassische Umwelt-
ökonomik sicherlich theoretisch be-
treiben und im Sinne eines Refe-
renzsystems über die Umwelt nach-
denken. Aber wenn wir bei der Da-
tenproduktion im Rahmen der UGR
sicheren Boden unter den Füßen ha-
ben wollen, dann sollten wir in die-
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ser Richtung sehr zurückhaltend
sein. Ich bin sehr dagegen, so etwas
zu versuchen. 

Eine Bewertung in dem Sinne, wie
Sie es angesprochen haben, ist sicher
richtig. Dadurch, dass wir bestimmte
Rohstoffe in den physischen Rech-
nungen auswählen, sprechen wir
schon eine Bewertung aus. Dies ist
auch notwendig, denn wir können
nicht alles erfassen, und den Roh-
stoffen muss eine gewisse Bedeu-
tung zugeordnet werden. 

Eine anderer gangbarer Weg, den
ich erwähnt habe, ist der Vermei-
dungskostenansatz. Meiner Auffas-
sung nach hilft uns dieses Konzept
aber auch nicht in der Form weiter,
dass wir eine Statistik haben könn-
ten, in der wir auf der Basis dieses
Vermeidungskostenansatzes wirklich
die Dinge im Sinne von Addieren
und Subtrahieren usw. zusammen-
rechnen könnten. Da wäre ich auch
sehr skeptisch. Sie müssen sich vor-
stellen, dass wir die vielen indirekten
Effekte, die hinter diesem Vermei-
dungskostenansatz stehen, nicht auf
diese Weise erfassen können. Denn
mit dem Vermeidungskostenansatz
erfassen wir nur unmittelbar etwas.
Am Beispiel NOX, das ich vorhin ge-
nannt habe, können Sie das nach-
vollziehen. Was ist notwendig, wenn
wir von einer Technologie auf eine
andere wechseln? Welche Kosten
entstehen dann? Das kann unter an-
derem zur Folge haben, dass Vorlie-
feranten ganz neue Produkte produ-
zieren, was wiederum mehr oder
weniger Beschäftigung zum Ergebnis
haben kann. Alle diese indirekten
Dinge, diese sich vollziehenden An-
passungen in der Wirtschaft, die
möglicherweise bedeutsamer sind als
die direkten Effekte, lassen sich nicht
rein statistisch beschreiben, sondern
dazu bedarf es des Einsatzes von Si-
mulationsmodellen. Das ist meine
Position zur Frage Bewertung, aber
dazu gibt es auch andere Auffassun-
gen.

Jochen Kehlenbach
Nochmals herzlichen Dank, Herr Pro-
fessor Meyer. Selbst wenn der wis-
senschaftliche Beirat im nächsten
Jahr seine Auflösung vorschlagen

sollte und das Bundesumweltminis-
terium dem stattgeben würde, hoffe
ich, dass die Wissenschaft der amtli-
chen Statistik weiterhin bei Fragen
zur UGR beratend zur Verfügung
stehen wird. Denn wir brauchen sie
nicht nur als zukünftigen Nutzer der
UGR, sondern auch bei der methodi-
schen Weiterentwicklung. Ich darf
überleiten auf Herrn Dr. Bartelmus
vom Wuppertal Institut. Wer ihn
kennt, wird wissen, dass er sich mit
den Bewertungsfragen stärker ausei-
nandersetzen wird, und dass viel-
leicht Ihr Anliegen, Herr Dr. Krieg,
von ihm aufgegriffen wird. 

Dr. Peter Bartelmus
Nachhaltigkeitsmessung in
monetären und physischen
Ansätzen

Vielen Dank, Herr Kehlenbach. Ich
freue mich sehr, heute hier zu sein,
weil das Thema der Definition und
Messung von Nachhaltigkeit für un-
terschiedliche Regionen weitgehend
unterbelichtet und daher besonders
spannend ist. Meine einzige Erfah-
rung in diesem Bereich sind die Phi-
lippinen, bei denen die Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung be-
stimmte Inselgruppen zusammen-
fasst. Die räumliche Trennung dieser
Regionen kann daher mit Hilfe der
Transportstatistik relativ gut abgebil-
det werden. In Deutschland sieht das
zweifellos anders aus, und ich hoffe
hierzu in diesem Workshop einiges
zu lernen. 

Somit habe ich also weniger zu der
Regionalfrage zu berichten; vielmehr
möchte ich Ihnen einen Überblick
über den gegenwärtigen Stand der
internationalen Diskussion und die
Leistungsfähigkeit physischer und
monetärer Datensysteme hinsichtlich
Nachhaltigkeitsmessung geben. 

SEEA-Revision: 
vom System zum Rahmenwerk

Das System for integrated Environ-
mental and Economic Accounting
(SEEA), das ich zusammen mit Carsten
Stahmer vom Statistischen Bundes-
amt und Jan van Tongeren vom Sta-
tistischen Amt der Vereinten Natio-
nen entwickelte, wurde zum ersten
Mal auf dem Rio-Erdgipfel im Jahre
1992 international vorgestellt. Seine
Akzeptanz als ein eigenes Programm
der Agenda 21 wurde von vielen, vor
allem Industriestaaten, als eine Art
Coup empfunden. Denn wie konnten
es die Vereinten Nationen wagen, ein
derartiges System ans Licht zu brin-
gen, ohne dass es in den Ländern, die
so etwas doch immer besser können,
voll ausdiskutiert war? Dass dieser
Coup geglückt ist, zeigt sich auch da-
ran, dass selbst der Beirat zur deut-
schen UGR diese bis jetzt diskutiert
hat. Hätten wir das Ende des Beirats,
das ja nun bevorsteht, abgewartet,
dann gäbe es wahrscheinlich immer
noch kein SEEA. Aber die Reaktion
der Industriestaaten ließ nicht lange
auf sich warten. Großbritannien und
die statistischen Ämter der EU (EU-
ROSTAT) übernahmen die Initiative
und reagierten auf das Agenda 21
Programm mit der Gründung der sog.
London Group, die sich zur Zeit mit
der Revision des SEEA befasst. 

Die Diskussion in der London Group
ist durch zwei Emotionen oder Mo-
tivationen gekennzeichnet, die ich
hier einmal als Begierde und Ängst-
lichkeit bezeichnen möchte. Die Be-
gierde besteht darin, zu versuchen,
soviel wie möglich von den Umwelt-
fragen in die VGR, bzw. UGR, einzu-
bauen. Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechner machen so etwas gerne, sie
möchten die ganze Welt abbilden,
und viele von den Indikatoren der
Umweltstatistik, die in ganz ande-
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ren Rahmensystemen entwickelt
wurden, sollen in der einen oder an-
deren Form in die UGR eingebracht
werden. Zur Ängstlichkeit anderer-
seits haben wir gerade einiges ge-
hört: Das Problem liegt hier in der
Bewertung von Umweltbelastun-
gen. Es wird die Auffassung vertre-
ten, dass ein monetärer Wertansatz
eher zur Modellierung gehört. Das
heißt, die monetäre Bewertung
wird in Modelle abgeschoben oder
zum Teil sogar völlig negiert. Die
Folge ist eine neue Gewichtigkeit
der physischen Ansätze, was sich in
der dominierenden Darstellung des
niederländischen NAMEA-Ansatzes
widerspiegelt. Das Resultat: Beide
Motivationen sprengen das ur-
sprünglich in sich geschlossene Sys-
tem der integrierten umweltökono-
mischen Gesamtrechnung. Dieses
System kann ich Ihnen natürlich
jetzt nur ganz grob vorstellen, aber
Herr Schoer hat hierzu schon wichti-
ge Punkte geliefert. 

Sie sehen in Schaubild 1 die Entste-
hungs-, Verwendungs- und Vermö-
gensrechnung der konventionellen
Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung (VGR), erweitert um Naturkapi-
tal. Der Naturkapitalverbrauch wird

 – analog zum Verbrauch des produ-
zierten Anlagevermögens – sowohl
in den Vermögensbilanzen zur Be-
rechnung der Nettokapitalbildung
als auch in den Produktionskonten
als Kostengröße bei den verursa-
chenden Wirtschaftsakteuren in Ab-
zug gebracht. Damit wird der Sys-
temcharakter im SEEA voll gewahrt,
was sich auch in der Beibehaltung
der Bilanzierungsgleichungen für die
wichtigsten Wirtschaftsindikatoren
widerspiegelt. 

Das ist ein ganz anderer Ansatz als
der, den wir vorhin in der Vorstel-
lung von Herrn Schoer kennenge-
lernt haben. Die UGR des Statisti-
schen Bundesamts ist ein modularer
Ansatz, wie er ähnlich – ich überlas-
se Ihnen den Vergleich – von dem
Revisionsprozess des SEEA übernom-
men wurde. Sie sehen in Schaubild 2
(s. Seite 18) die verschiedenen Mo-
dule der revidierten SEEA. Das
Schaubild ist eine eigene Anpassung
der kürzlichen Ausweitung des neu-
en SEEA von fünf auf neun Module.
Die durchgezogenen Pfeile stellen
Datenflüsse dar, während die gestri-
chelten Pfeile auf konzeptionelle
Beziehungen hindeuten. 

Man beachte, dass diejenigen Aktivi-
täten, welche eine echte Integration
in zusammenfassende Indikatoren
wie Öko-Inlandsprodukt oder Öko-
Investition ermöglichen würden, als
„Tätigkeitsmodule“, also keine ech-
ten Konten, ausgegliedert sind. Es
sind dies die Bewertung von Um-
weltbelastungen (Kap. VIII, das Kapi-
tel um das sich momentan alle strei-
ten) und die Integration von physi-
schen und monetären Rechnungen
(Kap. IV). Die Gefahr besteht, dass
die für echte integrative Nachhaltig-
keitsmessung notwendigen Indikato-
ren einfach von der amtlichen Statis-
tik ignoriert werden. Außerdem
zeigt sich hier die Inkorporation der
physischen Daten (Kap. III, IV), wel-
che die schon erwähnte NAMEA, die
Stoffstromrechnung und die Physi-
sche Input-Output-Tabelle (PIOT)
umfasst. 

Ängstlichkeit hinsichtlich der Aggre-
gierung von Umweltindikatoren und
Begierde, diese dennoch möglichst
alle in das SEEA einzubeziehen,
schaffen nicht nur Widersprüchlich-
keiten (bspw. bei der extensiven Dis-
kussion der Schadensmessung) son-
dern liefern auch den Sprengsatz für
die Auflösung des Systemcharakters

17

Schaubild 1: SEEA Struktur und Bilanzierungsgleichungen

ANFANGSBESTAND Wirtschaftsvermögen (WV0) Umweltvermögen (UV0)

Aufkommen

Verwendung

INLÄNDISCHE 
PRODUKTION 

(Industriezweige)

ENDVERBRAUCH
(Haushalte, Staat)

Output (Oi)

Vorleistungen (ICi) Endverbrauch (C)

+

KAPITALBILDUNG KAPITALBILDUNG

Bruttoinvestition (BI)

ÜBRIGE WELT

Importe (M)

Exporte (X)

Verbrauch

Nettowertschöpfung (WS),
NIP

Naturkapitalverbrauch
(Ressourcenabbau und 
Umweltbelastung)

Öko-Indikatoren

Kapitalverbrauch (CCi)

WSi = Oi – ICi – CCi 
NIP = ∑WSi

Umweltkosten der 
Industriezweige (UKi)

ÖWSi = WSi – UKi 
ÖIP = ∑∑∑∑ÖWSi – ∑∑∑∑UKh

Umweltkosten der 
Haushalte (UKh)

ENDBESTAND

Kapitalverbrauch (–CC)

Naturkapitalverbrauch 
(–UK)

ÖNI = BI – CC – UK

 +

Sonstige Veränderungen
des Wirtschaftsvermögens

Sonstige Verändungen
des Umweltvermögens

=

Wirtschaftsvermögen (WV1) Umweltvermögen (UV1)

Quelle: P. Bartelmus (1999)
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des ursprünglichen SEEA. Dies ist
eine sehr unglückliche Entwicklung
des Revisionsprozesses, resultierend
aus der Tatsache, dass die London
Group sich überwiegend aus Statisti-
kern und volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnern zusammensetzt. Für
unser Ziel, die Verbindung zwischen
Umwelt und Wirtschaft abzubilden,
bedeutet das, dass wir keine integ-
rierten Indikatoren, sondern nur
Teilsysteme physischer oder monetä-
rer Art entwickeln. Eine Hoffnung
bleibt: Es ist das im letzten Jahr er-
schienene Operational Manual des
SEEA, welches den Systemansatz voll
beibehält und sich zu einem Konkur-
renzsystem entwickeln könnte.

DDDDeeeemmmmaaaatttteeeerrrriiiiaaaalllliiiissssiiiieeeerrrruuuunnnngggg    
uuuunnnndddd    KKKKaaaappppiiiittttaaaalllleeeerrrrhhhhaaaallllttttuuuunnnngggg
––––    zzzzwwwweeeeiiii    SSSSeeeeiiiitttteeeennnn    ddddeeeerrrr    gggglllleeeeiiiicccchhhheeeennnn    MMMMeeeeddddaaaaiiiilllllllleeee
 
Nachhaltigkeit bezieht sich eigent-
lich nicht nur auf Umweltpolitik, ob-
wohl das nicht nur in Deutschland
vielfach so gesehen wird. Danach
liegt der Schwerpunkt der Nachhal-
tigkeitspolitik bei umweltökonomi-
schen Aspekten; soziale und instituti-
onelle Aspekte werden außer Acht
gelassen. Die Umweltproblematik
wird mit globaler Erwärmung gleich-
gesetzt, und damit sind wir bei
Nachhaltigkeit gleich Auffangen der
Auswirkungen der globalen Erwär-
mung, denn die anderen Probleme
haben wir natürlich schon im Griff.
Während diese Reduktion wohl zu
weit geht, ist die Beschränkung der
Nachhaltigkeit auf Umwelt und

Wirtschaft in der UGR notwendig,
weil wir in diesem System soziale
und institutionelle Aspekte nur
schlecht abbilden können. 

Jetzt möchte ich Ihnen noch zeigen,
welche Nachhaltigkeitskonzepte wir
aus einer mehr oder weniger integ-
rierten UGR ableiten können, wenn
wir uns auf die Interaktion zwischen
Umwelt und Ökonomie beschrän-
ken. Sie sehen hier eine Abbildung
(Schaubild 3), bei der aus der Um-
welt Stoffströme in die Wirtschaft
eingebracht und dann in den Senken
als Abfall entsorgt werden. Sie sehen
außerdem, dargestellt durch „Blit-
ze“, die entsprechenden Konzepte,
die man aus der Stoffstromrech-
nung, also dem physischen Ansatz,
und aus dem SEEA, welches monetä-
re und physische Werte einschließt,
ableiten kann. 

Wenn wir Stoffstrominputs als aktu-
elle und potentielle Umweltbelas-
tungen abbilden, haben wir natür-
lich das Ziel, diese Belastungen zu re-
duzieren. Die Frage ist, um wie viel.
Bei uns im Wuppertal Institut hat
man sich einige Gedanken dazu ge-
macht und kam dann zu der bekann-
ten Reduzierung um den Faktor Vier.
Diese Forderung beruht auf einer
Analyse des sog. Umweltraums, der –
vereinfacht – allen gleichermaßen
zur Verfügung stehen sollte. Wir
sind der Meinung, dass durch eine
weltweite Halbierung der Stoffströ-
me trotzdem ein Wachstum um das
Doppelte in den nächsten 30 bis 50
Jahren erreicht werden kann. Wir
müssen also bei der Stoffstromrech-
nung einen normativen Standard
einführen, um einen Nachhaltig-
keitsbegriff formulieren und messen
zu können. 

Schaubild 3 zeigt auch die Verände-
rung, durch Kapitalbildung und Ka-
pitalverbrauch, des um Naturkapital
erweiterten Kapitalstocks. Wenn es
uns auf der Outputseite gelingt, die-
se Veränderungen monetär zu be-
werten, dann können wir einen Indi-
kator berechnen, der uns zeigt, ob
wir netto unseren Bestand an pro-
duzierten Kapital und Naturkapital
erhalten oder ob wir von der
Substanz des Kapitals gelebt haben.
Dieser Indikator ist die Öko-Nettoin-
vestition, welche „wahrhaft netto“
nicht nur den Verbrauch von produ-
ziertem sondern auch von Naturka-
pital in Abzug bringt. Das Prinzip
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Quelle: SEEArev. I Kapitel I (Entwurf vom 1.5.2000), Fig. 1.4, modifiziert

Schaubild 2: SEEArev. I und Verbindung zur SNA

Schaubild 3:
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der Nachhaltigkeit besteht somit da-
rin, zukünftiges Wachstum durch
Kapitalerhaltung – mittels Reinvesti-
tion der Umweltkosten – langfristig
sicherzustellen. Im Gegensatz zum
ökologischen Prinzip der „starken“
Nachhaltigkeit, d. h. der Erhaltung
aller Formen des Naturvermögens,
stellt das ökonomische Prinzip der
umfassenden Kapitalerhaltung
(gleich in welcher Form) ein „schwa-
ches“ Nachhaltigkeitskonzept dar,
welches die Substitution der ver-
schiedenen Kapitalformen grund-
sätzlich zulässt. 

Exkurs zu den Umweltkosten:
Wie ökologisch ist die Ökosteuer?

Lassen Sie mich noch einige Anmer-
kungen zu der Verwendung der in
der UGR ausgewiesenen Umwelt-
kosten machen. Die Daten, die wir
von der monetären Seite errechnen,
sollten vor allem eines bewirken:
Wir wollen die Größe der Umwelt-
belastungen ermitteln, die wir den
Verursachern von Umweltproble-
men in der Wirtschaft zuordnen
können. Das Verursacherprinzip und
die Diskussion um die Ökosteuer in
Deutschland sind bekannt. 

Unsere Pilotstudie des SEEA-
Deutschland zeigt hierzu einige in-
teressante Ergebnisse. Die Ökosteu-
er fällt danach insgesamt zu niedrig
aus; völlig verzerrt ist außerdem
ihre Zuordnung auf die Wirtschafts-
akteure. Entsprechend dem ökono-
mischen Prinzip der Kosteninternali-
sierung müsste der Verbrauch an
Naturkapital, also des Ressourcen-
abbaus und der Schadstoffemission
den Verursachern zugeordnet wer-
den. Die Belastungen der Ökosteuer
sind dagegen nicht an ökologischen
sondern eher an sozialen (Rentenfi-
nanzierung) und ökonomischen
(Ausnahmeregelungen zur Beschäf-
tigungsförderung) orientiert. Die
SEEA-Ergebnisse weisen dagegen
auf eine ganz andere Verteilung
hin, welche vielleicht die emotional
angeheizte Diskussion um Schmerz-
grenzen etwas abkühlen könnte.  

Nachhaltigkeit in Wachstum
und Entwicklung

Alle diese Ansätze beschränken sich
auf die Diskussion, inwieweit wir
Wachstum oder wirtschaftliche Tä-
tigkeit erhalten können. Wenn wir
von nachhaltiger Entwicklung spre-
chen, müssen wir das Gebiet auswei-
ten. Dann kommen soziale Fragen
der Verteilung des Wohlstands in-
nerhalb und zwischen den Generati-
onen sowie weitere kulturelle und
ethische Werte ins Blickfeld. Meiner
Ansicht lassen sich derartige Fragen
nur durch normative Standards, d. h.
durch konkrete Definition von Nach-
haltigkeitszielen, abbilden. Die For-
mulierung derartiger Zielsetzungen
führt zur Festlegung eines „Zulässig-
keitsraums“ für ökonomische Aktivi-
täten: Innerhalb dieses Raumes kann
die unsichtbare Hand des Markts ef-
fizient knappe Ressourcen (auch un-
ter Berücksichtigung der internali-
sierten Umweltkosten) allokieren.
Außerhalb muss dann doch wohl die
sichtbare Hand der Normen-Setzer,
zeigen, ob wir gewisse Grundziele
unserer Gesellschaft verletzt haben
oder nicht. 

Nachhaltigkeit und Regionalisierung

Mein letzter Punkt ist die Frage
nach der Regionalisierung des Nach-
haltigkeitsbegriffs und seiner Mes-
sung. Nachhaltigkeit des Wirtschaf-
tens hängt von der Abgrenzung ein-
zelner Regionen ab. Sie ist eine
Funktion der Region, da die ver-
schiedenen Regionen ihre Nachhal-
tigkeit durch Importe von natürli-
chen Ressourcen und durch Stand-
ortverlagerungen von umweltbe-
lastenden Industrien verbessern
können. Auch grenzüberschreitende
Umweltbelastungen können wir
durch Änderung unser Produktions-
und Konsummuster beeinflussen. In-
wieweit es gelingt, das physisch und
monetär abzubilden, ist eine Frage,
die wir hier hoffentlich diskutieren
können und auch in Zukunft disku-
tieren werden. Wir haben hier ein
Messproblem, weil wir Verflechtun-
gen nur schlecht über das Trans-
portwesen erfassen können, wenn
keine echten Grenzen bestehen. Ich

könnte mir vorstellen, dass dies
auch ein Problem beim Integrations-
prozess der Europäischen Union ist.

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank, Herr Dr. Bartelmus.
Gibt es Fragen zu diesem Vortrag?

Oswald Angermann
Herr Dr. Bartelmus, Sie haben ge-
sagt, dass in dem SEEA der Vereinten
Nationen oder in der Weiterentwick-
lung des SEEA der soziale Aspekt zu
kurz kommt und dass dort haupt-
sächlich ökonomische und ökologi-
sche Fragen behandelt werden. Ich
glaube, dass gerade mit Hilfe des
SEEA auch Antworten auf soziale
Fragen gegeben werden können,
wenn man diese ökologischen Frage-
stellungen in die Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen in irgendei-
ner Weise integriert. Ich denke, das
ist genau der Ansatz. Wir wollen
doch für die Politik, für die Wissen-
schaft und auch für die breite Öf-
fentlichkeit Informationen zur Ver-
fügung stellen, und zwar Informatio-
nen, die jeder versteht. Das ist vorhin
auch von Herrn Professor Dickert-
mann und von Herrn Arnold ange-
sprochen worden. Jeder ist auf sei-
nem Gebiet ein Spezialist und kennt
sich gut aus, aber untereinander ver-
stehen wir uns zu wenig. 

Gerade die Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen geben uns doch die
Möglichkeit, ökologische und soziale
Fragestellungen zu integrieren. Wir
binden die Umweltthemen, also die
Belastungen der Umwelt ein in das
Bild der Ökonomie, wie es die Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen
abbilden. Wir versuchen, die Emissio-
nen nachzuweisen und nach den Be-
reichen zu untergliedern, aus denen
sie stammen. Wir versuchen, die Bo-
dennutzung zu disaggregieren und
zu zeigen, von welchen Wirtschafts-
aktivitäten der Boden in Anspruch
genommen wird. Dann ermöglichen
die VGR eine Annäherung an soziale
Aspekte. Welche Beschäftigungswir-
kungen ergeben sich in bestimmten
Bereichen wenn ich an der Politik et-
was ändere? Welche Auswirkungen
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gibt es beim privaten Verbrauch?
Das sind Themen, die wichtige sozia-
le Aspekte betreffen, die wir mit Hil-
fe der VGR gut abbilden können.
Ähnliches gilt für die Einkommens-
verteilung. Ich denke, das ist ein ers-
ter wichtiger Schritt, um sich sozia-
len Aspekten zu nähern. 

Die tiefe Disaggregation, die wir in
der UGR vornehmen, ist außerdem
eine Annäherung an regionale As-
pekte. Wenn in dem Bereich Kohle
Veränderungen eintreten, dann be-
deutet das für Nordrhein-Westfalen
wesentlich mehr als für Hessen oder
für ein Land, in dem Kohle über-
haupt keine Rolle spielt. Ich glaube
also, dass das SEEA eine gelungene
Annäherung ist, um soziale und auch
regionale Aspekte zu behandeln.

Dr. Peter Bartelmus
Sie sehen hier ein wenig die Begier-
de, die ich vorhin angesprochen
habe. Der Einbau von sozialen As-
pekten in die VGR durch Anbau von
sozialen Indikatoren und Sozialstatis-
tik ist sicher nicht schlecht, im Ge-
genteil, aber häufig werden dadurch
Erwartungen an die Messung der so-
zialen Dimension von Nachhaltigkeit
geweckt, die nicht befriedigt werden
können Bisher haben sich eher die
flexiblen Rahmenwerke, wie bei-
spielsweise der „Pressure-State-Re-
sponse-Ansatz“, der für Umweltda-
ten entwickelt wurde, bewährt. Sie
bilden nicht nur die unmittelbaren
Einwirkungen auf die Umwelt und
die Reaktionen darauf ab sondern
auch deren Wohlfahrtseffekte (Ge-
sundheit, Erholung usw.), ohne sie in
die Zwangsjacke eines kausalen Zu-
sammenhangs zu stecken. Inwieweit
der modulare UGR-Ansatz eine echte
Integration von Wirtschaft, Umwelt
und Sozialem bewirken kann ist eine
offene Frage. Ich habe da Zweifel.
Mein Schaubild 2 zeigt, dass alle Mo-
dule untereinander zusammenhän-
gen, ohne diesen Zusammenhang
wirklich zu klären oder gar zu mes-
sen. Am Beispiel des Diskurses zum
Human- und Sozialkapital sehen Sie,
dass es bisher nicht gelungen ist, die-
se Kapitalformen wirklich integrativ
abzubilden. Ich würde Ihnen voll
zustimmen, dass es möglich ist, über
die UGR hinaus, aber nicht in der

UGR selbst, soziale Dimensionen
durch umfassendere Modellierung,
wie beispielsweise die Input-Output-
Analyse von Herrn Professor Meyer,
in die Analyse zu integrieren. Soziale
Bilanzen (social accounting matrices)
und soziale Indikatorenlisten können
hierzu die notwendigen Daten lie-
fern. 

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank, Herr Dr. Bartelmus. Ich
möchte überleiten auf Herrn Hille-
brand vom RWI. Herr Hillebrand be-
schäftigt sich dort im Rahmen eines
größeren Projektes mit der Frage der
Verknüpfung von Modellen und In-
dikatoren und den damit verbunde-
nen Anforderungen an die Umwelt-
statistik. Dies ist auch das Thema sei-
nes Vortrages. 

Bernhard Hillebrand
Verknüpfung von Modellen
und Umweltindikatoren 
– Anforderungen

an die Umweltstatistik

Ich bin ein bisschen verzagt, denn
was wir bisher gemacht haben, ist
genau ein modularer Ansatz, der na-
türlich nicht vollständig integriert ist
und bei dem die Pfeile nur andeu-
ten, dass man Verbindungen herstel-
len kann. Trotzdem glaube ich, dass
man mit diesem Konzept durchaus
erfolgreich sein kann.
 

Zunächst ein paar Worte zur Einfüh-
rung. Wir sind Teilhaber an dem Pro-
jekt, das Herr Professor Meyer vorhin
charakterisiert hat. Mit Hilfe von

ökonometrischen Analysen soll der
Zusammenhang zwischen wirtschaft-
licher, insbesondere sektoraler Ent-
wicklung und Inanspruchnahme von
Umweltressourcen abgebildet wer-
den. Dabei greifen wir auf bereits
bestehende Modell- und Dateninfor-
mationssysteme zurück. Die empiri-
sche Basis der Modellbildung ist die
amtliche Statistik, insbesondere die
Umweltökonomische Gesamtrechnung.
Da wir auf dieses umfangreiche Da-
tenangebot zurückgreifen können,
ist uns natürlich eine Menge Arbeit
abgenommen worden. Wir konzipie-
ren und entwerfen auch keine neu-
en Modelle, sondern knüpfen an
bestehende Modelle an. Das trifft so-
wohl auf Herrn Professor Meyer wie
auch auf das RWI zu. Wir nutzen un-
sere Modelle, die wir bereits seit län-
gerer Zeit auch für andere Fragestel-
lungen verwendet haben, um sie mit
den Umweltindikatoren zu verknüp-
fen. Dass ein solches Vorgehen ganz
spezifische Probleme induziert, will
ich Ihnen am Beispiel des RWI-Ansat-
zes verdeutlichen. Ich glaube aber,
dass meine Anmerkungen generell
gelten, denn unsere Ansätze, so ver-
schieden sie auch in einzelnen Teilen
durchaus sind, haben doch eine ge-
meinsame Philosophie. Insofern den-
ke ich, auch wenn es RWI-Überle-
gungen sind, sind sie doch allgemein
gültig, was die Verknüpfung von
Modellen und Umweltindikatoren
betrifft und welche Herausforderun-
gen sich dadurch für die Statistik,
das heißt für die Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnung, ergeben. 

Ich sagte schon, dass die Indikatoren
selbst nicht Gegenstand unserer Ar-
beiten sind. Wir nehmen sie als ge-
geben hin (vgl. Folie 1). Deswegen
möchte ich kurz zu dem Modellkon-
zept überleiten, das wir pflegen. All-
gemein formuliert haben wir zwar
verschiedene Ansätze – Herrn Profes-
sor Meyer mehr einen integrativen,
wir mehr einen modularen Aufbau –,
aber die Elemente, die dort vertre-
ten sind, sind relativ gleich und ha-
ben durchaus eine ähnliche Struktur. 

Ich beginne mit dem sektoralen
Strukturmodell, weil das die Klam-
mer für die gesamten Rechnungen
ist. In Osnabrück wird dieser Ansatz
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PANTA-RHEI-Modell und in Essen
RWI-Strukturmodell genannt. Es
handelt sich hierbei um ein auf der
Basis von Input-Output-Tabellen
konzipiertes Modell, in der Regel
ökonometrisch geschätzt, das so-
wohl einen physischen, realen Güter-
stromteil als auch einen monetären
Preis- und Kostenteil abbildet (vgl.
Folie 2). Das ist in diesem Zusammen-
hang sehr wichtig, denn das Modell
kann natürlich nur dann die Ver-
knüpfung von Umweltindikatoren
mit entsprechenden Modellen leis-
ten, wenn es auf der einen Seite In-
formationen über physische Größen

enthält. Auf der anderen Seite müs-
sen aber auch Informationen darü-
ber enthalten sein, welche Kosten-
und Preiseffekte aus den verschie-
densten Vermeidungstechniken re-
sultieren. Das Modell verbindet also
simultan in einem vollständigen Sys-
tem die Preis- und Kostensphäre der
Wirtschaft mit der entsprechenden
Nachfrage- und Produktionsseite.
Das ist sowohl in Osnabrück in dem
PANTA-RHEI-Modell als auch in dem
RWI-Modell der Fall. 

Ein zweites gemeinsames Charakter-
istikum ist die sektorale Disaggrega-

tion. Wir unterscheiden 58 Produk-
tionsbereiche. Produktionsbereiche
heißt, wir orientieren uns an einer
funktionalen Darstellung. Es gibt
keine Unternehmen in diesem Sys-
tem, sondern wir sprechen von Gü-
tergruppen. Das hat dann Vorteile,
wenn man bei bestimmten Umwelt-
belastungen mit Emissionskoeffizien-
ten arbeiten kann. Das kann aber
auch Probleme geben, wenn es in
der institutionellen Ausgestaltung,
zum Beispiel der rechtlichen Orga-
nisation, nennenswerte unterneh-
mensspezifische Ansätze gibt. Ich
nenne nur ein Stichwort: Die Libera-
lisierung der Energiemärkte, die un-
ter Umständen massive Auswirkun-
gen auf sektorale Strukturen und
ökologische Ziele haben kann. 

Wir unterscheiden also 58 bzw. 60
Sektoren und haben ein Konzept,
dass die passenden Ansätze bietet,
um mit physischen Systemen zu ar-
beiten. In das RWI-Strukturmodell ist
zum Beispiel ein Energieteil integ-
riert, der auf der Basis physischer
Energiestromrechnungen konzipiert
ist. Das heißt, dieses Modul bietet,
obwohl die Input-Output-Tabelle
selbst eine Wertrechnung ist, einen
direkten Ansatz von der sektoralen
Strukturanalyse über Energiever-
bräuche hin zu den Emissionen (vgl.
Folie 3). Dazu benötigt man Informa-
tionen über den Energieverbrauch,
der in sehr unterschiedlicher sektora-
ler und inhaltlicher Gliederung dar-
gestellt werden kann. Die Arbeits-
gemeinschaft Energiebilanzen bei-
spielsweise erstellt Energiebilanzen,
bei der der Energiefluss von der Pri-
märenergiegewinnung über die
Energieumwandlung bis zum End-
energieverbrauch dargestellt wird.
Die Umweltökonomische Gesamt-
rechnung arbeitet mit Energiever-
wendungs-Tabellen, die sich konzep-
tionell an der Input-Output-Rech-
nung orientieren. Trotz der konzep-
tionellen Unterschiede können bei-
de Rechenwerke im Endenergiever-
bauch vollständig miteinander ver-
knüpft werden. Der Endenergiever-
brauch nach Abgrenzung der Ener-
giebilanz ist daher identisch mit den
sektoralen Verbräuchen im RWI-
Strukturmodell. Schwieriger wird es
bei der Energieumwandlung und bei
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Folie 2

Umweltindikatoren

• Rohstoffe

• Boden

• Abfall

• Wasser/Abwasser

• Luftemissionen/Energie

Folie 1

Konzeption der Modelle
• Sektorale Disaggregation

• Integration von Güter- und Preissystem

• Makroökonomische Konsistenz

• Satelliten-Konzeption

Folie 2
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dem Primärenergieverbrauch. Denn
unter Energierechnern gibt es so et-
was wie einen Erhaltungssatz. Das
heißt: Energie kann man nicht ver-
brauchen, sondern nur umwandeln.
Deswegen muss zum Beispiel in die-
ser Bilanz der Einsatz von Primär-
energie in physischen Einheiten,
wenn man die Verluste mit hinein
rechnet, genauso groß sein wie der
Verbrauch von Energie. Diese kon-
zeptionelle Ausgestaltung einer
Energierechnung unterscheidet sich
von der Bruttorechnung des Input-
Output-Modells, auch wenn natür-
lich in einem Input-Output-System
Gesamtaufkommen und Gesamtver-
wendung identisch sein muss. Um
daher von den Energieverwen-
dungstabellen der UGR und den
Endenergieverbäuchen des sektora-
len Strukturmodells zum Primär-
energieeinsatz nach Energiebilanz
zu kommen, ist im RWI-Modell ein
Umwandlungsmodell eingefügt, das
sich auch konzeptionell vom Struk-
turmodell unterschiedet; etwas stili-
siert könnte man es als eigenständi-
ges Verflechtungssystem der Ener-
giewirtschaft bezeichnen. Mit die-
sem Ansatz können wir Primär- und
Sekundärenergieträger unterschei-
den und kommen über einen derar-
tig detaillierten Ansatz dann in eine
Richtung, die auch Energiefachleute
verstehen. 

Die Verknüpfung des RWI-Modells
mit der UGR über den physischen
Endverbrauch von Energie und die ei-
genständige Abbildung der Energie-
umwandlung hat den Vorteil, dass
wir mit diesem Ansatz relativ sauber
bestimmte Emissionen erklären kön-
nen. Das sind zunächst die Luft-
schadstoffe, die sich mit Hilfe von dy-
namischen Emissionskoeffizienten an
den Energieverbrauch und den Ein-
satz zur Energieumwandlung ver-
knüpfen lassen. Wie ich aber gleich
zeigen werde, gibt es auch Ansätze
im Bereich der Flächennutzung, mit

denen man durch Verknüpfung mit
sektoralen Kenngrößen bezüglich der
Inanspruchnahme von Flächen sehr
gute Ergebnisse erzielen kann.

Diese Konzeption des Modells hat na-
türlich auch Auswirkungen auf die
Anforderungen an die Empirie oder
an die Statistik. Es ist nicht so, dass wir
uns bei der Modellkonzeption nur an
dem vorhandenen Datenmaterial ori-
entiert hätten. Das muss man auf der
einen Seite natürlich, denn sonst be-
kommt man wahrscheinlich nie ein
Modell, mit dem man arbeiten kann;
denn es gibt immer irgendwo Lücken,
die man nicht schließen kann. Auf der
anderen Seite ist es ein sehr koopera-
tiver Ansatz, Modellbauer und Statis-
tiker und auch Politiker in einem Pro-
jekt zu integrieren, so dass die Anfor-
derungen an die Daten direkt beim
Modellbau formuliert werden kön-
nen. Ich möchte Ihnen jetzt ein paar
Beispiele geben, wie sich diese
Modellkonzeptionen in Daten oder in
Anforderungen an Datensysteme nie-
derschlagen. 

Grundsätzlich gilt, dass die empirische
Basis sich
1. an der sektoralen Gliederung des
zugrunde liegenden Strukturmodells
orientieren muss und 
2. Informationen über Mengen- und
Wertströme enthalten muss (vgl. Fo-
lie 4).

22

Folie 3

Konzeption der Modelle
• Modell - Verknüpfung

– Physische Ströme

– Monetäre Ströme

Folie 3

Anforderungen an die Statistik

• Sektorale Disaggregation

• Informationen über Mengen und Kosten

Folie 4



Statistische Analysen und Studien NRW  3/2001

Diesen allgemeinen Forderungen
kommt der Ansatz der Umweltöko-
nomischen Gesamtrechnung, der sich
in der sektoralen Gliederung an der
Systematik der Input-Output-Rech-
nung orientiert und – sofern keine
unlösbaren Bewertungsprobleme auf-
treten – eine Verbindung von Men-
gen- und Wertströmen vorsieht, sehr
entgegen. Dennoch ergeben sich bei
der Modellbildung zusätzliche An-
forderungen aus dem Umstand, dass
das Ziel von Modellen letztlich die
Erklärung von Verhaltensmustern,
technischen Veränderungen, Investi-
tionen u. a. ist, die ihrerseits in Form
von Zeitreihen vorliegen müssen, um
ökonometrische Methoden anwen-
den zu können.

Wie komplex diese konkreten Anfor-
derungen im Einzelfall sein können,
will ich am Beispiel des Modells für
den Flächenverbrauch darzustellen
versuchen. Ich habe das Bodenmo-
dell u. a. deshalb ausgewählt, weil
dieses Modell mittlerweile konzepti-
onell fertig gestellt ist und man da-
ran die zusätzlichen Datenanforde-
rungen sehr anschaulich demonstrie-
ren kann. Die Anforderungen an die
amtliche Statistik hängen natürlich
auch ein wenig von der Konzeption
des Modells selbst ab. Ich denke
trotzdem, dass in dem PANTA-RHEI-
Modell ähnliche Informationen ver-
arbeitet werden, so dass die von mir
vorgetragenen Anforderungen an
Daten der Umweltökonomischen
Gesamtrechnung Allgemeingültigkeit
haben. Man benötigt für die Fläche
nicht nur die Flächennutzung, die
man in der Aufteilung auf die 60
Sektoren wohl demnächst erwarten
kann; zur Zeit unterscheiden Sie,
wenn ich es richtig weiß, fünf Sekto-
ren. Man braucht natürlich auch In-
dikatoren oder erklärende Größen,
die es einem erlauben, in einem Mo-
dell bestimmte Kausalzusammen-
hänge abzubilden, so dass man
durch Modellierung bestimmte Ein-
flussrichtungen erkennen kann (vgl.
Folie 5).

Dazu gehört zum Beispiel, dass man
nicht nur Angaben über die Flächen-
inanspruchnahme, sondern auch
über die dahinter liegende Bautätig-

keit braucht (vgl. Folie 6). Die Bautä-
tigkeitsstatistik liefert Informatio-
nen über die spezifischen Flächen-
verbräuche der Wohn- und Nicht-
wohngebäude leider nur bis 1996.
Ab 1997 gibt es diese Informationen
nicht mehr. Hier besteht also ein
konkreter Wunsch der Modellbauer
an die Statistik, diese bisher in der
Statistik abgebildete Fläche der neu
errichteten Wohnungen und Gebäu-
de wieder irgendwo abzufragen;
denn sonst haben wir als Modell-
bauer den „Vorteil“, dass wir nicht
mehr nachvollziehbar irgendwelche

Dinge prognostizieren können. Das
hat hin und wieder auch etwas für
sich, aber es ist eigentlich nicht der
Sinn unserer Analyse; denn wir wol-
len die Zusammenhänge mit ökono-
metrischen Analysen erklären. Des-
wegen braucht man erstens nicht nur
die Informationen über entsprechen-
de Flächen, sondern man muss auch
die Bautätigkeit, die diese Flächenin-
anspruchnahme verursacht, kennen. 

Zweitens: Eine für die Darstellung
der Kosten- und Preiswirkungen un-
abdingbare Voraussetzung sind die
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Preise für die Flächeninanspruch-
nahme bzw. den Flächenerwerb
(vgl. Folie 7). Jeder, der diese Statis-
tiken kennt, weiß, mit welchen
Problemen die Statistik für Bauland
verbunden ist. Das ist nämlich keine
richtige Preisstatistik, sondern eher
eine Zufallsstichprobe, die sich auch
noch jedes Jahr ändert. 

Und drittens: Diese Dinge müssen in
eine Flächennutzungserhebung im-
plementiert sein, die alle vier Jahre
durchgeführt wird. Das erhöht wie-
der den Freiheitsgrad der Ökono-
metriker. Man kann sich die Jahre
dazwischen ausdenken und dann
auch an seine eigenen „Fits“ den-
ken, was natürlich nicht das saubere
Vorgehen ist. Die Flächennutzungs-
erhebung gibt es, wie gesagt, alle
vier Jahre, so dass natürlich eine An-
forderung darin besteht, die Zwi-
schenjahre zumindest durch kleine-
re Stichproben aufzufüllen – so ähn-
lich wie zum Beispiel bei den Woh-
nungsstichproben –, damit man we-
nigstens ein paar Informationen
über die Fluktuation innerhalb eines
Vier-Jahreszeitraumes hat. 

Außerdem gibt es eine Reihe weite-
rer Statistiken, die man benötigt,
um einen kausalen Zusammenhang
zwischen der Inanspruchnahme von
Flächen und den entsprechenden
verursachenden Variablen herzu-

stellen. Dazu gehört zum Beispiel
der Energieverbrauch. Dazu gehört
aber auch die Statistik über den
Verkehrsfluss (vgl. Folie 8). Sie se-
hen also, man kann als Modellbau-
er eine ganze Reihe von Forderun-
gen erheben, die den einen oder
anderen ins Grübeln stürzen lassen,
ob das überhaupt alles leistbar ist. 

Ich glaube schon, dass man damit
Erfolge erzielen kann, und ich will
ein Beispiel nennen, wie solche In-
formationen in einem Modellkon-
zept verarbeitet werden. Dazu wer-
den Verhaltensgleichungen, zum

Beispiel für den Wohngebäudebe-
stand, aufgestellt, bei dem man,
von der Bautätigkeitsstatistik aus-
gehend, verschiedene Gebäudety-
pen wie Ein-, Zwei- und Mehrfami-
lienhäuser unterscheiden kann. Da-
raus kann man dann eine Sied-
lungsstruktur ableiten, indem man
zum Beispiel zwischen Stadt und
Land unterscheidet. Das ist aller-
dings nur eine Annäherung an das
eigentliche Ziel einer regionalen
Differenzierung. Das Land in Essen-
Mitte hat eine andere ökonomische
Bedeutung als der Küstenstreifen
an der norddeutschen Nordseeküs-
te. Insofern wäre eine regionale
Differenzierung über die Unter-
scheidung von Stadt und Land hi-
naus notwendig, aber in dieser Hin-
sicht stößt man auf Grenzen. Solche
Unterscheidungen gibt es zwar,
aber zum Beispiel nicht für die
Wohnungszugänge von Ein-, Zwei-
und Mehrfamilienhäusern; denn in
dieser Statistik wird nur zwischen
städtischen und ländlichen Bezir-
ken unterschieden. Außerdem be-
steht hier wieder das Problem mit
den entsprechenden Baulandprei-
sen. Mit den spezifischen Wohn-
und Grundstücksflächen ist es dann
möglich, wenn man die Flächennut-
zungsstatistik zugrunde legt, etwa
35 % bis 40 % der Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsfläche al-
lein mit diesem Ansatz zu erklären.
Das ist ein erheblicher Anteil, der
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mit Hilfe der gegebenen Informati-
onen in Kausalzusammenhänge
eingefügt werden kann. Außerdem
können zum Beispiel Simulationen
mit bestimmten Instrumenten
durchgeführt werden (vgl. Folie 9),
woraus dann auch bestimmte wirt-
schaftspolitische Schlussfolgerungen
abgeleitet werden können.

Ich möchte kurz zusammenfassen.
Die Anforderungen der Modellbau-
er an das statistische Berichtssystem
könnten natürlich sehr anspruchs-
voll und allumfassend formuliert
werden. In dem zu Anfang genann-
ten Projekt sind wir den pragmati-
schen Weg gegangen. Das heißt,
wir sind von dem ausgegangen,
was wir gegenwärtig haben, so-
wohl von der Modellinfrastruktur
als auch von den verwendeten Indi-
katoren. Darauf haben wir aufge-
baut und Modelle konstruiert, die
bestimmte Erklärungszusammen-
hänge abbilden. Daraus ergeben
sich Forderungen an die Statistik,
insbesondere im Bereich der physi-
schen Ströme. Wir benötigen noch
eine ganze Reihe von Informatio-
nen, zum Beispiel über Emissionen
im Bereich Wasser und im Bereich
der konventionellen Schadstoffe.
Wir haben vorhin kurz etwas über
den Zusammenhang zwischen den
Energieverbräuchen und den ent-
sprechenden Emissionen gehört.

Diese Emissionskoeffizienten sind
sehr variabel, so dass man auch hier
ein paar Informationen mehr
bräuchte. Und schließlich ist da
noch der gesamte Bereich der Ver-
meidungskosten, der für die Dar-
stellung der instrumentellen Ebene
notwendig, gegenwärtig aber noch
sehr dürftig ist. Hier sind durchaus
Verbesserungen möglich. 

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank, Herr Hillebrand. Herr
Angermann vom Statistischen Bun-
desamt und ich haben bei Ihren An-
forderungen an die amtliche Statistik
aufmerksam zugehört. Ob wir Ihre
Wünsche in der Zukunft alle erfüllen
können, weiß ich nicht, aber wir ha-
ben sie zumindest aufgenommen. 

Dr. Karl Schoer
Erlauben Sie mir einige Anmerkun-
gen zu den Anforderungen an die
UGR. Die UGR sind, wie auch die
VGR, ein konzeptioneller Rahmen, in
den verfügbare statistische Daten
eingepasst werden. Dies hat für den
Nutzer den großen Vorteil, dass er
über einen breit angelegten und
konsistenten Datensatz verfügt, der
es ihm erlaubt, zahlreiche Zusam-
menhänge zu analysieren. Dieser
Vorteil hat dazu geführt, dass die

VGR zum unverzichtbaren Standard
für alle ökonomischen Analytiker ge-
worden ist. Das VGR-UGR-System ist,
je nach Bedarf erweiterbar. Daran ar-
beiten wir auch. Wir müssen dabei al-
lerdings auch im Auge haben, dass
unser Datenangebot für eine Vielzahl
von Zwecken vorgehalten werden
soll. Allein schon wegen knapper Res-
sourcen müssen wir uns aber be-
schränken und Schwerpunkte setzen.
Deshalb können wir auch nicht jeden
speziellen Datenwunsch abdecken. Es
ist aber auch nicht zwingend, dass
jede Erweiterung von uns vorgenom-
men wird. Herr Hillebrand, dies gilt
auch für einige Datenanforderungen,
die Sie vorgetragen haben. Aber
auch in diesem Falle ist es ein Vorteil,
wenn sie von dem VGR-UGR-Rahmen
ausgehend tiefere Untergliederun-
gen auf der Basis von Originärstatisti-
ken selbst schätzen. Ich denke aber,
dass auch in diesen Fragen der Dialog
zwischen uns wichtig ist. Denn natür-
lich bemühen wir uns, im Rahmen
der Weiterentwicklung unseres Sys-
tems, auf Ihre Anforderungen zu rea-
gieren. Ein positives Beispiel ist die
Forderung nach UGR-Daten über Ab-
wasseremissionen nach Produktions-
bereichen, an der Sie auch beteiligt
waren. Anfang nächsten Jahres wer-
den wir dem Projekt die benötigten
Daten liefern können.

Jochen Kehlenbach
Herr Hillebrand, wir haben im Rah-
men der Gesamtdiskussion auch
noch die Möglichkeit, über Ihren
Vortrag zu diskutieren. Vielen
Dank für Ihren Beitrag. Ich möchte
jetzt überleiten auf Herrn Professor
Gerß, der Ihnen die Arbeitsgruppe
„Umweltökonomische Gesamtrech-
nungen der Länder“ vorstellt.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Vorstellung 
der Arbeitsgruppe
„Umweltökonomische
Gesamtrechnungen der
Länder“

Meine Damen und Herren, das The-
ma dieser Veranstaltung lautet „Re-
gionalisierung der Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnung“. Es ist
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selbstverständlich, dass die regionali-
sierte Rechnung eingebettet ist in
die nationale UGR. Darum war es
auch sinnvoll, einige über den engen
Rahmen der Regionalisierung hi-
nausgehende Vorträge zu hören.
Meine Aufgabe ist es nun, den Über-
gang zu dem engeren Tagungsthe-
ma herzustellen, also zu dem, was im
weiteren Tagungsverlauf besprochen
wird. Sie sehen aus dem Programm,
dass jeder der von uns vorgesehenen
Themenblöcke von einem kurzen
Vortrag eines Bearbeiters der regio-
nalen UGR aus einem der beteiligten
statistischen Landesämter eingeleitet
wird. Da ich hier nichts vorwegneh-
men möchte, was die Kolleginnen
und Kollegen nachher ausführlicher
darstellen, kann ich mich relativ kurz
fassen. Ich stelle Ihnen die Arbeits-
gruppe „UGR der Länder“ vor, sage
Ihnen einiges über die Aufgaben, die
sie sich gestellt hat, über die Art und
Weise, wie sie arbeitet, und wie es
zur Bildung dieser Arbeitsgruppe ge-
kommen ist. 

Im August 1989 legte das Statistische
Bundesamt eine erste ausführliche
Ausarbeitung „Zur Konzeption einer
Umweltökonomischen Gesamtrech-
nung“ vor. Bereits damals wurde
festgestellt: „Die Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnung soll ... auch re-
gionale ... Zustände erkennen lassen,
z. B. ... die Umweltsituation in einem
Bundesland oder in einem Regie-
rungsbezirk.“ Die somit erkannte
Notwendigkeit der Regionalisierung
der UGR führte zunächst zur Auf-
nahme regionaler umweltökonomi-
scher Daten in das Arbeitsprogramm
des seit langem etablierten Arbeits-

kreises „Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen der Länder“. Diese
VGR-Berechnungen betreffen die
laufenden Ausgaben und die Investi-
tionen für den Umweltschutz sowie
die Abschreibungen und das Anlage-
vermögen für den Umweltschutz. Im
Mai 1998 ergriff dann das Landes-
amt für Datenverarbeitung und Sta-
tistik Nordrhein-Westfalen die Initia-
tive, die Möglichkeiten einer Um-
weltökonomischen Gesamtrechnung
auf der Ebene der Bundesländer zu
untersuchen. Danach wurde vom
LDS NRW und anderen statistischen
Landesämtern geprüft, welche Teile
der nationalen UGR des Statistischen
Bundesamtes auf die Länderebene
übertragbar sind und welche speziel-
len Probleme dabei bestehen. Nach
diesem Ansatz orientiert sich die re-
gionale UGR an der nationalen UGR.
Damit wird nicht nur die konzeptio-
nelle Einheitlichkeit der beiden
Rechnungssysteme und die Ver-
gleichbarkeit ihrer Ergebnisse ge-
währleistet; es wird auch der Tatsa-
che Rechnung getragen, dass die re-
gionale Datenbasis höchstens so gut
wie die nationale, im allgemeinen
aber schlechter ist.

Die UGR des Statistischen Bundesam-
tes ist in die folgenden fünf Themen-
bereiche gegliedert:
1. Material- und Energieflussrech-

nung, Rohstoffverbrauch, Emitten-
tenstruktur

2. Nutzung von Fläche und Raum
3. Indikatoren des Umweltzustandes,

Umweltvermögen
4. Maßnahmen des Umweltschutzes,

Investitionen, Ausgaben
5. Vermeidungskosten zur Erreichung

von Standards

Der Arbeitsstand des Statistischen
Bundesamtes in den fünf Bereichen
ist unterschiedlich; umso weniger
sind die Länder in der Lage, diesen
Rahmen zu füllen. Die regionale
UGR konzentriert sich zunächst auf
den Themenbereich 1. Hier wird der
physische Stoffwechsel der Volks-
wirtschaft dargestellt, indem die Ent-
nahme von Rohstoffen gegen die
Abgabe von Rest- und Schadstoffen
– in Form von Luftemissionen, Ab-
wasser und Abfall – bilanziert wird.
Zum Themenbereich 4 werden be-

reits einige Berechnungen vom Ar-
beitskreis „VGR der Länder“ durch-
geführt. Die Themenbereiche 2, 3
und 5 sind bisher noch nicht Gegen-
stand der UGR der Länder.

Innerhalb des Themenbereichs 1
steht für die UGR der Länder die Be-
rechnung des Rohstoffverbrauchs an
erster Stelle. Dazu sind zunächst die
Entnahmen der verschiedenen Roh-
stoffe in den einzelnen Bundeslän-
dern zu ermitteln. Als Datenquellen
können neben der Statistik der Land-
und Forstwirtschaft und der Produk-
tionsstatistik des Produzierenden Ge-
werbes auch Informationen von
Wirtschaftsverbänden verwendet wer-
den. Danach sind für die einzelnen
Länder die Ein- und Ausfuhren an
Rohstoffen über die nationalen
Grenzen sowie der Empfang und der
Versand aus anderen bzw. in andere
Bundesländer zu ermitteln. Für die
Ein- und Ausfuhren über die natio-
nalen Grenzen kann auf die Außen-
handelsstatistik zurückgegriffen wer-
den. Die intranationalen Güterströ-
me werden dagegen nicht statistisch
erfasst. Hier sind Schätzungen erfor-
derlich, die zum Beispiel auf Daten
der Güterverkehrsstatistik beruhen
könnten. Schließlich wird aus Ent-
nahmen, Ein- und Ausfuhren und in-
tranationalem-interregionalem Emp-
fang und Versand die regionale In-
landsverfügbarkeit des jeweiligen
Rohstoffes berechnet.

Zum Themenbereich 1 gehören auch
die Entnahmen und die Verwendung
von Wasser. Als Datenquellen kom-
men die Erhebungen zur Wasser-
wirtschaft – innerhalb der Umwelt-
schutzstatistik – in Frage. Hier wird
ein Problem der wirtschaftssystema-
tischen Gliederung besonders deut-
lich: Die Ergebnisse der Wasserwirt-
schaftsstatistik sind nur nach Wirt-
schaftsbereichen gegliedert, wäh-
rend die Konzepte der UGR des Sta-
tistischen Bundesamtes Produktions-
bereiche erfordern. Einige Produkti-
onsbereiche werden in dieser Statis-
tik gar nicht ausgewiesen; außerdem
schließen die Abschneidegrenzen die
Erfassung des Kleingewerbes aus. So
sind bereits auf der Ebene des Bun-
des pauschale Zuschätzungen not-
wendig. Ob auf der Ebene der Län-
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der analog zugeschätzt werden kann
bzw. ob hier der Nachweis von Pro-
duktionsbereichen überhaupt reali-
sierbar ist, ist noch fraglich.

Der Themenbereich 1 umfasst ferner
das Aufkommen an Rest- und
Schadstoffen. Im einzelnen sind das
Abfall- und Abwasseraufkommen
und die Luftemissionen zu ermitteln.
Grundlage der Berechnungen der
Abfallmengen sind die Erhebungen
zur Abfallwirtschaft im Rahmen der
Umweltschutzstatistik. Diese Erhe-
bungen haben sich seit dem Jahr
1996 grundlegend verändert. Die
nunmehr zahlreichen Teilerhebun-
gen erschweren es, ein Gesamter-
gebnis zu ermitteln. Das Statistische
Bundesamt arbeitet zur Zeit daran,
eine solche Gesamtschau in Form der
Abfallbilanz auf Basis der neuen Ab-
fallstatistiken zu erstellen. Für die
Bundesländer bleibt zu untersuchen,
ob die Erstellung einer Abfallbilanz
nach der neuen Methode des Statis-
tischen Bundesamtes möglich und
für die Berechnungen der UGR der
Länder sinnvoll ist. Soweit die Abfall-
mengen nicht jährlich erhoben wer-
den, sind auf Bundes- wie auf Län-
derebene Fortschreibungen notwen-
dig. Das Statistische Bundesamt hat
zu diesem Zweck Abfallkennziffern
konstruiert, deren Übertragbarkeit
auf die Regionalberechnungen der
Landesämter zur Zeit geprüft wird.
Beim Abwasseraufkommen ergeben
sich weitgehend dieselben Fragen
wie bei den Abfallmengen; insbeson-
dere stellt sich hier wie dort das in
der Regionalberechnung vielleicht
nicht lösbare Problem des Nachwei-
ses von Produktionsbereichen.

Bis 1997 gab es keine statistischen
Erhebungen über Luftemissionen.
Das Statistische Bundesamt hat da-
her zu diesem Zweck eine Modell-
rechnung entwickelt. Danach ergibt
sich der Betrag der Emissionen durch
Multiplikation des Energiever-
brauchs mit Emissionsfaktoren, die
vom Umweltbundesamt berechnet
wurden. Der Energieverbrauch wird
aus der Energiebilanz abgeleitet.
Diese Bilanz steht für jedes Bundes-
land zur Verfügung. Damit beruht
ein wesentlicher Teil der Ermittlung
der Emissionen auf länderspezifi-

schen Daten. Die Emissionsfaktoren
liegen dagegen nur für das Bundes-
gebiet insgesamt vor. Ob sie in der
Regionalberechnung einheitlich für
alle Länder verwendet werden kön-
nen, ist noch fraglich. Das Statisti-
sche Bundesamt weist außer den di-
rekten auch die kumulierten (direk-
ten und indirekten) Emissionen aus.
Die bei der Produktion von Vorleis-
tungsgütern entstehenden indirek-
ten Emissionen können auf Bundes-
ebene mit Hilfe einer Input-Output-
Tabelle errechnet werden. Solche In-
put-Output-Tabellen gibt es für die
Bundesländer nicht. Daher ist für die
Länder vorerst nur an die Ermittlung
der direkten Luftemissionen zu den-
ken. Das Nachvollziehen des Berech-
nungsprogramms des Statistischen
Bundesamtes für die Länder ist of-
fensichtlich mit besonderen Schwie-
rigkeiten verbunden. Eine Überprü-
fung der Emissionserhebungen der
neueren Umweltschutzstatistik kam
zu dem Ergebnis, dass diese Erhe-
bungen für die UGR der Länder nicht
verwertbar sind.

Die Umweltökonomische Gesamt-
rechnung ist – wie die Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung – eine
sekundäre Zusammenführung der
Ergebnisse verschiedener statisti-
scher Erhebungen nach bestimmten
Gesichtspunkten. Der erste Schritt
zur UGR besteht somit  in der Samm-
lung und Sichtung von Basisdaten.
Dementsprechend veröffentlichen
die statistischen Landesämter – wie
das Statistische Bundesamt – zuerst
Basisdatenhefte. Dabei geht jedes
Landesamt zunächst eigenständig
vor; die spätere Herausgabe von
Gemeinschaftsveröffentlichungen ist
aber denkbar und sinnvoll. Von An-
fang an wird angestrebt, zumindest
ein Kernstück der Basisdatenhefte
der Länder nach Inhalt und Form zu
harmonisieren. Dieses von allen Län-
dern zu realisierende Kerntabellen-
programm ist zwar noch Gegenstand
von Beratungen, aber bereits weit-
gehend erkennbar. Es besteht im ers-
ten Kapitel aus verschiedensten um-
weltrelevanten Grunddaten des je-
weiligen Landes. Dazu gehören An-
gaben über die Fläche und Bevölke-
rung, die Struktur der Privathaushal-
te, die Erwerbstätigen, das Bruttoin-

landsprodukt und das Volkseinkom-
men, die Straßen, die Kraftfahrzeu-
ge, die Verkehrsleistungen und die
Ausstattung der Privathaushalte mit
elektrischen Geräten. Das zweite
– umfangreichste – Kapitel des Kern-
tabellenprogramms informiert über
die Inanspruchnahme und Belastung
der Umwelt und die Umweltschäden.
Diese Daten beziehen sich auf die
Nutzung der Bodenflächen, den
Wohnungsbestand, die Stromerzeu-
gung, den Energieverbrauch, das
Wasseraufkommen, die Wasserver-
wendung, das Schmutz- und Abwas-
seraufkommen, die Abfälle, die
Waldschäden, die Viehhaltung, den
Ackerbau und die Förderung von
Rohstoffen. Das dritte Kapitel be-
handelt die Umweltschutzmaßnah-
men. Es umfasst im einzelnen die Ka-
nalisation und Abwasserbehandlung,
die Entsorgung der Abfälle, die Auf-
arbeitung und Verwertung von Stof-
fen, die Schadstoffreduzierung von
Kraftfahrzeugen, die Naturschutzge-
biete, die Investitionen und laufen-
den Ausgaben für den Umwelt-
schutz, bestimmte kommunale Ge-
bühren (Wasser, Abwasser, Müllab-
fuhr, Straßenreinigung) und die För-
derung forstlicher Maßnahmen. Die
Daten des Kerntabellenprogramms
sind grundsätzlich Zeitreihen, nach
Möglichkeit ab 1991.

Für die statistischen Landesämter
stellt sich die Frage, wie die Bearbei-
tung der Umweltökonomischen Ge-
samtrechnung der Bundesländer zu
organisieren ist. Die UGR der Länder
ist keine Bundesstatistik, bei der die
Landesämter verpflichtet wären,
nach verbindlichen methodischen
Richtlinien des Statistischen Bundes-
amtes jeweils für das Gebiet ihres
Landes alle anfallenden Arbeiten
auszuführen. Vielmehr ist die UGR
der Länder eine freiwillige Auswer-
tungsarbeit, wenn auch der Informa-
tionsbedarf sie als unentbehrlich er-
scheinen lässt. (Allerdings gibt es in
einem Bundesland – Mecklenburg-
Vorpommern – den ausdrücklichen
landesgesetzlichen Auftrag zur Dar-
stellung und Veröffentlichung von
Umweltökonomischen Gesamtrech-
nungen; einige andere Länder – Ba-
den-Württemberg, Berlin, Branden-
burg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
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Schleswig-Holstein – haben in ihren
Statistikgesetzen wie der Bund zu-
mindest die Vorschrift, neben Volks-
wirtschaftlichen auch „andere“ bzw.
„sonstige Gesamtsysteme“ aufzustel-
len, worunter auch die UGR verstan-
den werden kann.) Es gibt weder
eine bundesweit geltende Vorschrift,
dass die UGR zu regionalisieren ist,
noch eine Vorschrift, wie die Regio-
nalisierung zu erfolgen hat. Somit
können die einzelnen Länder für sich
entscheiden, ob und wie sie regiona-
le UGR-Berechnungen durchführen
wollen. Sie können – soweit die Da-
tenbasis es erlaubt – jeweils aus-
schließlich für ihr Gebiet alle UGR-
Arbeiten selbst erledigen. Bei dieser
Art der Arbeitsorganisation wäre
überflüssige Parallelarbeit – zum Bei-
spiel zur Entwicklung und Erprobung
von Schätzverfahren – nicht auszu-
schließen. Noch stärker negativ fällt
ins Gewicht, dass die interregionale
Vergleichbarkeit der Ergebnisse – ein
Hauptzweck der regionalen UGR –
nicht garantiert werden könnte.

Es lag daher nahe, bei der Organisa-
tion der UGR von den jahrzehntelan-
gen Erfahrungen des Arbeitskreises
„Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen der Länder“ zu profitieren.
Die Arbeiten zur VGR der Länder
werden in einer speziellen Form der
Arbeitsteilung in der Weise durchge-
führt, dass sich jedes Bundesland als
sog. „Koordinierungsland“ auf be-
stimmte Teilgebiete der Gesamtrech-
nung spezialisiert und diese Gebiete
für alle Länder bearbeitet. Einerseits
erledigt kein Land alle sein Gebiet
betreffenden Arbeiten selbst, ande-
rerseits liefert jedes Land Ergebnisse
an alle anderen Länder. Aus dieser
gegenseitigen Abhängigkeit ergibt
sich der Zwang zur Kooperation. Die
dazu notwendigen Absprachen er-
folgen in einem Arbeitskreis, in dem
jedes Landesamt gleichberechtigtes
Mitglied ist und ein Landesamt die
Federführung wahrnimmt. Die not-
wendige Abstimmung mit der natio-
nalen Rechnung wird dadurch ge-
währleistet, dass das Statistische
Bundesamt ständig in dem Arbeits-
kreis mitarbeitet. Das statistische
Landesamt des Koordinierungslan-
des hat für seine Arbeitsgebiete die
methodischen Grundlagen zu erar-

beiten und ständig auf Verbesse-
rungsmöglichkeiten zu untersuchen,
die Ausgangsdaten der Gesamtrech-
nung für die übrigen Bundesländer
von den zuständigen statistischen
Landesämtern anzufordern und zu-
sammenzustellen und die abschlie-
ßenden Berechnungen zur Ermitt-
lung der Gesamtrechnungsergebnis-
se für alle Länder durchzuführen.

Die Übernahme dieses Organisati-
onsprinzips in die UGR der Länder
bot sich an, weil die Sachlage – wie
die Rechtslage – sehr ähnlich ist. Die
UGR erfordert – wie die VGR – zahl-
reiche Modellrechnungen nach je-
weils speziellen Methoden, die zum
Teil sehr komplex sind und dement-
sprechend erhebliche Anforderun-
gen an die Fachkompetenz der Bear-
beiter stellen. Ein Beispiel ist die – in
den Landesämtern zwar bisher nicht
nachvollziehbare, aber von ihnen
doch zu beurteilende – Auswertung
von Ergebnissen der Input-Output-
Rechnung im Rahmen der Material-
und Energieflussrechnung. Die me-
thodische Vergleichbarkeit von Land
zu Land und zwischen der Bundes-
und der Länderebene ist bei der UGR
wie der VGR unverzichtbar. Notwen-
dig ist auch eine rechnerische Ab-
stimmung der Länderwerte beider
Rechnungssysteme auf die jeweili-
gen Bundeswerte. Die Nutzer der Er-
gebnisdaten erwarten, dass die Sum-
me der Länderwerte eines bestimm-
ten Merkmals gleich dem Bundes-
wert ist, obwohl die Genauigkeit der
geschätzten Länderwerte wegen ih-
rer oft schlechteren Datenbasis in
der Regel nicht an die Genauigkeit
des Bundeswertes heranreichen
kann und aus diesem Grund durch-
aus zunächst eine Abweichung
der Ländersumme vom Bundeswert
– eine sog. Koordinierungsdifferenz –
auftreten kann. Um brauchbare und
allgemein akzeptierte Regeln zu ent-
wickeln, nach denen die Koordinie-
rungsdifferenz aus den Endergebnis-
sen eliminiert wird, ist der ständige
Kontakt der Bearbeiter in einer Insti-
tution Arbeitskreis VGR bzw. UGR
unabdingbar.

Die Organisationsform eines Arbeits-
kreises UGR der Länder bietet – zusam-
mengefasst – die folgenden Vorteile:

• Einheitlichkeit der Berechnungsme-
thoden

• Vergleichbarkeit der Ergebnisse
• Spezialisierung jedes Landes auf be-

stimmte Aufgaben
• Akzeptanz der Abstimmung der Län-

derwerte auf die Bundeswerte
• Transparenz der Methoden und Er-

gebnisse bei allen Beteiligten

Schließlich ist ein Arbeitskreis, des-
sen Beschlüsse für seine Mitglieder
verbindlich sind, ein bewährter
Schutz gegen Forderungen gewich-
tiger Datenkonsumenten – z. B. po-
litischer Entscheidungsträger – , in
einer diesen genehmen Richtung
Manipulationen an Berechnungser-
gebnissen, Veröffentlichungszeit-
punkten oder Berechnungsmetho-
den vorzunehmen. Als Nachteil der
mit einem Arbeitskreis der beschrie-
benen Form zwangsläufig verbun-
denen Abhängigkeit der Länder
voneinander ist im wesentlichen nur
zu sehen, dass zur Fertigstellung der
Berechnungen immer auf das letzte
Land gewartet werden muss. Dem
kann zum Teil mit einer entspre-
chend differenzierten Verteilung
der Koordinierungsaufgaben nach
der unterschiedlichen Leistungsfä-
higkeit der Landesämter begegnet
werden.

Die Arbeitsteilung und Zusammen-
arbeit der statistischen Ämter nach
dem Muster des Arbeitskreises VGR
erscheint somit als bestmögliche Or-
ganisationsform auch für die UGR
der Länder. Die Bezeichnung Ar-
beitskreis wird üblicherweise ver-
wendet, wenn sich alle statistischen
Landesämter daran beteiligen. An
den gemeinsamen Arbeiten zur UGR
nehmen bisher zehn Bundesländer
teil, begleitet von der ständigen
Fürsorge des Statistischen Bundes-
amtes. Vorerst wird daher die Be-
zeichnung Arbeitsgruppe statt Ar-
beitskreis verwendet. Zur Arbeits-
gruppe UGR gehören bisher die
Bundesländer Berlin, Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein und Thüringen.
Entsprechend dem Prinzip, dass je-
des beteiligte Land nach Maßgabe
seiner Interessenschwerpunkte und
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Personalkapazität einen Teil der ge-
meinsamen Datenproduktion über-
nimmt, wurden zehn Koordinie-
rungsaufgaben abgegrenzt, und
zwar:
• Rohstoffe: Entnahmen und Inlands-

verfügbarkeit
• Rohstoffe: Einfuhr und Ausfuhr
• Rohstoffe: Empfang von und Ver-

sand in andere Bundesländer
• Wasser: Entnahme
• Wasser: Verwendung
• Abwasseraufkommen
• Abfall
• Luftemissionen: Kontakt zum Län-

derarbeitskreis Energiebilanzen
• Luftemissionen: Untersuchung der

Methode des Statistischen Bundes-
amtes

• Kontakt zum Arbeitskreis VGR der
Länder bezüglich der Ausgaben für
Umweltschutz u. a.

Diese Aufgabenverteilung ist vor-
läufig. Das Landesamt für Datenver-
arbeitung und Statistik Nordrhein-
Westfalen hat bis auf weiteres zu-
sätzlich zu einer Koordinierungsauf-
gabe die Federführung der Arbeits-
gruppe UGR übernommen.

Die Umweltökonomische Gesamt-
rechnung könnte in Nordrhein-
Westfalen durch die aktuelle Politik
Auftrieb erhalten. Der Landtag hat
am 27. September 2000 einen Be-
schluss zur „Agenda 21 Nordrhein-
Westfalen“ gefasst. Damit soll das
auf der Konferenz für Umwelt und
Entwicklung der Vereinten Natio-
nen im Jahr 1992  in Rio de Janeiro
verabschiedete Leitbild der nachhal-
tigen und umweltgerechten Ent-
wicklung in Nordrhein-Westfalen
umgesetzt werden. Die Ergebnisse
der Agenda 21 Nordrhein-Westfalen
sollen im Jahr 2003 vorliegen. We-
gen der engen thematischen Bezie-
hung würde sich der Aufbau der re-
gionalen UGR gut in diesen Zeitplan
einpassen.

Jochen Kehlenbach
Vielen Dank, Herr Professor Gerß.
Trotz der fortgeschrittenen Zeit
möchte ich die Gelegenheit zu eini-
gen Fragen geben.

Dr. Eberhard K. Seifert
Was ist der Grund, weshalb sich eini-
ge Länder an der Arbeitsgruppe
noch nicht beteiligen?

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich denke, das ist eine Frage, die bes-
ser Herr Kehlenbach beantworten
sollte.

Jochen Kehlenbach
Das ist zunächst eine Ressourcenfra-
ge. Es ist im Kreis der statistischen
Landesämter üblich, dass zunächst
einige wenige Ämter die methodi-
schen Vorarbeiten für die anderen
Ämter mit leisten – in der Gewiss-
heit oder in der Hoffnung, dass sich
die übrigen statistischen Ämter spä-
ter anschließen werden. So ist auch
die Beschlusslage der Amtsleiterta-
gung gewesen. Die Arbeitsgruppe
aus zehn Landesämtern soll die me-
thodischen Arbeiten vorantreiben.
Alle anderen Landesämter sind
ständig eingeladen, sich in die Ar-
beitsgruppentätigkeit einzubrin-
gen, und ich bin, ebenso wie Herr
Professor Gerß, sehr optimistisch,
dass sich die UGR der Länder in den
nächsten Jahren positiv entwickeln
wird.

Dr. Eberhard K. Seifert
Sie haben gesagt, dass sich momen-
tan Ihre Arbeit hauptsächlich auf
den Themenbereich 1 beschränkt.
Ist es geplant, in Zukunft die Arbeit
auf andere Themenbereiche auszu-
dehnen?

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Selbstverständlich haben wir die Ab-
sicht, so viel wie möglich von dem,
was das Statistische Bundesamt als
Rahmen vorgibt, für die Länder aus-
zufüllen. Wir wissen aber genau,
dass wir nicht alles ausfüllen kön-
nen. Wir haben deshalb mit dem Ar-
beitsgebiet angefangen, das uns am
ehesten realisierbar erschien. Herr
Kehlenbach hat eben ausgeführt,
dass wir noch um Anerkennung die-
ses Arbeitsgebietes als allgemeine
Aufgabe aller statistischen Landes-
ämter werben. Da ist es wichtig,
möglichst bald konkrete Ergebnisse
vorlegen zu können. Deshalb haben
wir uns nicht mit Bereichen befasst,
bei denen das Statistische Bundes-

amt selbst noch erhebliche Proble-
me hat, sondern wir haben uns auf
Dinge konzentriert, zu denen wir in
absehbarer Zeit etwas vorlegen
können, um überzeugend darstellen
zu können, dass die UGR der Länder
nützlich ist.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Herr Professor Gerß, für mich ist
während der Diskussion deutlich ge-
worden, dass bestimmte Bereiche
offenbar in der UGR ein wenig ver-
nachlässigt werden, beispielsweise
die Frage der Rohstoffverwendung.
Auf das Kiesproblem ist als Beispiel
bereits aufmerksam gemacht wor-
den. Gibt es in Ihrer Arbeitsgruppe
unter Umständen Erkenntnisse über
bestimmte Sachverhalte, die offen-
bar bei der bisherigen Konzeption
der UGR des Statistischen Bundes-
amtes nicht berücksichtigt wurden
und welche Sie aus der Sicht der
Länder gern mit in die Überlegun-
gen eingebracht sehen würden?
Gibt es also in dieser Richtung ir-
gendwelche Anregungen, die wir
gegebenenfalls in der UGR des Sta-
tistischen Bundesamtes zu berück-
sichtigen hätten?

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Das ist eine sehr spezielle Frage, die
ich nicht selbst beantworten kann,
denn wir sind ein Gremium, das ar-
beitsteilig vorgeht. Ich denke, dass
Kolleginnen oder Kollegen aus den
Landesämtern dies beantworten
können.

Dr. Johann Lawatscheck
Es gibt in der UGR bestimmte län-
derspezifische Probleme, die das
Statistische Bundesamt nicht be-
rücksichtigt hat und auch nicht be-
rücksichtigen wird, weil sie für die
Bundesrechnung nicht relevant sind.
Ich werde in meinen Ausführungen
zum Beispiel auf die Verflechtung
der einzelnen Bundesländer unter-
einander beim Rohstofftransport zu
sprechen kommen. Diese Methodik
müssen wir uns selbst erarbeiten.
Das Statistische Bundesamt infor-
miert über die Verflechtungen mit
dem Ausland, hat aber nicht den
Impetus, die Länderverflechtungen
darzustellen.
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Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Gibt es dabei aber nicht vergleich-
bare methodische Konzepte? Das ist
doch im Grunde nur eine Frage der
Grenzziehung; die Methodik müsste
doch die gleiche bleiben.

Dr. Johann Lawatscheck
Die Methodik ist generell die glei-
che, allerdings liegt der Teufel im
Detail. Es gibt andere Systematiken
und Statistiken, die zugrunde ge-
legt werden müssen, zum Beispiel
Verkehrsstatistiken anstelle der Au-
ßenhandelsstatistiken. Aber im the-
oretischen Überbau besteht im Prin-
zip kein Unterschied.

Jochen Kehlenbach
Ich darf mich bei den Referenten
nochmals ganz herzlich bedanken.
Außerdem möchte ich mich bei Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit und
Geduld bedanken. Trotz der fortge-
schrittenen Zeit schlage ich vor, dass
wir jetzt eine Viertelstunde Pause
machen. Herr Professor Gerß wird
dann die fachliche Moderation
übernehmen.

Rohstoffe

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Wir treten nun in den Workshop im
engeren Sinne ein, der so konstru-
iert ist, dass jeweils ein Vertreter ei-
nes statistischen Landesamtes ein
einleitendes Statement vorträgt.
Anschließend werden verschiedene
Behörden-, Instituts- und Unterneh-
mensvertreter dazu Stellung neh-
men, und ich denke, dass sich da-
raus Fragen und Antworten erge-
ben. Der erste Block beschäftigt sich
mit dem Thema Rohstoffe. Ich bitte
nun Herrn Dr. Lawatscheck um seine
Ausführungen.

Dr. Johann Lawatscheck
Meine Damen und Herren, ich hof-
fe, ich kann Sie jetzt etwas für die-
ses Thema interessieren, nachdem
wir den theoretischen Überbau ge-
hört haben. Das war für mich sehr
beeindruckend, aber nun geht es in
die Niederungen der konkreten Ar-
beit, was aber nicht weniger inte-

ressant ist. Das Statistische Landes-
amt Schleswig-Holstein beschäftigt
sich als Einzelkämpfer schon einige
Zeit mit der UGR-Thematik, und wir
sind froh, dass wir in der Arbeits-
gruppe „UGR der Länder“ mitarbei-
ten und unsere Erfahrung einbrin-
gen können.

Dieser erste Teil des Workshops be-
schäftigt sich mit dem Thema Roh-
stoffe. Die statistischen Landesäm-
ter Berlin, Thüringen und Schleswig-
Holstein sind mit Koordinierungs-
aufgaben zum Themenbereich 1
(Material- und Energieflussrechnun-
gen) der UGR befasst. In diesem
Themenbereich wird, auf der
Grundlage des international übli-
chen „Pressure-State-Response“-An-
satzes, die Belastungsseite der Natur
dargestellt. Ausgangspunkt ist die
Tatsache, dass Umweltbelastungen
im wesentlichen dadurch entstehen,
dass Materialien (Rohstoffe) aus ih-
rer natürlichen Umgebung entnom-
men werden.

Ein wichtiges Ziel der UGR liegt in
der statistischen Erfassung von Ver-
änderungen im Naturvermögen.
Eine, wie wir meinen wichtige Aus-
sage ist es festzustellen, welche
Mengen und welche Art von Roh-
stoffen der Natur entnommen und
verbraucht werden. Dies gilt beson-
ders unter Nachhaltigkeitsgesichts-

punkten für die Rohstoffe, die sich
nicht mehr oder zumindest nicht
mehr in menschlich überblickbaren
Zeiträumen regenerieren können.

Der Rohstoffverbrauch, den wir in
Form einer Flussrechnung berech-
nen, ist das erste Glied des Material-
flusses. Wir haben uns pragmatisch
auf diese Thematik eingelassen, in-
dem wir gefragt haben, wo bereits
Daten vorliegen. Wir benötigen
konkrete Daten, um die UGR regio-
nal zu berechnen. Dabei können wir
zum Beispiel auf Daten aus den Pro-
duktions-, Außenhandels- und Ver-
kehrsstatistiken zurückgreifen. Ich
komme im einzelnen darauf zu
sprechen. Zum anderen haben wir
aber auch untersucht, wie die Nut-
zerrelevanz ist. Werden solche Da-
ten überhaupt nachgefragt? Ich
denke, heute sind einige Interessen-
ten hier versammelt. In Schleswig-
Holstein war es so, dass sowohl die
Ministerien als auch Verbände, die
Wissenschaft und sonstige Instituti-
onen an diesen Zahlen interessiert
waren. Aber wir haben uns natür-
lich auch nach den Ressourcen rich-
ten müssen, die für die UGR zur Ver-
fügung standen, und das sind nicht
allzu viele. 

Die nachstehende Abbildung 1 zeigt
die generelle Vorgehensweise. Die
Berechnungen bilden den Strom der
Materialien ab, eine Bestandsrech-
nung ist nicht vorgesehen. Die Me-
thodik richtet sich nach dem Verfah-
ren des Statistischen Bundesamtes.
Länderspezifische Anpassungen (zum
Beispiel „innerdeutscher“ Handel)
treten hinzu.

Das in der Abbildung 1 gezeigte Be-
rechnungsschema weist auch auf die
einzelnen Koordinierungsaufgaben
der statistischen Landesämter hin.
Für die Berechnung der Gewinnung
der Rohstoffe ist das Statistische
Landesamt Thüringen zuständig.
Diese Gewinnung ist relativ gut do-
kumentiert. Über die Statistiken zu
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Abb. 1: Schema der Berechnung des Rohstoffverbrauchs
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dieser Thematik wird meine Kollegin
Frau Roewer im einzelnen etwas
ausführen. Die Berechnung der Ein-
bzw. Ausfuhren aus dem bzw. in das
Ausland wird durch das Statistische
Landesamt Berlin und die Berech-
nungen des „innerdeutschen“ Han-
dels, das heißt Empfang und Ver-
sand von Rohstoffen über die Gren-
zen des einzelnen Bundeslandes hin-
weg werden vom Statistischen Lan-
desamt Schleswig-Holstein wahrge-
nommen.

Ute Roewer
Die Menge der entnommenen Roh-
stoffe ist ein direkter Indikator für
die Belastung der Natur und zwar
zunächst durch die Entnahme bzw.
den Verbrauch von Rohstoffen selbst
und dann durch die Rest- und
Schadstoffe, die insbesondere bei der
Weiterverarbeitung von nicht erneu-
erbaren Rohstoffen entstehen. Gro-
ße Mengen von Rohstoffen, Energie-
trägern usw. werden aus der Natur
entnommen, werden in Wirtschafts-
prozessen und Haushalten ver-
braucht und in Form von Emissionen
(Abfälle, Abwasser, Luftschadstoffe,
Gewässerverunreinigung) in die Na-
tur abgegeben. 

Durch die Rohstoffentnahme wird
darüber hinaus die Qualität von
Landschaften und Ökosystemen be-
einträchtigt:
• durch Veränderungen der Lebens-

räume von Tieren,
• durch Beeinflussung des Land-

schaftsbildes z. B. durch Bergsen-
ken, Tagebaurestlöcher, Abraum-
halden 

Unter dem Aspekt der Nachhaltig-
keit kommt es darauf an, die Roh-
stoffentnahme möglichst schonend
für die Umwelt zu gestalten, das
heißt die Rohstoffe sollten möglichst
effizient genutzt werden. Die Effizi-
enz des Rohstoffeinsatzes kann mit
Hilfe der so genannten Rohstoffpro-
duktivität gemessen werden. Dazu
wird das reale Bruttoinlandsprodukt
ins Verhältnis zur eingesetzten Roh-
stoffmenge gesetzt. Wird die Roh-
stoffproduktivität über einen länge-
ren Zeitraum hinweg beobachtet,
lassen sich Aussagen darüber ma-
chen, inwieweit ein schonenderer

und damit effizienterer Umgang mit
dem Faktor Rohstoffe erreicht wur-
de. Eine im Vergleich höhere Roh-
stoffproduktivität bedeutet also,
dass schonender mit diesem Faktor
umgegangen wurde.

Für die Rohstoffproduktivität wurde
vom Bundesumweltministerium im
Rahmen der Erarbeitung eines Um-
weltbarometers eine Zielvorgabe
formuliert: sie soll ab 1993 bis zum
Jahr 2020 auf das 2,5fache steigen.
Wie man den Informationen des Sta-
tistischen Bundesamtes zu den Um-
weltökonomischen Gesamtrechnun-
gen 2000 entnehmen kann, ist die
Rohstoffproduktivität von 1993 bis
1999 um 10,3 % gestiegen, das ent-
spricht einer durchschnittlichen jähr-
lichen Zunahme von 1,7 %. Wenn
das gesetzte Ziel erreicht werden
soll, muss nach 1999 eine durch-
schnittliche jährliche Steigerung der

Rohstoffproduktivität um 4,0 % er-
folgen.

Bei den Rohstoffarten werden Pri-
mär- und Sekundärrohstoffe unter-
schieden. Beide Rohstoffarten wer-
den wiederum in 
• abiotische  =  nicht nachwachsende
• biotische    =  nachwachsende
Rohstoffe gegliedert. 

Zu den abiotischen Primärrohstoffen
zählen die fossilen Energieträger so-
wie die aus Mineralien oder Organis-
menresten bestehenden Steine und
Erden. 

Die biotischen Primärrohstoffe sind
solche, die unmittelbar auf Lebewe-
sen zurückgeführt werden können.
Hierzu zählen auf der Jagd erlegtes
Wild und gefangene Fische sowie
pflanzliche Erzeugnisse der Landwirt-
schaft und der Einschlag von Holz.
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Abb. 2: Abiotische Rohstoffe
Gliede-
rungsnr. 
(GP 95)1)

Bezeichnung

10
1010 11
1020 10
1030

Kohle und Torf
Steinkohle 
Braunkohle 
Torf

11
1110 10
1110 20

Erdöl u. Erdgas
Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, roh
Erdgas

1110 40

12

bituminöse oder ölhaltige Schiefer und Sande

Uran- und Thoriumerze

13
1310
1320

Erze
Eisenerze
NE-Metallerze (ohne Uran- u. Thoriumerze)

14
141
1411
1411 11

Steine und Erden, sonstige Bergbauerzeugnisse
Natursteine 
Naturwerksteine
Marmor u. a. kalkhaltige Werksteine

1411 12

1412

Granit, Sandstein u. a. Werksteine

Kalk-, Dolomit-, Gipsstein, Anhydrit, Kreide, Dolomit

1413

142
1421

Tonschiefer

Kies, Sand, Ton, Kaolin
Kies und Sand; gebrochene Natursteine

1422

143

Ton und Kaolin

Chemische und Düngemittelminerale

144

145

Salz und Natriumchlorid; Meerwasser

Steine und Erden, a. n. g.; sonstige Bergbauerzeugnisse
1450 10
1450 21
1450 22
1450 23

Naturbitumen und Naturasphalt; Asphaltite und Asphaltgestein
Diamanten und Edelsteine
Bimsstein; Schmirgel; nat. Korund, nat. Granat u. a. nat. Schleifstoffe
Grafit, Quarz und Quarzite, kieselsäurehaltige Fossilienmehle; nat.   

BST2)

Magnesiumcarbonat u. a. mineralische Stoffe

Schwefel aus der Erdgasgewinnung

1) Aus Gründen der Übersichtlichkeit enthält die Liste nur Rohstoffe in der Untergliederung bis zur 6. Stelle des Gü-
terverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP 95). – 2) Angaben aus: Der Bergbau in der Bundesrepublik Deutsch-
land – Bergwirtschaft und Statistik –
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Nicht zu dieser Kategorie gehören
fossile Energieträger (abiotische Pri-
märrohstoffe) und die tierischen Er-
zeugnisse der Landwirtschaft, die ih-
rerseits aus den bereits berücksich-
tigten pflanzlichen Erzeugnissen her-
vorgegangen sind.

Bei den abiotischen Sekundärroh-
stoffen handelt es sich um Rückstän-
de, die durch Recycling verwertet
werden können, also Stoffe aus dem
Rohstoffrecycling und der Rohstoff-
wirtschaft (Metallschrott, Altöl, Alt-
papier, Altkunststoff, Altglas etc.).
Biotische Sekundärrohstoffe sind
z. B. Kompost oder Stoffe tierischen
Ursprungs.

Umfang, Gliederung und Methode
bei der Erfassung der Rohstoffe auf
Länderebene orientiert sich so weit
wie möglich an der Verfahrensweise
des Statistischen Bundesamtes. Die
Erfassung erfolgt in Tonnen; das
macht in einigen Fällen Umrechnun-
gen der Quelldaten mit abgestimm-
ten Umrechnungsfaktoren erforder-
lich. Bei der Berechnung entnomme-
ner Rohstoffe konzentriert sich die
Arbeitsgruppe „UGR der Länder“ zu-
nächst auf Primärrohstoffe und de-
ren verwertbare Förderung.

Unabdingbar ist eine mit dem Statis-
tischen Bundesamt sowie mit den
Ländern abgestimmte Liste aller zu
berücksichtigender Rohstoffe. Darin
richten sich Bezeichnung und Zuord-
nung der abiotischen Rohstoffe (s.
Abb. 2) nach der Systematik des Gü-
terverzeichnisses für die Produktion.
Mit Hilfe der dort verwendeten
neunstelligen Gliederungsnummern
können die Rohstoffe eindeutig
identifiziert werden. Die Produkti-
onsstatistiken der Länder liefern
nach dieser Systematik Daten zur
verwertbaren Förderung bei den ein-
zelnen Rohstoffen. Allerdings wird
nur die Produktion von Betrieben
mit mehr als 20 Beschäftigten erho-
ben. Eine Ausnahme hiervon bilden
Betriebe, deren Produkte den Mel-
denummern 1411... und 1421..., das
sind Naturwerksteine, Kies, Sand und
gebrochene Natursteine, zugeordnet
werden: hier wird die Produktion
von Betrieben mit mehr als 10 Be-
schäftigten erfasst. Um eine mög-
lichst vollständige Übersicht über die
Rohstoffentnahme der Länder zu er-
halten, müssen weitere Datenquel-
len herangezogen werden. Für Roh-
stoffe, deren Förderung der Bergauf-
sicht unterliegt, werden vom Statisti-
schen Bundesamt Angaben aus dem
Bereich der Bergwirtschaft ausge-
wertet. Erfreulicherweise liegen hier
auch nach Bundesländern geglieder-
te Angaben vor. 

Als problematisch erweist sich die
zutreffende Mengenerfassung von
Naturwerksteinen (1411...) sowie
Kies, Sand und gebrochenen Natur-
steinen (1421...), da diese Rohstoffe
häufig von Betrieben mit nur weni-
gen Beschäftigten (unter 10) geför-

dert werden. Im neuesten vom Sta-
tistischen Bundesamt veröffentlich-
ten Heft zu den Material- und Ener-
gieflussrechnungen (Fachserie 19,
Reihe 5, 1999) liefert die Tabelle 2.1
„Rohstoffe nach Rohstoffarten“ Hin-
weise auf die erhebliche Bedeutung
gerade dieser Rohstoffe unter den
abiotischen Rohstoffen in Deutsch-
land. Immerhin beträgt 1999 ihr An-
teil an der verwerteten Entnahme al-
ler abiotischen Rohstoffe fast 62 %.
Für das gesamte Bundesgebiet wer-
den hierzu vom Statistischen Bundes-
amt Verbandsangaben ausgewertet.
Nach meinen Recherchen stehen
aber für die Ebene der Länder keine
entsprechenden Daten zur Verfü-
gung, so dass wir uns dafür ein an-
deres Verfahren überlegen müssen.
Im Moment planen wir, die Mengen
über die Umsatzerhebung für die in-
dustriellen Kleinbetriebe zu schät-
zen. Dies ist der Stand der Überle-
gungen und Untersuchungen zu den
abiotischen Rohstoffen. Berechnun-
gen sind bisher nicht erfolgt, stehen
aber kurz bevor.

Die Erfassung der biotischen Roh-
stoffe (s. Abb. 3), die auf Bundesebe-
ne einen Anteil von ca. 15 % an der
gesamten verwertbaren Entnahme
aller Rohstoffe haben, erweist sich
als erheblich einfacher. Das Verfah-
ren, welches in den Ländern ange-
wendet wird, entspricht weitgehend
demjenigen des Statistischen Bun-
desamtes. Für die Erfassung von
Feldfrüchten, Dauergrünland, Gemü-
se, Baumobst und Erdbeeren wird
die Ernteberichterstattung der Ag-
rarstatistik verwendet. Daten zur
Weinmosternte können der VGR der
Länder entnommen werden. Der
Holzeinschlag ergibt sich aus der Sta-
tistik des Holzeinschlags und Holz-
verkaufs (Agrarstatistik). Daten zum
erlegten Wild werden vom Deut-
schen Jagdschutzverband ermittelt.
Fangergebnisse der Binnenfischerei
werden auf Länderebene nur in 10-
jährigem Turnus ermittelt. Für jährli-
che Angaben wird eine Fortschrei-
bung auf der Grundlage der Bundes-
entwicklung angestrebt. Für die
Hochsee- und Küstenfischerei gibt es
naturgemäß keine Zuordnung zu be-
stimmten Bundesländern. Dies ist un-
ser Stand bei der Erfassung der Roh-
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Abb. 3: Biotische Rohstoffe

Feldfrüchte
Getreide einschließlich Körnermais

und Corn-Cob-Mix
Ölfrüchte 
Hülsenfrüchte 
Hackfrüchte 
Grün- und Silomais 

einschließlich Lieschkolbenschrot
Klee, -gras, Klee-Luzerne-Gemisch 

einschließlich Samenbau
Luzerne einschl Samenbau
Grasanbau auf dem Ackerland 

ohne Samenbau

Dauergrünland
Dauerwiesen
Mähweiden
Dauerweiden
Streuwiesen und Hutungen

Gemüse insgesamt

Gemüse unter Hoch- und Niederglas

Baumobst im Marktobst insgesamt

Erdbeeren

Weinmosternte

Holzeinschlag insgesamt
Eiche, Roteiche
Rotbuche
Buntholz 
Fichte, Tanne, Douglasie
Kiefer, Lärche, Strobe

Erlegtes Wild
Rotwild
Damwild
Muffelwild
Schwarzwild
Rehwild
Hasen
Kaninchen
Fasane
Rebhühner
Wildenten
Wildtauben
Füchse
Marder

Fangergebnisse der Binnenfischerei
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stoffentnahme auf Länderebene.
Herr Dr. Lawatscheck wird die weite-
ren Ausführungen vornehmen.

Dr. Johann Lawatscheck
Wir sind jetzt soweit, dass wir wis-
sen, welche Rohstoffe in welchen
Mengen in einem Land entnommen
wurden. Die Frage ist nun, wie wir
zum Verbrauch kommen. Nicht alle
entnommenen Rohstoffe werden
von uns selbst verbraucht, und es
kommen auch Rohstoffe aus dem
Ausland in unser Land. Es gibt gute
Außenhandelsstatistiken, die uns zei-
gen, was an Rohstoffen in ein einzel-
nes Bundesland hineinkommt und
was hinausgeht. Mit dieser Thematik
beschäftigen sich die Kolleginnen
und Kollegen des Berliner Statisti-
schen Landesamtes.

Generell kann gesagt werden, dass
die Daten zu den Einfuhren und
Ausfuhren in die und aus den Bun-
desländern den Außenhandelsstati-
ken des Statistischen Bundesamtes
entnommen werden. Zugrunde ge-
legt wird die Liste der in Frage kom-
menden Rohstoffe (siehe Vortrag
Frau Roewer). Die in den Außen-
handelsstatistiken verwendete Gü-
tersystematik „Warenverzeichnis für
die Außenhandelsstatistik“ mit ihrer
Untergliederung nach neunstelligen
Warennummern wird mittels eines
„Umsteigers“ auf die Systematik aus
dem Bereich der Produktionsstatisti-
ken umgelegt. So können die im-
bzw. exportierten Rohstoffe aus
den Außenhandelsstatistiken ent-
nommen werden.

Neben den Ein- und Ausfuhren aus
bzw. in das Ausland sind für ein Bun-
desland auch die aus anderen Bun-
desländern empfangenen bzw. ver-
sandten Rohstoffmengen von Be-
deutung. Diese Verflechtungen wer-
den mit Hilfe der Verkehrsstatistiken
ermittelt. Alle Rohstoffbewegungen
aus der Binnenschifffahrtsstatistik,
der Statistik des Güterverkehrs auf
Eisenbahnen und aus der Straßen-
verkehrsstatistik werden erfasst.

Während der Rohstofftransport
durch die Binnenschifffahrt und die
Eisenbahn vollständig abgebildet
werden kann (Vollerhebung) wird

der Güterverkehr mit Lastkraftwa-
gen seit 1994 mittels einer Stichpro-
be (Teilerhebung) erfasst. Dies führt
dazu, dass entsprechende Hochrech-
nungen auf Länderebene, und hier
gerade bei kleineren Bundesländern,
nur noch sehr eingeschränkt und
nicht in tiefster Gliederung für die
UGR genutzt werden können. Auf
Grundlage der von Frau Roewer vor-
gestellten Rohstoffliste werden die
Mengen der entsprechenden Roh-
stoffe aus den drei genannten Ver-
kehrstatistiken entnommen.

Für die Berechnung des Inlandsver-
bleibs werden die Importmengen
der einzelnen Rohstoffe zu den Ge-
winnungsmengen hinzugezählt, die
Exportmengen werden subtrahiert.
Dies gilt sowohl für die aus dem Aus-
land importierten bzw. in das Aus-
land exportierten Rohstoffe als auch
für die in andere Bundesländer ver-
sandte bzw. von dort empfangenen

Rohstoffe. Als Ergebnis entsteht so
der so genannte Inlandsverbleib, der
in erster Näherung mit dem Roh-
stoffverbrauch des jeweiligen Bun-
deslandes gleichgesetzt wird.

Die nachstehenden Abbildungen aus
dem Jahre 1993 (letztes Jahr der
Vollerhebungen) am Beispiel Schles-
wig-Holsteins geben einen Überblick
über die Mengenstruktur der Roh-
stoffe von der Gewinnung bis hin
zum Inlandsverbleib (s. Abbildung 4).
Abbildung 5 gibt die mengen- und
wertmäßige Entwicklung in einer
Zeitreihe von 1988 bis 1993 wieder.
Die Arbeitsgruppe wird in Kürze so-
weit sein, diese Berechnung für die
beteiligten Länder zu leisten. Die
Vorspalte ist mit den Rohstoffen, die
Frau Roewer angesprochen hat, ge-
füllt. Sie sehen die Gewinnung, die
Einfuhr und den Bezug von Rohstof-
fen. Dabei meint Einfuhr den Erhalt
von Rohstoffen aus dem Ausland und
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Abb. 4: Rohstoffverbrauch in Schleswig-Holstein 1993
Menge des Inlandverbleibs abiotischer und biotischer Rohstoffe

Rohstoff

Abiotische Rohstoffe
Bergbauliche Erzeugnisse

Gewinnung Einfuhr 
und Bezug1)

 1 000 t

12 199,7
435,3

8 456,6
6 310,7

Ausfuhr und
Lieferung2)

Inlands-
verbleib

1 215,3
360,5

19 440,7
6 385,3

davon
Steinkohle
Braunkohle
Erd(öl)gas

– 1 586,8
–

2,3
38,0

195,1
Erdöl
Torf
Eisenerz
NE-Metallerze, Edelmetalle

371,1
61,9

4 047,8
28,5

–
–

47,3
141,4

309,6 1 277,2
0,7

–
37,3

197,4
4,6

17,3
4 414,2

73,1
16,8

0,1
30,5

141,3
Schwefel- undMagnetkies 
Kalirohsalze 
Stein- und Siedesalze, Sole 
Flußspat, Graphit, Schwerspat

–
–

–
43,3

–
–

179,9
2,1

sonstige bergbauliche Erzeugnisse

Steine und Erden
davon

– 0,5

11 764,4 2 145,9

1,4
2,8

–1,4
40,4

5,9
1,3

174,0
0,8

– 0,5

854,8 13 055,4

unbearbeiteteNatursteine und Erden
Schiefer 
Kalk- und Dolomitstein
Rohgips und Kreide

–
–

1 672,7
0,1

–
269,9

127,0
8,7

Sand und Kies
tonerdhaltige Rohstoffe
Quarzit und Feldspat
sonstige Steine und Erden

11 494,5
–

162,9
98,7

–
–

12,6
63,2

29,0
–

1 643,7
0,1

181,2
91,1

–54,1
187,5

487,8
5,8

11 169,5
92,9

0
59,9

12,6
3,2

Biotische Rohstoffe
Fischereierzeugnisse
Forstwirtschaftliche Erzeugnisse

625,2 173,5
36,2

589,0
65,7

107,8

Insgesamt 12 824,9 8 629,8

453,1 345,6
54,5

398,6
47,3

298,3

1 668,5 19 786,2

a) Die Angaben beziehen sich ausschließlich auf die Ein- bzw. Ausfuhren aus dem bzw. in das Ausland. Die
entsprechenden Werte aus den Verkehrsstatistiken (Binnenhande) sind unter „Sonstige Steine und Erden“
subsumiert. – b) einschließlich der Kleinbetriebe mit weniger als 10 Beschäftigten – c) ohne Binnenfischerei –
1) Unter Einfuhr wird der Empfang aus dem Ausland, unter Bezug der Empfang aus anderen Bundeslän-
dern verstanden. – 2) Unter Ausfuhr wird der Versand in das Ausland, unter Lieferung der Versand in ande-
re Bundesländer verstanden. Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch
unabhängige Rundungen. – – – Quelle: Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein

a) a)

b)

c)

a) a)
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Bezug den Kauf aus anderen Bun-
desländern. Die Begriffe Ausfuhr
und Lieferung sind analog definiert.
In erster Näherung für den Rohstoff-
verbrauch wird dann der Inlandsver-
bleib, der auch vom Statistischen
Bundesamt so genannt wird, berech-
net. Die von mir hier präsentierten
Daten sind zwar etwas älter, aber
die Grundstrukturen haben sich
nicht wesentlich geändert, so dass
wir uns die Zahlen auch einmal in-
haltlich ansehen können. Sie sehen
die Bedeutung der Steine und Erden
und darunter das Gewicht von Sand
und Kies in der Gesamtsumme. Das
kann in anderen Ländern durchaus
anders sein. Ich nehme an, in Nord-
rhein-Westfalen zum Beispiel könnte
im Bereich Kohle einiges dazukom-
men. Dieser erste Schritt der Materi-
alflussrechnung stellt also länderspe-
zifisch ganz gute Ergebnisse dar und
zeigt uns, wie viel an Rohstoffen im
Land anfällt bzw. dort verbraucht
wird.

Zum Abschluss seien noch einige
Probleme der UGR genannt, die sich
aus der Tatsache ergeben, dass sie
als Sekundärstatistik
• eher etwas weiter vom aktuellen

Rand entfernt ist; das heißt ihre Er-
gebnisse werden nicht so zeitnah
veröffentlicht werden können, wie
die der Primärstatistiken, auf de-
ren Fertigstellung die UGR warten
muss um erst dann deren Daten
nutzen zu können,

• eventuell wichtige Fragestellungen
nicht abdecken kann, da bestimm-

te dazu benötigte Merkmale so
nicht in den Primärstatistiken ab-
gefragt werden,

• oft mit einer Vielzahl von unter-
schiedlichen Systematiken kon-
frontiert wird, deren „Zusammen-
spiel“ nicht immer einfach ist.

Ich will noch einen kleinen Ausblick
geben. Inhaltlich gesehen stellt die
Berechnung des Rohstoffverbrauchs
nur den ersten Schritt in Richtung
Materialflussrechnung dar. Weitere
Schritte müssen folgen wie z. B.
• das Einbeziehen der Halb- und Fer-

tigerzeugnisse (Güter),
• die Beachtung „ökologischer Ruck-

säcke“,
• das Einbeziehen von Sekundärroh-

stoffen sowie
• die Darstellung des weiteren Ver-

bleibs der Rohstoffe/Güter im Pro-
duktions- bzw. Konsumtionspro-
zess bis hin zur letzten Verwen-
dung (Abfall).

Ein einzelnes statistisches Landesamt
ist sicher überfordert, das breite
Spektrum der UGR, so wie es auf
Bundesebene durch das Statistische
Bundesamt abgedeckt wird, regional
nachzuvollziehen. So ist die Bildung
der Arbeitsgruppe „UGR der Länder“
ein wichtiger Schritt die Arbeiten zur
Regionalisierung der UGR auf meh-
rere Schultern zu verteilen und dann
auch zu untereinander vergleichba-
ren Ergebnissen zu kommen.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich möchte entsprechend dem Vor-
gehen von heute Vormittag ein bis
zwei Verständnisfragen oder Hinwei-
se zulassen, dann aber eher am
Schluss, nach sämtlichen Referaten,
um noch Zeit für die eigentliche Dis-
kussion zur Verfügung haben.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ich habe zunächst eine erste Frage
an Frau Roewer. Wie vollständig ist
Ihre Liste der biotischen und abioti-
schen Rohstoffe? Bei den biotischen
Rohstoffen haben Sie die Erdbeeren
aufgeführt. Da fehlen mir zum Bei-
spiel die Blaubeeren, die Preiselbee-
ren und die Brombeeren. Ich will Sie
mit diesem Hinweis nicht karikieren,
sondern nur meine Frage verdeutli-
chen. Außerdem habe ich eine zwei-
te Frage an Herrn Dr. Lawatscheck.
Die Übersicht, welche Sie gerade für
Schleswig-Holstein vorgelegt haben,
ist sehr informativ. Aber wäre es
nicht auf der Grundlage Ihrer Diffe-
renzierung sinnvoll, zwischen den In-
lands- und Auslandslieferungen zu
unterscheiden? Sie haben jetzt Ein-
fuhr und Bezug bzw. Ausfuhr und
Lieferung zusammengefasst. Sollte
man da nicht bei dieser Struktur, wie
Sie sie gerade vorgegeben haben,
eine Differenzierung vorsehen? 

Ute Roewer
Zur Vollständigkeit der abiotischen
Rohstoffe habe ich ausgeführt, dass
ich mich an das Systematische Güter-
verzeichnis für die Produktion halte,
wie es auch im Statistischen Bundes-
amt geschieht. Meine geologischen
Kenntnisse sind allerdings be-
schränkt, so dass ich nicht ausschlie-
ßen kann, dass der eine oder andere
Rohstoff vielleicht untergeht. Aber
möglicherweise gibt es hier den ei-
nen oder anderen, der mir in dieser
Hinsicht noch ein paar Hinweise ge-
ben kann. Bei den biotischen Roh-
stoffen beschränkt sich die Erfassung
auf das, was zur Zeit in der amtli-
chen Statistik über die Ernteberich-
terstattung und die anderen Quel-
len, die uns zur Verfügung stehen,
ermittelt werden kann. Wildkräuter,
Blaubeeren, Preiselbeeren und sol-
che Dinge sind also sicherlich nicht
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Abb. 5: Rohstoffverbrauch in Schleswig-Holstein 1988 – 1993

Jahr

1 000 t

1988
1989

Gewinnung Einfuhr/
Empfang

12 220
12 461

7 803
7 880

Ausfuhr/
Versand

Inlands-
verbleib

1 177
1 425

18 845
18 916

1990
1991
1992
1993

13 107
11 685

9 045
8 241

12 196
12 825

8 309
8 630

1 000 DM (jeweilige Preise)

1 393
1 577

20 759
18 349

1 783
1 668

18 722
19 786

1988
1889
1990
1991

317 155
353 768

1 139 509
1 362 740

377 453
331 971

1 600 206
1 499 869

1992
1993

323 508
345 754

1 402 557
1 457 467

144 407
170 578

1 312 257
1 545 930

162 382
221 475

1 815 277
1 610 364

217 380
318 456

1 508 685
1 484 765

Quelle: Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein
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enthalten. Es bestehen aber durch-
aus Bestrebungen, so etwas auch
einzubeziehen. Allerdings haben wir
da Probleme mit den entsprechen-
den Quellen.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Wäre es dann nicht zweckmäßig,
dass zumindest die Defizite in einer
solchen statistischen Auflistung ver-
bal benannt werden? Darzulegen
wäre also, welche Sachverhalte aus-
geschlossen bzw. nicht erfasst sind.

Ute Roewer
Ja, das sollte auf jeden Fall gesche-
hen, vor allem bei Veröffentlichun-
gen.

Dr. Johann Lawatscheck
Die von Ihnen vorgeschlagene Diffe-
renzierung ist eine interessante Idee,
die wir gerne aufnehmen wollen.
Letztlich ist dies eine Frage der Dar-
stellung und erfordert keine neuen
Berechnungen. In den Arbeitstabel-
len liegen die Zahlen bereits ge-
trennt vor. Man könnte durch eine
differenzierte Darstellung das Ver-
hältnis bestimmen, was aus dem In-
land, also den anderen Bundeslän-
dern, und was aus dem Ausland in
ein Land kommt.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Wir könnten damit auch die Statistik
abgleichen und die Vergleichbarkeit
zu den anderen Bundesländern her-
stellen. In der Summe müssten sich ja
die Ströme im Endeffekt auf Null er-
gänzen.

Dr. Johann Lawatscheck
Die Koordinierung mit Hilfe der Bun-
deswerte am Ende der Rechnung ist
im Prinzip unser Ziel. Allerdings ist
noch nicht klar, ob sich dazu alle
Länder an der Arbeitsgruppe beteili-
gen müssen; oder, wenn dies nicht
der Fall ist, ob und wie das auch mit
zehn Ländern zu machen ist. Das ist
noch nicht ganz ausdiskutiert.

Dr. Peter Bartelmus
Ich habe einige kurze Fragen, die
auch als Anstoß zur Diskussion die-
nen könnten. Erstens, was ist so roh
an den landwirtschaftlichen Rohstof-
fen? In der VGR werden diese Roh-
stoffe als produzierter Output be-

handelt. Zweitens, bei den Stoff-
stromrechnungen berücksichtigen
Sie wohl kaum die tatsächliche Er-
schöpfung, also den permanenten
Abbau von Ressourcen, was unter
dem Nachhaltigkeitsgesichtspunkt
eigentlich das wichtigste - vor allem
bei den erneuerbaren Ressourcen –
ist. Drittens, warum schließen Sie die
Hochseefischerei aus? Nach dem Ver-
ursacherprinzip tragen wir doch
auch Verantwortung für die Vernich-
tung von Naturkapital außerhalb un-
serer Jurisdiktion, also positiv ausge-
drückt für die Erhaltung der „Global
Commons“. Und viertens, als Sie die
„Bedeutung“ von Steinen und Erden
ansprachen, meinten Sie da deren
Gewicht? 

Dr. Johann Lawatscheck
Zu Ihrer ersten Frage: Rohstoffe im
Sinne der UGR sind alle „Produkte“
vor ihrem ersten Verarbeitungspro-
zess, also die direkt der Natur ent-
nommenen Stoffe. Dies gilt sowohl
für landwirtschaftliche als auch für
bergbauliche u. a. Rohstoffe. Zur
zweiten Frage: Zur Zeit beinhaltet
die UGR tatsächlich keine Bestands-
rechnung, die also die tatsächliche
Erschöpfung im Sinne einer Roh-
stofflebensdauer ermittelt. Frage
drei: Die Hochsee- und Küstenfische-
rei wird schon mit einbezogen. Die
Zuordnung auf die Bundesländer ist
noch ungeklärt. Und zur letzten
Frage: Steine und Erden sind zwar an
sich sehr „gewichtige“ Rohstoffe.
Am Beispiel von Schleswig-Holstein
spiegelt dieses Gewicht aber auch
die wirtschaftliche Bedeutung dieses
Rohstoffes wider. In anderen Bun-
desländern mit anderen Rohstoffvor-
kommen (Kohle etc.) mag dies eher
untergeordnet sein.

Eberhard Winkhaus
Ich habe eine grundsätzliche Frage.
Bisher ist noch nicht die Skalierung
der Regionalisierung angesprochen
worden. Bezieht sich die Regionali-
sierung auf das einzelne Bundes-
land, also z. B. auf Nordrhein-West-
falen, oder auf die Ebene der Regie-
rungsbezirke, oder geht sie noch
weiter? Diese Frage nach der Skalie-
rung der Regionalisierung hat einen
enormen Einfluss auf die zu erhe-
benden Daten. Wenn ich höre, wie

viele Rohstoffe Sie erfassen, ich blei-
be einmal bei dem Beispiel der Erd-
beeren und Blaubeeren, dann habe
ich den Eindruck, dass eine Menge
Daten erhoben werden. Wenn alle
diese Daten hinterher in ein Modell
gesteckt werden, dann haben sie
unter Umständen keine große Aus-
wirkung auf das Modellergebnis.
Dann frage ich mich, hat das Ganze
noch einen realitätsnahen Bezug?
Muss man da nicht viel mehr aggre-
gieren und zusammenfassen? Die
Frage der Skalierung der Regionali-
sierung ist meiner Meinung nach
eine ganz wichtige, und da sie sich
durch den ganzen heutigen Nach-
mittag zieht, bitte ich darum, sie zu
beantworten.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Das ist eine allgemeine Frage, zu
der ich generell etwas sagen kann.
Wir sind zur Zeit noch in der An-
fangsphase. Ich habe vorhin aus ei-
nem zehn Jahre alten Papier des
Statistischen Bundesamtes zitiert, in
dem man den zweiten Schritt be-
reits erwähnt hat, also nicht nur die
Regionalisierung auf der Ebene der
Bundesländer, sondern auch auf Re-
gierungsbezirksebene. Darüber hi-
naus sind noch weitere Schritte vor-
stellbar, die durchaus interessant
sind, ähnlich wie die VGR sich im-
mer weiter kleinräumig entwickelt
hat. Das liegt für die UGR in weites-
ter Zukunft ebenfalls nahe. Aber
das kann nur die weiteste Zukunft
sein, denn im Moment befassen wir
uns mit der UGR der Bundesländer
und sind froh, wenn wir das einiger-
maßen bewerkstelligen. Erst dann
überlegen wir, wie es weitergehen
könnte. 

Dr. Johann Lawatscheck
Es gibt durchaus Anfragen von Nut-
zern, vielleicht nicht bei den Roh-
stoffen, aber bei den Emissionsbe-
rechnungen, die auch gerne Ergeb-
nisse auf Kreisebene haben wollen. 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich muss nun leider hier abbrechen,
denn sonst ist es den anderen Red-
nern gegenüber unhöflich. Ich bitte
jetzt Herrn Proksch um seine Ausfüh-
rungen.
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Walter Proksch
Herr Präsident Kehlenbach, Herr Pro-
fessor Gerß, sehr geehrte Damen
und Herren, zunächst möchte ich
mich kurz vorstellen. Meine Name ist
Walter Proksch, ich bin Mitarbeiter
des Geologischen Landesamtes Nord-
rhein-Westfalen, dort im Dezernat
Lagerstätten tätig, das von Herrn Dr.
Zeller geleitet wird. Wir nehmen
heute gemeinsam an diesem Work-
shop teil.

In der Vorbereitung zu diesem
Workshop wurden an uns folgende
Fragen gerichtet: Welche Daten er-
hebt das Geologische Landesamt
Nordrhein-Westfalen (GLA NRW)?
Mit welchem Ziel werden sie erho-
ben? Nutzen wir Daten, die andere
erheben? Wer sind letztlich die Nut-
zer der rohstoffgeologischen Daten,
die das GLA NRW erhebt und zur
Verfügung stellt? Diese Fragen wer-
de ich im Folgenden kurz beantwor-
ten. 

Das Geologische Landesamt Nord-
rhein-Westfalen – Vergleichbares gilt
auch für die Geologischen Dienste in
den anderen Bundesländern – ist
zentrale geowissenschaftliche Fach-
behörde des Landes und zentrale
Sammelstelle für alle Daten über den
Untergrund. Als erstes möchte ich
mich auf die Bohrungsdaten konzen-
trieren, die für uns die zunächst ent-
scheidenden, grundlegenden Daten
sind.

Das GLA NRW erhebt Bohrungsdaten
einerseits selbst im Rahmen der lan-
desweiten geologischen Landesauf-
nahme. Die Bohrungsdaten halten
wir in einer Bohrungsdatenbank vor,
die zur Zeit mehr als 220 000 Schicht-
enverzeichnisse enthält. Dazu gehö-
ren andererseits auch zahlreiche
Bohrungen, die andere, Unterneh-
men oder auch Private, durchführen
und deren Ergebnisse uns zur Verfü-
gung gestellt werden. Dabei handelt
es sich beispielsweise um Bohrungen
zur Grundwassererschließung oder
zur Lagerstättenerkundung.

Nach dem Lagerstättengesetz ist im
Prinzip jeder verpflichtet, mecha-
nisch getriebene Bohrungen den
zuständigen Geologischen Lan-

desanstalten anzuzeigen und auf
Wunsch auch die Bohrergebnisse mit-
zuteilen und Zutritt zu den Bohrun-
gen zu gewähren. Daraus entsteht
eine umfangreiche Bohrungsdaten-
bank, die dann für einzelne Frage-
stellungen unter Beachtung der da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen
genutzt und ausgewertet werden
kann. 

Außerdem führt das GLA NRW La-
boruntersuchungen von Boden- und
Gesteinsproben durch und wertet
die vorhandenen Daten vor allem in
Form von analogen und digitalen
Karten aus. Hier ist in erster Linie die
primäre geologische Karte zu nen-
nen, aus der thematische Karten, un-
ter anderem Lagerstätten- und Roh-
stoffkarten, abgeleitet werden. Be-
deutsam, auch für zukünftige Aufga-
ben, ist unsere Gewinnungsstellen-
datenbank, auf die ich abschließend
kurz eingehen werde. 

Im Folgenden wird die digitale Karte
der oberflächennahen nichtenergeti-
schen Rohstoffe in Nordrhein-West-
falen kurz vorgestellt. Es handelt sich
hier um Rohstoffe, deren Gewin-
nung oftmals mit einem erheblichen

Flächenbedarf und entsprechenden,
teilweise vorübergehenden Eingrif-
fen in die Landschaft verbunden ist.

Die Verbreitung der verschiedenen
Rohstoffvorkommen gibt die geologi-
schen Grundstrukturen in Nordrhein-
Westfalen wieder. In Abbildung 1
werden alle Rohstoffe zu 4 Hauptle-
gendeneinheiten zusammengefasst.
Diese generalisierte Übersicht wird be-
stimmt von der flächenhaften Verbrei-
tung der Kies- und Sandvorkommen.

Überwiegend quartärzeitliche Fluss-
ablagerungen bilden diese ausge-
dehnten Vorkommen im Niederrhei-
nischen Tiefland, im Münsterland
und in der Weserniederung. Dane-
ben sind kreide- und tertiärzeitliche
Meeresablagerungen als zum Teil
hochwertige Sande ausgebildet.

Lehm- und Tonvorkommen treten
vielfach in Überlagerung mit anderen
Rohstoffen im Flachland auf. Dazu
zählen junge quartärzeitliche Wind-
und Flussablagerungen wie Löß- und
Auenlehm, Geschiebelehm als Eisabla-
gerung und meist höherwertige terti-
ärzeitliche Tone als Meeres-, See- und
Flussablagerungen. Tiefgründig ver-
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Abbildung 1: 
Übersicht über die Rohstoffvorkommen in Nordrhein-Westfalen
(vereinfacht)
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witterte Tonsteine und Tonmergelstei-
ne verschiedenen Alters beispielsweise
in Ostwestfalen stellen ebenfalls wich-
tige Rohstoffvorkommen dar.

Mächtige devonzeitliche, hochreine
Kalksteine, die aus Riffen eines tropi-
schen Meeres hervorgegangen sind,
und karbonzeitliche Kalksteine bil-
den zum Teil langgestreckte Züge im
Rheinischen Schiefergebirge. Teil-
weise sind diese Kalksteine zu Dolo-
mitstein umgewandelt. Triaszeitliche
Kalksteine sind in Ostwestfalen und
kreidezeitliche Kalk- und Mergel-
kalksteine im Münsterland und an-
grenzenden Gebieten verbreitet.
Diese Rohstoffvorkommen sind
ebenfalls aus Meeresablagerungen
entstanden.

Grauwackensandstein, Sandstein,
und Quarzit stammen aus verschie-
denen Erdzeitaltern: Sie sind durch
Verfestigung und Umwandlung aus
klastischen Sedimenten entstanden
und treten im Rheinischen Schiefer-
gebirge gemeinsam mit Tonsteinen
und Tonschiefern auf. Diabase, alte
vulkanische Gesteine, treten dort ver-
einzelt in schmalen, langgestreckten
Zügen auf. Von untergeordneter Be-
deutung sind die jüngeren vulkani-
schen Gesteine Basalt und Trachyt im
Siebengebirge südöstlich von Köln.

Diese Karte soll verdeutlichen, wel-
chen Umfang die Verbreitung ober-
flächennaher Rohstoffe hat. Wenn
eben davon gesprochen worden ist,
dass hier von einer Erschöpfung der
Rohstoffvorräte nicht unbedingt aus-
zugehen ist, so mag diese Karte die-
sen Gedanken unterstreichen. Prob-
lematisch ist, und darauf wird sicher-
lich nach mir Herr Keller eingehen,
die planerische Verknappung dieser
Ressourcen aufgrund des mit der Ge-
winnung verbundenen Flächenbe-
darfs in Konkurrenz zu anderen Flä-
chennutzungsansprüchen. 

Die Kies- und Sandgewinnung am
Niederrhein ist eine relativ flächenin-
tensive Rohstoffgewinnung. Davon
ist besonders der Regierungsbezirk
Düsseldorf betroffen. Ich möchte an
diesem Beispiel zeigen, wie das GLA
NRW mit rohstoffgeologischen Da-
ten für die Planung Entscheidungs-

hilfen liefert und wie diese Grundla-
gendaten für die Planung flächenin-
tensiver Rohstoffgewinnungen aus-
gewertet und eingesetzt werden.

Ein Beispiel der digitalen Rohstoff-
karte von Nordrhein-Westfalen in
Abbildung 2 zeigt einen Ausschnitt
aus dem Bereich des deutsch-nieder-
ländischen Grenzgebietes bei Brüg-
gen. In der digitalen Rohstoffkarte
werden insgesamt 24 verschiedene
Rohstoffe unterschieden; hier treten
Kiese und Sande über Tonen auf. 

Die Überlagerung verschiedener Roh-
stoffe wird durch eine diagonale
Schraffur besonders gekennzeichnet,
denn dort ist eine flächensparende
gebündelte Gewinnung oberflächen-
naher Rohstoffe möglich. In der Kar-
tendarstellung werden, außerhalb
der hier weiß ausgesparten Sied-
lungsbereiche, auch Abbauflächen
dargestellt, die zum Teil bereits ver-
füllt sind. Innerhalb der Rohstoffflä-
chen können für die Lockergesteine
Kies und Sand auch noch die Mäch-
tigkeiten unterschieden werden. Die
Kenntnis der Rohstoffmächtigkeiten
kann für die Pla-
nung wichtig sein,
denn bei höherer
Mächtigkeit lässt
sich ein entspre-
chendes Rohstoffvo-
lumen mit geringe-
rem Flächenbedarf
gewinnen. 

Abbildung 3 zeigt ei-
nen Ausschnitt aus
der digitalen Roh-
stoffkarte südwest-
lich von Köln mit ei-
ner Abstufung der
Kies- und Sandmäch-
tigkeiten von 0 – 10
Metern bis zu teil-
weise sehr hohen
Mächtigkeiten von
mehr als 60 Metern.
Die digitale Rohstoff-
karte erlaubt auch
selektive Abfragen
nach der Verbrei-
tung bestimmter
Mächtigkeiten oder
einzelner Rohstoffe.

Das Geologische Landesamt berät die
Regionalplanung unter anderem bei
der Ausweisung von Bereichen für
die Sicherung und den Abbau ober-
flächennaher Rohstoffe. Im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf beispielswei-
se umfassen allein die für die Kies-
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Abbildung 2: 
Kies und Sand über Ton bei 
Brüggen – Ausschnitt aus der
digitalen Karte der oberflächen-
nahen nichtenergetischen 
Rohstoffe in Nordrhein-Westfalen

Abbildung 3: 
Mächtigkeiten der Kies- und Sandvorkommen im
Bereich Nörvenich – Ausschnitt aus der digitalen
Karte der oberflächennahen nichtenergetischen
Rohstoffe in Nordrhein-Westfalen
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und Sandgewinnung planerisch be-
reitgestellten Flächen mehr als
41 Quadratkilometer und sollen den
Bedarf für 25 Jahre absichern.

Das Geologische Landesamt hat im
Auftrage des Ministeriums für Wirt-
schaft und Mittelstand, Technologie
und Verkehr Nordrhein-Westfalen
die Lagerstätteninhalte der ausge-
wiesenen Flächen für die Gewinnung
der Rohstoffe Kies und Sand sowie
Feinsand geprüft und hinsichtlich
der angestrebten Bedarfsdeckung
bewertet. Für die Auswertung stand
ein digitaler Datensatz der Bereiche
für die Gewinnung von Kies und
Sand sowie Feinsand zur Verfügung.
Zur Ermittlung der Lagerstättenin-
halte ist dieser Datensatz mit der di-
gitalen Rohstoffkarte verschnitten
worden.

Für die Rohstoffe Kies- und Sand
werden überschlägig, mit der Ge-
nauigkeit der Kartengrundlage im
Maßstab 1 : 100 000, die Lagerstät-
teninhalte der hier planerisch ausge-
wiesenen Flächen berechnet. Die so
ermittelten Mengen bzw. Lagerstät-
teninhalte lassen sich mit den Be-
darfszahlen, welche die Regionalpla-
ner zugrunde legen, vergleichen. Da-
mit kann eine Aussage getroffen
werden, ob die planerische Reichwei-
te der ausgewiesenen Flächen für die
Rohstoffgewinnung den Anforderun-
gen der Rohstoffsicherung entspricht.

Die Gewinnungsstellendatenbank
des GLA NRW bietet weitere Aus-
wertungsmöglichkeiten. Seit Einfüh-
rung des Abgrabungsgesetzes 1972
wird das Geologische Landesamt
Nordrhein-Westfalen regelmäßig be-
teiligt, wenn eine Abgrabung bean-
tragt wird. Das GLA NRW gibt dazu
unter verschiedenen Gesichtspunk-
ten Stellungnahmen ab. Dabei geht
es nicht nur um rohstoffgeologische
Gesichtspunkte, sondern auch um
hydrogeologische oder bodenkundli-
che Fragen oder auch um Fragen in-
genieurgeologischer Art, beispiels-
weise zur Standsicherheit von Bö-
schungen. Wir sammeln Angaben
aus den Anträgen, welche die An-
tragsteller und die begleitenden Um-
weltverträglichkeitsstudien liefern,
in einer Datenbank. Parallel dazu

wird eine analoge Karte der bean-
tragten Abgrabungen im Maßstab
1 : 25 000 geführt.

Gewinnungsstellendatenbank

Angaben zu Abgrabungen
• Antragsteller 

– Name, Anschrift, Telefon
• Lage der Abgrabung 

– Kreis, Ort, Gemarkung, Flur
• geologische Situation 

– Abgrabungsmaterial, geologi-
sches Alter, Mächtigkeit der Lager-
stätte, Grundwasser

• Abbauplanung 
– Größe der Abbaufläche, Mengen
an nutzbaren Rohstoffen, Abraum
und Mutterboden, Verwendungs-
zweck, Wiederherrichtung des Ab-
grabungsgeländes

• Verwaltungstechnische Angaben 
– Aktenzeichen, Genehmigungen,
Ablehnungen etc.

Im Laufe der Jahre wurden diese An-
gaben zunehmend umfangreicher.
Für die einzelnen Gewinnungsstellen
sind Angaben zum Antragsteller, wie
Name und Anschrift, zur Lage und
Größe der Abgrabung, zur geologi-
schen Situation und Zuordnung so-
wie zum Abgrabungsmaterial ent-
halten. Auch Daten zur Abbaupla-
nung und zu Mengen von nutzbaren
Roh-stoffen, von Abraum und Mut-
terboden sowie zu deren Ver-
wendungszweck werden aufge-
nommen. Weiter sind verwaltungs-
technische Angaben und Informatio-
nen zur geplanten Rekultivierung
und teilweise
auch zur Folge-
nutzung ent-
halten. 

An dieser Stel-
le ist einschrän-
kend zu erwäh-
nen, dass die
Informationen
über die Ent-
scheidungen der
Genehmigungs-
behörden und
den tatsächli-
chen Beginn ei-
ner Abgrabung
zum Teil lü-

ckenhaft vorliegen, da nach Ablauf
der Verfahren keine weitere Beteili-
gung erfolgt. Deshalb kann zu den
einzelnen beantragten Abgrabun-
gen, über deren Angaben wir verfü-
gen, nicht in allen Fällen eine siche-
re Aussage getroffen werden, ob
diese tatsächlich verwirklicht wor-
den sind oder nicht. Diese noch bes-
tehenden Informationslücken wer-
den schrittweise bei der anstehen-
den Überarbeitung der Gewin-
nungsstellendatenbank geschlossen
werden. 

Weiterhin ist beabsichtigt, mit die-
ser Gewinnungsstellendatenbank zu
einem zukünftigen Abgrabungsmo-
nitoring beizutragen, das erstmals
im Regierungsbezirk Düsseldorf durch-
geführt werden soll. Dabei ist ge-
plant, für die Bereiche für Sicherung
und Abbau oberflächennaher Roh-
stoffe nach 5 Jahren Daten über die
jeweiligen Restvorräte zu erheben,
um feststellen zu können, ob noch
genug Rohstoffvolumen vorhanden
ist, um den Rohstoffbedarf des rest-
lichen Planungszeitraumes abzude-
cken. Somit kann frühzeitig erkannt
werden, ob weitere planerische
Maßnahmen zur Sicherung der
Rohstoffversorgung von Wirtschaft
und Bevölkerung erforderlich wer-
den.

Abschließend möchte ich Ihnen
kurz die CD-ROM „Schutzwürdige
Böden/Oberflächennahe Rohstoffe
in Nordrhein-Westfalen“ vorstellen
(Abb.  4). Auf dieser CD-ROM ist die
digitale Karte der oberflächennahen
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Abbildung 4:
CD-ROM des Geologischen Landesamtes NRW
„Schutzwürdige Böden/Oberflächennahe Rohstoffe
in Nordrhein-Westfalen“
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Rohstoffe gemeinsam mit der topo-
graphischen Unterlage im Maßstab
1 : 100 000 und der Karte der schutz-
würdigen Böden enthalten. Diese
und andere geowissenschaftliche Da-
ten, die Ihnen unter anderen als Ba-
sisdaten für Umweltökonomische
Gesamtrechnungen dienen können,
liegen in der Regel landesweit vor. 

Die letzte Frage, die noch zu beant-
worten wäre, ist diejenige nach den
Nutzern der Daten des Geologischen
Landesamtes. Zu den Nutzern zählen
planende Behörden und andere
Dienststellen der Landes- und Kom-
munalverwaltung, Industrie und In-
genieurbüros, Hochschulen und
Schulen, Museen und private Nutzer.

Ab dem 01.  01.  2001 wird das Geo-
logische Landesamt NRW zum neuen
Landesbetrieb Geologischer Dienst
NRW. Der neue Name steht für einen
modernen und bürgernahen Dienst-
leistungsbetrieb an der Schnittstelle
zwischen Verwaltung, Wirtschaft
und Wissenschaft im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Wirtschaft
und Mittelstand, Energie und Ver-
kehr Nordrhein-Westfalen. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Dr. Eberhard K. Seifert
Ich bin immer wieder beeindruckt,
was es in der Bundesrepublik an Da-
ten und Institutionen gibt, die man
erst entdeckt, wenn man auf ein
Thema stößt. Aber bei diesem Vor-
trag und auch bei dem vorigen stellt
sich mir in unserem Kontext die Fra-
ge, was jetzt eigentlich das Spezifi-
sche für die Regionalisierung der
UGR ist. Oder anders gefragt, wer-
den diese Dinge nicht sowieso be-
reits alle erhoben? Oder ist die Regi-
onalisierung der UGR jetzt ein Im-
puls für bestimmte Anforderungen
und Datenerhebungen? Oder wie ist
dieses Verhältnis zu sehen? 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Solche Fragen sind wichtig und interes-
sant, und selbst wenn sie jetzt nicht
alle beantwortet werden können, re-
gen sie uns an, darüber im Arbeitskreis
„UGR der Länder“ nachzudenken. 

Dr. Johann Lawatscheck
Sie haben sich die Antwort praktisch
selbst gegeben, Herr Dr. Seifert, in-
dem Sie am Anfang festgestellt ha-
ben, erst durch die Beschäftigung
mit dem Thema erfahren Sie, wo Da-
ten sind und wie Sie sie unter wel-
chem Blickwinkel zusammenfügen
können. Und das ist genau die Auf-
gabe der UGR: die Zusammenfas-
sung bestehender Systeme unter
dem Blickwinkel der Nachhaltigkeit
bzw. mit dem Ziel, Beziehungen zwi-
schen Umwelt und Ökonomie aufzu-
decken. 

Prof. Dr. Bernd Meyer
Ich habe eine Frage zur Gewinnungs-
stellendatenbank. Sie haben gesagt,
Sie würden den Abraum nach Ver-
wendungszwecken darstellen. Da
würde mich interessieren, wie diese
Verwendungszwecke gegliedert sind.
Das wäre ja sehr wichtig für die Nut-
zung dieser Daten, denn alle unsere
Analysen, die wir aufbauend auf die-
sen Datenbeständen machen, orien-
tieren sich an den Verwendungen
für diese Stoffe.

Walter Proksch
Die Verwendungszwecke von Ab-
raum und Rohstoffen in der Gewin-
nungsstellendatei sind relativ grob
gegliedert. Wir sind auf die Angaben
der Antragsteller angewiesen, und
so lässt sich beispielsweise, bleiben
wir bei Kies und Sand, differenzie-
ren, ob das Material zur Betonher-
stellung verwendet wird, in ein Kalk-
Sandstein-Werk geht oder aber nur
Füll- und Schuttmaterial für den
Straßenbau ist. Die Gliederung ist re-
lativ grob, sie ist nicht so aufge-
schlüsselt, wie das beispielsweise in
anderen statistischen Erhebungen,
die heute hier vorgestellt worden
sind, der Fall ist.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Herr Proksch, mir ist es so ähnlich er-
gangen wie Herrn Dr. Seifert; ich
war beeindruckt von dem, was Sie
hier präsentiert haben. Meine erste
Frage dazu lautet: Gibt es eine ver-
gleichbare Einrichtung auch in allen
anderen Bundesländern und in wel-
cher Form kooperieren diese mitei-
nander? Die zweite Frage betrifft
eine von Ihnen vorgenommene Ab-

grenzung: Sie haben ausdrücklich
betont, dass Sie sich mit dem Unter-
grund beschäftigen. Gibt es eine ver-
gleichbare Betrachtung für die Ober-
fläche?

Walter Proksch
Die geologischen Dienste in den je-
weiligen Bundesländern sammeln
Daten über den Untergrund und be-
reiten sie auf, auch in lagerstätten-
geologischen Karten. Die Art der
Karten und die Klassifizierung der
Lagerstätten und somit die Kartenin-
halte sind zum Teil unterschiedlich,
aber es bestehen flächendeckende
Aussagen, nicht zuletzt ableitbar
über die grundlegenden geologi-
schen Karten.

Außerdem wird von der „Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe“ in Zusammenarbeit mit
den geologischen Diensten der Län-
der eine Karte der oberflächennahen
Rohstoffe im Maßstab 1 : 200 000
herausgegeben, die flächendeckend
für die Bundesrepublik Deutschland
bearbeitet wird. Bis auf ein noch in
Bearbeitung befindliches Blatt liegt
der Teil dieses Kartenwerk für Nord-
rhein-Westfalen bereits vor. Diese
Karte kann über die einzelnen geo-
logischen Dienste bezogen werden.
In dieser Karte werden aber bei-
spielsweise, im Gegensatz zu den
Ausschnitten, die ich aus der digita-
len Rohstoffkarte von der Nord-
rhein-Westfalen-Karte gezeigt habe,
die Lagerstätten wesentlich enger
abgegrenzt.

In der digitalen Karte der oberflä-
chennahen Rohstoffe werden Lager-
stättenflächen dargestellt, die sich
indirekt auch aus der Nachfrage ab-
leiten, die sich in den Abgrabungs-
anträgen ab 1972 dokumentiert. Es
wird davon ausgegangen, dass der
betreffende Rohstoff dort derzeit
wirtschaftlich nutzbar sein kann. Es
gibt aber auch wesentlich engere
Definitionen. Darin unterscheiden
sich die Karten der einzelnen geolo-
gischen Dienste.

Nun zum zweiten Teil Ihrer Frage,
die Oberfläche betreffend. Sprechen
Sie da auf den Boden an? Es gibt Bo-
denkarten, die sich auf die oberen
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zwei Meter beziehen sowie das digi-
tale Informationssystem Bodenkarte
von Nordrhein-Westfalen, Bearbei-
tungsmaßstab 1:50 000, das für spe-
zielle Auswertungen, wie zum Bei-
spiel zu Parametern des Bodenwas-
serhaushaltes, landesweit zur Verfü-
gung steht. In den Bodenkarten wird
die Verbreitung von unterschiedli-
chen Bodeneinheiten dargestellt.
Dazu werden unter anderem Anga-
ben über die Bodenartenschichtung
bis 2 m Tiefe, die Bodentypen und
das geologische Ausgangsgestein ge-
macht. Bodenkarten liegen auch in
den anderen Bundesländern vor.

Dr. Eberhard K. Seifert
Die Antwort von Herrn Dr. Lawat-
scheck hat mir gezeigt, dass ich mei-
ne Frage wohl nicht richtig gestellt
habe. Eigentlich interessierte mich:
Gibt es denn im Bezug auf alle die
verfügbaren Daten, die wir haben,
etwas, was aus der Perspektive der
UGR für die Datenlieferanten jetzt
so neu ist, dass es sich noch nicht mit
den Daten verträgt, die geliefert
werden können? Ist also die Heraus-
forderung der UGR - oder die Regio-
nalisierung der UGR - auch eine He-
rausforderung für die Datenlieferan-
ten? Oder können Sie dem in allem
schon entsprechen?

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Wir denken darüber nach. Ich bitte
jetzt Herrn Keller um seinen Vortrag.

Bertram Keller
Meine Damen und Herren, ich heiße
Bertram Keller, arbeite bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf und bin
dort unter anderem zuständig für die
Sicherung von Rohstoffen. Salopp ge-
sagt, mein Job ist es, insbesondere
darauf zu achten, dass uns im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf der Kies nicht
ausgeht. Nachdem wir so viel wissen-
schaftlich geredet haben, möchte ich
Sie jetzt ein wenig in die Niederun-
gen der Planungspraxis entführen.

Sie wissen wahrscheinlich, dass der
Regierungsbezirk Düsseldorf der
kleinste unserer fünf Regierungsbe-
zirke im Lande Nordrhein-Westfalen

ist. Gleichzeitig ist er aber auch der
einwohnerstärkste und der am dich-
testen besiedelte Regierungsbezirk
in der Bundesrepublik Deutschland.
Er ist etwa 5 300 Quadratkilometer
groß, d. h. eineinhalb mal so groß
wie das Saarland und etwa zehnmal
so groß wie der Bodensee.

Nordrhein-Westfalen und auch der
Regierungsbezirk Düsseldorf haben
es buchstäblich in sich. Ich meine da-
mit die Bodenschätze. Wir haben ja
eben die geologischen Karten gese-
hen. Nordrhein-Westfalen hat das
größte Potential an Rohstoffen von
allen Bundesländern. Das gleiche gilt
für den Regierungsbezirk Düsseldorf.
Auch dieser ist ein wahrer Rohstoff-
gigant. Wir haben zum Beispiel
Steinkohle und Braunkohle, wobei
allerdings der größte Teil der Braun-
kohle auf dem Gebiet des Regie-
rungsbezirks Köln liegt; das sollte
man nicht verschweigen. Wir haben
die größten Kalksteinbrüche im
Raum Wülfrath und Wuppertal und
das größte Steinsalzbergwerk im
Raum Rheinberg/Borth. Darüber hi-
naus haben wir, das wurde auch an-
hand der geologischen Karte deut-
lich, an einigen Standorten Lehm-
und Tonvorkommen, so zum Beispiel
bei Emmerich und im Brüggener
Raum an der Grenze zu den Nieder-
landen. Dort haben wir auch eine
gewaltige Ziegelei-Industrie. Wir ha-
ben außerdem Tonvorkommen im
Schermbecker Raum und in Ratin-
gen/Breitscheid, die auch entspre-
chend von der Ziegelei-Industrie ge-
nutzt werden. 

Und wir haben Kies und Sand buch-
stäblich wie Sand am Meer. Dieser
Kies und Sand wird seit Beginn des
Jahrhunderts, etwa ab 1910, und ins-
besondere nach dem 2. Weltkrieg in
der Wiederaufbauphase verstärkt
abgebaut. Er verdankt im Grunde
genommen seine heutige Bedeutung
der rasanten Entwicklung beim Be-
tonbau und bei den Betonfertigtei-
len etc. Etwa 50 % der in der Bun-
desrepublik Deutschland jährlich
gewonnenen 380 Millionen Tonnen
Kiese und Sande werden im Beton-
bau eingesetzt. Von diesen 380 Milli-
onen Tonnen Kies und Sand werden
allein im Regierungsbezirk Düssel-

dorf 45 Millionen Tonnen gewon-
nen, das sind knapp 12 % vom Bun-
desniveau. Im Regierungsbezirk gibt
es ca. 180 Betriebe mit etwa 10 000
Beschäftigten, die mehr oder weni-
ger mit der Gewinnung, dem Trans-
port und der Verarbeitung dieser
Steine und Erden, insbesondere Kies
und Sand, beschäftigt sind. Das un-
terstreicht, so meine ich, die große
Bedeutung der Kies- und Sandwirt-
schaft hier im Regierungsbezirk Düs-
seldorf. 

Deshalb verwundert es nicht, dass
der Landesgesetzgeber die Rohstoff-
sicherung und Gewinnung unter sei-
nen besonderen Schutz gestellt hat.
Das hat er im Gesetz zur Landesent-
wicklung getan. Hier ist ein Gebot
zur vorsorgenden Sicherung von
Rohstoffen aufgenommen worden.
Außerdem findet sich dort die Maß-
gabe, den Belangen der Rohstoffsi-
cherung bei allen raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen Rech-
nung zu tragen. Im Landesentwick-
lungsplan von Nordrhein-Westfalen
ist die Betriebsanleitung für uns Re-
gionalplaner abgedruckt, die uns als
Vorgabe dient. Nach dem Landesent-
wicklungsplan sind für oberflächen-
nah anstehende nichtenergetische
Rohstoffe Abgrabungsbereiche so zu
dimensionieren, dass die Versorgung
von Bevölkerung und Wirtschaft für
25 Jahre gesichert wird. Das ist die
landesplanerische Vorgabe, und wir
haben die Aufgabe, in den Gebiets-
entwicklungsplänen (GEP) Abgra-
bungsbereiche zeichnerisch darzu-
stellen und diese bedarfsabhängig
fortzuschreiben. 

Im Juni 1998 hat der Bezirkspla-
nungsrat, der für alle Planungen
und Maßnahmen im Regierungsbe-
zirk Düsseldorf verantwortlich ist,
einen GEP aufgestellt, der im De-
zember 1999 von der Landesregie-
rung genehmigt worden ist. Dieser
GEP sichert die Versorgung von
Wirtschaft und Bevölkerung für
mehr als 20 Jahre. Die Ermittlung
des Mengengerüstes und des Flä-
chenbedarfes für die Abgrabungs-
bereichsdarstellungen im Gebiets-
entwicklungsplan erfolgte auf der
Grundlage der Formel von PLOETZ.
Aus ihr ergibt sich der Flächenbe-
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darf für die Dimensionierung der
Abgrabungsbereiche, der bei etwa
2,2 Quadratkilometer pro Jahr liegt
(siehe Abb. 1). Unsere Berechnun-
gen sind allerdings, insbesondere
vom Kies- und Sandverband, aber
auch vom Wirtschaftsministerium,
heftig kritisiert worden. Man hat
uns vorgeworfen, wir wären von zu
optimistischen Annahmen ausge-
gangen. Ich möchte Ihnen noch kurz
unser Mengengerüst vorstellen.
Vielleicht werden Sie damit als Sta-
tistiker ein wenig Schwierigkeiten
haben, denn das habe ich mir als
Geograph und Geologe gebastelt.
Daraus geht hervor, dass die Roh-
stoffsicherung im Regierungsbezirk
Düsseldorf nicht nur auf der Säule
„Darstellung von Abgrabungsberei-
chen“, sondern auf verschiedenen
Säulen beruht (siehe Abb. 2). Nun
haben wir uns aber mit der Bedarfs-
berechnung nach PLOETZ und dem
vorliegenden Mengengerüst wie be-
reits erwähnt insbesondere die Kri-
tik des Wirtschaftsministeriums ein-
gehandelt, und so verwundert es
nicht, dass die Genehmigung des
Gebietsentwicklungsplanes Düssel-
dorf 1999 mit der Maßgabe erfolg-
te, ein Abgrabungsmonitoring in-
nerhalb der nächsten fünf Jahre
durchzuführen. Innerhalb dieses Ab-
grabungsmonitorings ist dann zu
überprüfen, ob wir wirklich von zu
optimistischen Annahmen ausge-
gangen sind. Bei dem uns auferleg-
ten Abgrabungsmonitoring kom-

men wir natürlich nicht ohne die In-
formationen durch die Abgrabungs-
unternehmen aus. 

Deshalb haben wir einen Erhebungs-
bogen entwickelt, den wir an die im
Regierungsbezirk Düsseldorf tätigen
Abgrabungsunternehmen versandt
haben (siehe Abb. 3 Seite 42/43). Ins-
besondere wollen wir wissen, wie
sich die von uns dargestellten Abgra-
bungsbereiche entwickeln. Wie viele
und welche Restflächen stehen noch
zur Verfügung? Wie entwickeln sich
der Verbrauch, die Verfügbarkeit
und die Verwertbarkeit der Fläche?
Wie steht es zum Beispiel mit dem
Import und Export von Kies und
Sand? Wohin geht im Grunde ge-
nommen der Kies? Geht er nur in die
Niederlande, oder geht er auch in
andere europäische Nachbarländer?
Nach Auswertung der Erhebungsbö-
gen wird sich zeigen, ob wir von zu
optimistischen Grundannahmen aus-
gegangen sind oder ob sich unsere
Überlegungen bestätigen. Außer-
dem werden wir die mit den Erhe-
bungsbögen erfassten Daten in ag-
gregierter und anonymisierter Form
zur Plausibilitätskontrolle dem Geo-
logischen Landesamt und den Ge-
nehmigungsbehörden zur Verfü-
gung stellen. 

Gestatten Sie mir zum Schluss meines
Vortrages noch einige Ausführungen
zu den Flächenbeanspruchungen
durch Kies- und Sandgewinnung am
Niederrhein und zu den daraus resul-
tierenden Stoffströmen. Ich hatte an-
fangs schon gesagt, dass seit etwa
1910 am Niederrhein großräumig Kies
und Sand abgebaut wird. Sie würden
vielleicht erschrecken, wenn Sie die
Rheinschiene zwischen Duisburg bis
zur Landesgrenze nach Emmerich aus
der Vogelperspektive betrachten. Da
finden Sie eine Abgrabung neben der
anderen. Deshalb besteht unser plane-
rischer Ansatz mit dem neuen
GEP 1999 darin, die Abgrabungen aus
der Rheinschiene ins rheinfernere Hin-
terland zu verlagern. Ob uns das ge-
lingt, müssen wir abwarten. 

An der Rheinschiene sind enorme
Abgrabungskapazitäten stationiert.
Modernes Abbaugerät kann zum
Beispiel am Tag etwa 6 000 Tonnen
fördern. Realistischerweise ist davon
auszugehen, dass etwa 4 000 Ton-
nen pro Abbaugerät gefördert wer-
den. Wenn man das auf 220 Arbeits-
tage hochrechnet, dann ergibt das
für die zwanzig rheinnah betriebe-
nen Abgrabungen eine Jahresförde-
rung von immerhin 17,5 Millio-
nen Tonnen. Von diesen 17,5 Millio-
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Abb. 1 
Die Bedarfsermittlung nach PLOETZ (1982)

T
        F = ––––––––––––––––––

1,8 x 0,8 x 16 x 0,9

Die Berechnungsformel für die Ermittlung
des regionalplanerisch relevanten Flächen-
bedarfs F bei bekanntem Bedarf T berück-
sichtigt eine um 10 % reduzierte tatsächliche
Verfügbarkeit der Flächen (Faktor 0,9), einen
verwertungs-technischen Ausnutzungsgrad
der Lagerstätte von ca. 80 % (Faktor 0,8), ein
Masse-/Volumen-Verhältnis von 1,8 (Fak-
tor 1,8) und eine durchschnittliche Mächtig-
keit der Kies-/Sandablagerungen von 16 m
(Faktor 16). Angesichts der Verlagerung der
Abbauschwerpunkte in rheinferne Bereiche
ist eine Anhebung der durchschnittlichen
Mächtigkeit der Lagerstätte um 1 m (von 15
auf 16 m) aufgrund der dortigen geologi-
schen Verhältnisse (höhere Terrassenmäch-
tigkeit) gerechtfertigt. Bei dem gutachtlich
ermittelten Mengenbedarf T von ca. 45 Mio. t
Kies/Sand pro Jahr ergibt sich demnach ein
Flächenbedarf F von ca. 2,17 km2 pro Jahr,
d. h. von ca. 43,4 km2 für 20 Jahre.

1) Im Gebietsentwicklungsplan dargestellte Bereiche für die Sicherung und den Abbau von oberirdischen 
Bodenschätzen, die zur Zeit noch nicht abgebaut sind 
(nach Lagerstättengeologischer Beurteilung durch das GLA).

2) Genehmigte noch nciht abgebaute Flächen, die im Gebietsentwicklungsplan nicht dargestellt sind, 
weil sie um die Jahrtausendwende abgebaut sein werden.

3) Kies- und Sandmengen aus dem Deckgebirge der rheinischen Braunkohle, aufgrund der Mitteilungen 
der Rheinbraun von Dezembder 1998.

4) Substitutionspotential laut Erhebung zum Baustoffrecycling im Regierungsbezirk Düsseldorf von März 1999

Mengengerüst/Flächenbedarf/Zeitdiagramm (ca.-Angaben)
hier: Änderungen aufgrund der Lagerstättengeologischen Beurteilung durch

das Geologische Landesamt (GLA) von November 1998 sowie der 
Erhebung zum Baustoffrecycling im Regierungsbezirk Düsseldorf von 
März 1999 und der Erklärungen der Rheinbraun von Dezember 1998.

Abb. 2
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nen Tonnen gehen etwa 10 bis
10,5 Millionen Tonnen auf dem di-
rekten Wege per Binnenschiff in die
Niederlande. Wir haben weitere Ex-
porte per Lastkraftwagen aus dem
Raum Wesel. Von hier aus geht Kies
und Sand in Höhe von jährlich 2 bis
2,5 Millionen Tonnen in den relativ
kiesarmen Regierungsbezirk Müns-
ter. 

Im Raum Weeze haben wir die Last-
kraftwagen gezählt, die von den Ab-
grabungen in Richtung niederländi-
sche Provinz Limburg fahren. Dabei
haben wir festgestellt, dass jährlich
etwa 2 bis 2,5 Millionen Tonnen in
die Provinz Limburg transportiert
werden. Das heißt also, der Export
von Kies und Sand nimmt im Regie-

rungsbezirk Düsseldorf einen gewal-
tigen Anteil an der Förderung ein
(siehe Abb. 4 Seite 44). Das Abgra-
bungsepizentrum liegt im Stadtge-
biet Wesel. Um einen Eindruck zu
bekommen: Wesel ist ca. 12 000 Hek-
tar, also 120 Quadratkilometer groß.
Von diesen 120 Quadratkilometern
befinden sich derzeit 20 Quadratki-
lometer im Abbau bzw. sind bereits
abgebaut und rekultiviert. 

Frau Dr. von Kulmiz hatte mich
noch gebeten, kurz darauf einzuge-
hen, welche Daten von uns in der
Regionalplanung genutzt werden.
In erster Linie nutzen wir Daten, die
wir bei den Produzenten selbst er-
heben. Für das Jahr 1999 haben wir
den Einsatz von Primär- und Sekun-

därbaustoffen im Hoch- und Tief-
bau im Regierungsbezirk Düsseldorf
erhoben (siehe Abb. 5). Ich möchte
aber nicht verschweigen, dass wir
auch, insbesondere zur Plausibili-
tätskontrolle, Daten des Landesam-
tes für Datenverarbeitung und Sta-
tistik Nordrhein-Westfalen nutzen.
Als erstes ist dabei die Binnenschiff-
fahrtsstatistik zu nennen, die für
uns recht ergiebig ist. Des weiteren
verwenden wir die Rheinschiff-
fahrtsstatistik. An der Grenzstelle
Emmerich werden Bewegungen der
Schiffe in Berg- und Talfahrt aufge-
zeichnet. Man erfährt also, was an
dieser Stelle per Binnenschiff an
Kies und Sand zum Beispiel in die
Niederlande geht. Man erfährt
auch, was aus den Niederlanden
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Abb. 3: Erhebungsbogen

Ansprechpartner:
Frau Schläger-Bovenschen, Tel.: 23 96 
Herr Goltz, Tel.: 23 94 
Herr Keller, Tel.: 23 92

Stand Oktober 2000

Abgrabungsunternehmer
(Adresse, Telephon und e-mail)

Planungsbüro
(Adresse, Telephon und e-mail)

Firma Mustermann, Beispielstr. 1, 40474 Düsseldorf
04 71 - 47 11; Mustermann@nrw.de

Firma Hilft, Grünstr. 2, 40474 Düsseldorf
01 23 - 45 67; Hilft@nrw.de
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Lageplan 1 : 25 000 beifügen
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zu 1.5
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X-Stadt

Wer weiß wo
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06. 10. 1994
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zu 2.1

zu 2.2

zu 2.3

zu 3.

Abgrabungsfläche brutto (ha)

Abgrabungsfläche netto (ha)

Flächenverbrauch (ha) pro Jahr

Lagerstättenmächtigkeit (m)

zu 4.1
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Abgrabungsvolumen brutto (m)

Abgrabungsvolumen netto (m)

wirtschaftl. verwertbarer 
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nicht verwertbare Anteile 
(Begründung und %) 

Als 100 % ist das Nettoabgrabungs-
volumen zu setzen.

35

27 (Netto-Brutto-Abstände-Betriebsgelände)

2,7

14

2 000 000

1 600 000 (= Brutto-Abraum-Oberboden-Böschung)

1 424 000

176 000 = 11 % vom Nettovolumen
Abbauverluste: 30 000 t 
Aufbereitungsverluste: 70 000 t 
kein Markt für Korngröße xy: 76 000 t 

Summe: 176 000 t
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umgekehrt in den Regierungsbezirk
Düsseldorf importiert wird, und das
ist verschwindend gering. Was aller-

dings hierher transportiert wird,
und das ist bemerkenswert, sind Be-
tonfertigteile. 

Weiterhin haben wir uns auch Daten
vom LDS NRW zusammenstellen las-
sen. Beispielsweise wurde eine Son-
derauswertung der Verkehrsver-
flechtung der Häfen im Regierungs-
bezirk Düsseldorf mit Quell- und
Zielgebieten in anderen Regierungs-
bezirken und außerhalb Nordrhein-
Westfalens für die Gütergruppen In-
dustriesand sowie Sand und Kies
durchgeführt. Außerdem war für uns
die Statistik „Produktion ausgewähl-
ter Erzeugnisse der Baustoffindus-
trie“ im Regierungsbezirk Düsseldorf
mit Informationen zum Beispiel über
Bausand und –kies sehr interessant.
Das sind die Daten, die wir nutzen. 

Mit der Statistik „Bergbau und Ver-
arbeitendes Gewerbe“ vom LDS NRW
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Abb. 5: Einsatz von Primär- und Sekundärbaustoffen im Hoch- und Tiefbau 
im Regierungsbezirk Düsseldorf 1999

gesamt: ca. 75 Mio. t

Anteil an Sekundärbaustoffen
ca. 17,5 Mio. t

Eisenhüttenschlacken ca. 5 Mio. t

Recyclingbaustoffe ca. 3 Mio. t

Bergematerial ca. 9,5 Mio. t

Lehm, Ton ca. 0,9 Mio. t

Naturgestein, Kalk ca. 11,5 Mio. t

Kies, Sand ca. 45 Mio. t
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haben wir unsere Schwierigkeiten.
Das liegt an der Abschneidegrenze,
die bei zehn Beschäftigten liegt.
Wenn man bedenkt, dass der Kies-
und Sandabbau im Regierungsbezirk
mittelständisch strukturiert ist, also
etwa 30 %bis 35 % der Betriebe nur
höchstens zehn Mitarbeiter haben,
kann man sich vorstellen, dass mit
der LDS-Statistik längst nicht alles er-
fasst wird. Deshalb beschränken wir
uns hauptsächlich auf Daten, die wir
selbst vor Ort bei den Unternehmen
erheben.

Abfall

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Meine Damen und Herren, wir kom-
men zum zweiten Vortragsblock mit
dem Thema Abfall. Ich bitte zu-
nächst Frau Dr. v. Kulmiz um ihren
Vortrag.

Dr. Leontine v. Kulmiz
Meine Damen und Herren, wir be-
schäftigen uns jetzt mit den Abfall-
rechnungen. Nordrhein-Westfalen
hat diese Koordinierungsaufgabe in
der Arbeitsgruppe "UGR der Länder"
übernommen. Die Abfallrechnungen
gehören zu dem Themenbereich 1
der UGR; wir befinden uns also wei-
terhin im Bereich der Material- und
Energieflussrechnungen. Zunächst
möchte ich Ihnen einen kurzen Über-
blick geben. Die Basis unserer Abfall-
rechnungen sind die Abfallstatisti-
ken, deswegen zuerst ein paar Wor-
te dazu. Dann möchte ich kurz auf
die bereits vorhandene Berech-
nungsmethode des Statistischen
Bundesamtes eingehen. Anschlie-
ßend folgen allererste Überlegungen
zu einer Berechnungsmethode auf
Basis der neuen Abfallstatistiken und
schließlich ein kleiner Ausblick. 

Sie sehen anhand der Gliederung,
dass wir zur Zeit zweigleisig vorge-
hen. Das heißt, wir beschäftigen uns

zum einen mit der bisher vorhande-
nen Berechnungsmethode des Statis-
tischen Bundesamtes und stellen
zum anderen Überlegungen an, wie
man alternativ vorgehen könnte.
Dieses zweigleisige Vorgehen resul-
tiert letztendlich aus der Tatsache,
dass wir einen starken Bruch bei den
Abfallstatistiken haben. Das ist auch
unser grundlegendes Problem, denn
die neuen Abfallstatistiken sind für
unsere Begriffe noch nicht lange ge-
nug in Kraft und bergen auch zahl-
reiche Schwierigkeiten. 

Gestatten Sie mir zuerst ein paar
Worte zu der alten Abfallstatistik,
die immer im dreijährlichen Rhyth-
mus erhoben wurde. Die letzte Erhe-
bung fand 1993 statt. Man konnte
grob zwischen zwei Erhebungen un-
terscheiden. Das eine war die „Statis-
tik der öffentlichen Abfallentsor-
gung“ und das andere die „Statistik
der Abfallentsorgung im Produzie-
renden Gewerbe und Krankenhäu-
sern“. Letztere bildete die Basis für
die UGR, an der die Abfallrechnun-
gen angekoppelt wurden. Die „Sta-
tistik der öffentlichen Abfallentsor-
gung“ hat auch Zahlen über die Ab-
fallentstehung geliefert, und mit Hil-
fe der Erhebung „Statistik im Produ-
zierenden Gewerbe und Kranken-
häusern“ konnte man auch Daten
nach Wirtschaftszweigen erhalten.
Zusätzlich wurden zumindest in
Nordrhein-Westfalen Sondererhe-
bungen vom Abfallentsorgungs- und
Altlastensanierungsverband durch-
geführt, mit deren Hilfe in Nord-
rhein-Westfalen eine Abfallbilanz
erstellt werden konnte. Diese ist
aber nicht mit den Abfallbilanzen
vergleichbar, die im Statistischen
Bundesamt erstellt wurden. 

Was die neue Abfallstatistik betrifft,
so gibt es erste Zahlen für 1996. Ein
Ziel bei der Einführung der neuen
Abfallstatistik bestand darin, die Be-
richtspflichtigen zu entlasten. Das
hat dazu geführt, dass primärstatisti-
sche Erhebungen etwas reduziert
worden sind und stattdessen zum
Beispiel das Abfallbegleitschein-Ver-
fahren eingeführt wurde. Dabei ist
das Problem entstanden, dass die
Daten nicht mehr direkt bei den Ab-
fallverursachern erhoben werden.
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ca. 2 Mill. t/a per LKW

ErkrathErkrathErkrath HaanHaanHaan

HildenHildenHilden

MettmannMettmannMettmann

RatingenRatingenRatingen

Heiligen-Heiligen-Heiligen-
haushaushaus

VelbertVelbertVelbert

LangenLangenLangen---
feldfeldfeld
(Rhld.)(Rhld.)(Rhld.)MonheimMonheimMonheim

am Rheinam Rheinam Rhein

DÜSSELDORFDÜSSELDORFDÜSSELDORF

DUISBURGDUISBURGDUISBURG

ESSEN
MÜLHEIMMÜLHEIMMÜLHEIM
AN DERAN DERAN DER
RUHRRUHRRUHR

SOLINGEN

WUPPERTAL

REMSCHEIDREMSCHEIDREMSCHEID
NeussNeussNeuss

KaarstKaarstKaarst

MeerbuschMeerbuschMeerbusch

Korschen-Korschen-Korschen-
broichbroichbroich

JüchenJüchenJüchen Greven-Greven-Greven-
broichbroichbroich

Rommers-Rommers-Rommers-
kirchenkirchenkirchen

DormagenDormagenDormagen

KREFELDKREFELDKREFELD

TönisTönisTönisvvvorstorstorst

ViersenViersenViersen WillichWillichWillich

KempenKempenKempen

GrefGrefGref---
rathrathrath

M o e r sM o e r sM o e r sNeuNeuNeu---
kirchen-kirchen-kirchen-
VluynVluynVluyn

KampKampKamp---
LintfortLintfortLintfort

RheinbergRheinbergRheinberg

AlpenAlpenAlpen

IssumIssumIssumGeldernGeldernGeldern

KerkenKerkenKerken
RheurdtRheurdtRheurdt

Wachten-Wachten-Wachten-
donkdonkdonk

StraelenStraelenStraelen

KevelaerKevelaerKevelaer

BrüggenBrüggenBrüggen

SchwalmtalSchwalmtalSchwalmtalNiederNiederNieder---
krüchtenkrüchtenkrüchten

Wülf-Wülf-Wülf-
rathrathrath

OBER-OBER-OBER-
HAUSENHAUSENHAUSEN

SchermbeckSchermbeckSchermbeck

Bedburg-Bedburg-Bedburg-
HauHauHau

KleveKleveKleve
KranenKranenKranen---
burgburgburg

GochGochGoch

KalkarKalkarKalkar

ReesReesRees

WeezeWeezeWeeze

UedemUedemUedem

DinslakenDinslakenDinslaken

HünxeHünxeHünxe

HamminkelnHamminkelnHamminkeln

WeselWeselWesel

SonsSonsSons---
b e c kb e c kb e c k

VoerdeVoerdeVoerde
(Ndrh.)(Ndrh.)(Ndrh.)

Nettetal

MÖNCHEN-MÖNCHEN-MÖNCHEN-
GLADBACHGLADBACHGLADBACH

XantenXantenXanten

EmmerichEmmerichEmmerich
am Rheinam Rheinam Rhein

Abb. 4



Statistische Analysen und Studien NRW  3/2001

Aus diesem Grunde wird die Abfall-
entstehung leider nicht mehr
vollständig abgebildet. Des weiteren
sollten die Erhebungen der neuen
Abfallstatistiken gezielt an bestimm-
ten Stellen des Abfallstoffflusses an-
setzen. Die Folge davon sind viele
Teilerhebungen; so existiert eine be-
sondere Erhebung für Glas, für Pa-
pier, für Pappe usw. Daraus resultiert
ein inhomogenes Bild, das heißt die
Gesamtschau fehlt, und das ist ge-
nau das Problem. Außerdem erhält
man keine Daten mehr nach Wirt-
schaftszweigen, was für die UGR
ebenfalls sehr problematisch ist. Die
vielen verschiedenen Teilerhebun-
gen führen auch dazu, dass die Da-
ten in sehr unterschiedlichen Rhyth-
men erhoben werden. Jährliche,
zweijährliche, aber auch vierjährliche
Erhebungen sind vorhanden. 

Ich füge hier ein paar Bemerkungen
zu der im Rahmen der UGR entwickel-
ten Abfallberechnungsmethode des
Statistischen Bundesamtes ein, die
sich auf die alte Abfallstatistik be-
zieht. Nun mag man fragen, warum
beschäftigen wir uns damit über-
haupt noch? Die Überlegungen, die
dahinter stehen, waren folgende:
Zum einen ist es sehr schwierig und
langwierig, eine neue Methode zu
entwickeln. Zum anderen müssen wir
uns als Länder an den Rahmen des
Statistischen Bundesamtes halten.
Deshalb wollen wir uns die alte Me-
thode zumindest anschauen, um
feststellen zu können, ob wir sie auf
Länderebene übertragen können. Wir
erhoffen uns, dass wir mit dieser Vor-
gehensweise relativ schnell zu Ergeb-
nissen kommen. Die Ausgangsbasis
bei dieser Berechnungsmethode bil-
det, wie ich bereits gesagt habe, die
„Statistik der Abfallentsorgung im
Produzierenden Gewerbe und Kran-
kenhäusern“. Mit diesen Zahlen wird
zunächst eine Bereinigung durchge-
führt, weil Abfälle auch zwischen Be-
trieben hin und her verschoben wer-
den. Damit am Ende keine Doppel-
zählungen enthalten sind, werden
diese Abfallmengen subtrahiert. Als
nächstes erfolgt die Umsetzung von
nicht-produktionsbereichspezifischen
Abfällen. Das hängt damit zusam-
men, dass die Abfallstatistik die Daten
nach Wirtschaftszweigen liefert, die

UGR auf Bundesebene aber nach Pro-
duktionsbereichen rechnet. Da die
Abfallstatistik nur alle drei Jahre er-
hoben wurde, muss für die Zwischen-
jahre eine Fortschreibung durchge-
führt werden. Dazu werden bei der
Abfallrechnung so genannte Kennzif-
fern verwendet. Der Gedanke besteht
darin, dass eine bestimmte Abfall-
menge aus einem Produktionsprozess
herrührt, aus dem wiederum be-
stimmte Güterarten resultieren. Mit
Hilfe der Kennziffern wird ein Bezug
zwischen der Produktionsmenge die-
ser Güterart, die aus der Produktions-
statistik gewonnen wird, und der Ab-
fallmenge hergestellt. Ersatzweise
werden statt der Produktionsmengen
auch Produktionswerte aus der Pro-
duktionsstatistik verwendet. Die frü-
here Abfallstatistik enthielt keine
Zahlen über Abfälle von Kleinbetrie-
ben, so dass diese anschließend hinzu
geschätzt werden müssen. Ebenfalls
zugeschätzt werden der Dienstleis-
tungsbereich und die privaten Haus-
halte. Dafür werden Informationen
aus der im Statistischen Bundesamt
erstellten Abfallbilanz genutzt.

Wir haben uns diese Methode inten-
siv angesehen und überlegt, was für
Probleme auftreten, wenn man diese
Methode auf Länderebene übertra-
gen würde. Anschließend geht es um
die Frage, was man daraus für Folge-
rungen für die Länderrechnung zie-
hen kann. Zunächst einmal haben
wir uns in der Arbeitsgruppe geei-
nigt, dass wir generell zunächst nach
Wirtschaftszweigen und nicht nach
Produktionsbereichen rechnen wol-
len, weil auf Länderebene keine In-
put-Output-Tabellen vorliegen. Das
betrifft nicht nur die Abfallrechnun-
gen, sondern auch die anderen Teile
der Material- und Energieflussrech-
nung. Von daher würde auf Länder-
ebene der erste Schritt der Berech-
nungsmethode, die Umsortierung
der Abfallmengen von Wirtschafts-
zweigen nach Produktionsbereichen,
entfallen. Ein weiteres Problem be-
steht darin, dass es seit 1995 ein neu-
es Güterverzeichnis für die Produkti-
onsstatistik gibt. Das betrifft die
Fortschreibung mit den Kennziffern;
denn wir haben, wie vorhin beschrie-
ben, für die Fortschreibung Produkti-
onsmengen aus der Produktionssta-

tistik verwendet. Wenn sich das Gü-
terverzeichnis ändert, müssen um-
fangreiche Umsetzungen vorgenom-
men werden, damit die bestehenden
Kennziffern noch halbwegs verwen-
det werden können. Um den Ar-
beitsaufwand einigermaßen in Gren-
zen zu halten, sehen unsere derzeiti-
gen Überlegungen wie folgt aus: Wir
wollen zwar weiterhin Kennziffern
für die Fortschreibung verwenden,
aber nur bei solchen Abfallarten, bei
denen tatsächlich eine Relation zu
der Produktionsmenge einer Gü-
terart vorhanden ist, so dass man
wirklich von der Produktionsmenge
auf die Abfallmenge schließen kann.
Deshalb wollen wir Produktionswer-
te nicht mehr als Kennziffern ver-
wenden. Diejenigen Abfallarten, für
die wir keine Kennziffern mehr bil-
den, wollen wir insgesamt mit der
Bruttowertschöpfung fortschreiben.
Als Alternative bietet sich der Brut-
toproduktionswert an, aber in der
Bruttowertschöpfung sind die Vor-
leistungen nicht enthalten. Das ist
ein Vorteil, weil so die wirtschaftli-
che Aktivität einer Branche besser
abgebildet wird. Ein weiteres Prob-
lem besteht in der Tatsache, dass sich
mittlerweile auch die Wirtschafts-
zweiggliederung geändert hat. Die
ursprüngliche Abfallstatistik liefert
keine Werte nach der neuen, derzeit
gültigen, Wirtschaftszweiggliede-
rung 1993. Mittlerweile wurde aber
die alte Abfallstatistik nach der Wirt-
schaftszweiggliederung 1993 neu
aufbereitet. Wir hoffen, diese Neu-
aufbereitung verwenden zu können.

Nun komme ich zu wirklich allerers-
ten Ideen einer neuen Berechnungs-
methode, die auf der neuen Abfall-
statistik aufbauen müsste. Das Prob-
lem dabei ist, dass es viele Teilerhe-
bungen gibt und dass die Gesamt-
schau, die wir abbilden wollen, fehlt.
Aus Nutzersicht, denke ich, ist es aber
gerade erstrebenswert, eine Gesamt-
menge des Abfalls zu erhalten. Unse-
re Überlegungen gehen deshalb zur
Zeit in die Richtung, so genannte Ab-
fallbilanzen zu nutzen. Auf der Basis
der alten Abfallstatistik wurde vom
Statistischen Bundesamt eine Abfall-
bilanz erstellt. Auf Länderebene gab
es relativ wenige Aktivitäten in dieser
Hinsicht. Meines Wissens haben nur
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Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen mit Hilfe von Sondererhe-
bungen Abfallbilanzen aufgestellt.
Außerdem ist noch zu sagen, dass das
Wort Abfallbilanz unterschiedlich be-
legt ist. Wenn ich hier von Abfallbi-
lanz rede, meine ich immer die Ab-
fallbilanz, die das Statistische Bundes-
amt erstellt, und nicht die Bilanzen,
die auf der Grundlage des Landesab-
fallstatistikgesetzes erstellt werden.
Das Statistische Bundesamt ist zur
Zeit dabei, auf Basis der neuen Ab-
fallstatistik eine Abfallbilanz zu ent-
wickeln. Demnächst kann wohl eine
erste grobe Zahl, die allerdings noch
nicht nach Wirtschaftszweigen ge-
gliedert ist, geliefert werden. Wir
müssen also noch etwas warten, bis
für uns verwendbare Ergebnisse vor-
handen sind. Auf jeden Fall bleiben
wir in Kontakt, um für uns geeignete
Informationen zu erhalten. Wir hof-
fen, dass die Erstellung einer solchen
Abfallbilanz wenigstens einen Teilas-
pekt innerhalb der zukünftigen Ab-
fallberechnungen der UGR auf Län-
derebene bilden kann. Darauf auf-
bauend sind dann wahrscheinlich
weitere Rechnungen erforderlich. 

Zum Schluss möchte ich einen klei-
nen Ausblick geben. Wir wollen ver-
suchen, auf Basis der alten Abfallsta-
tistik erste Rechnungen anzustellen,
die noch auf der Methode des Statis-
tischen Bundesamtes basieren, mit
den gewissen Einschränkungen, die
wir als Land machen müssen. Wir er-
hoffen uns, im Frühjahr mit ersten
Ergebnissen für Nordrhein-Westfalen
aufwarten zu können. Gleichzeitig
müssen wir für die Zukunft eine
neue Methode entwickeln. Auf der
einen Seite werden wir versuchen,
den Weg über die Abfallbilanz wei-
terzugehen, um zu sehen, inwieweit
wir sie verwenden können. Auf der
anderen Seite ist es erforderlich, wei-
tere Überlegungen über alternative
Schätzmethoden anzustellen. Ich
hoffe, dass wir da auch auf das Sta-
tistische Bundesamt zählen können.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Vielen Dank. Bitte, Herr Professor
Meyer.

Prof. Dr. Bernd Meyer
Zwei Dinge: Sie haben gesagt, Sie
würden es vorziehen, die Brutto-
wertschöpfung anstelle des Brutto-
produktionswertes zur Fortschrei-
bung zu verwenden. Nach meinem
Gefühl macht es mehr Sinn, einen
preisbereinigten Bruttoproduktions-
wert zu nehmen. Diese Größe ist
doch dichter am physischen Pro-
dukt als die Wertschöpfung, die ja
letztlich irgendetwas Abstrakteres
ist, also nicht so sehr der Physis ver-
bunden ist wie das Bruttoergebnis
der Produktion. Mir leuchtet es
nicht ganz ein, warum Sie in die-
sem Falle die Bruttowertschöpfung
nehmen wollen. Das andere ist eine
Frage nach der Disaggregation. Das
habe ich, glaube ich, nicht ganz
verstanden. Sie sagten, die neue
Abfallstatistik erlaubt nicht mehr,
nach Wirtschaftszweigen zu disag-
gregieren, aber Sie haben dann
doch geschildert, dass Sie eine Be-
rechnung nach Wirtschaftszweigen
vornehmen. Ich halte das für außer-
ordentlich wichtig, denn ohne eine
solche Zurechnung nutzt die ganze
Statistik nicht viel. Wir brauchen
unbedingt diese Anbindung an die
Wirtschaftszweige bzw. Produkti-
onsbereiche.

Dr. Leontine v. Kulmiz
Zu der ersten Frage, Bruttoprodukti-
onswert oder Bruttowertschöpfung:
Grundsätzlich kann ich sagen, dass
unsere Überlegungen noch nicht ab-
geschlossen sind. Meines Wissens
liegt das Problem gerade darin, dass
der Bruttoproduktionswert eben
nicht preisbereinigt vorliegt. Detail-
liertere Ausführungen können wahr-
scheinlich VGR-Fachleute besser ma-
chen. 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich glaube, es sind ein paar VGR-Re-
ferenten anwesend. Nach meiner Er-
innerung gibt es auf Länderebene
keinen preisbereinigten Produktions-
wert. Herr Treeck, können Sie dazu
etwas sagen?

Hans-Jürgen Treeck
Ich halte es auch für richtiger, die
Wertschöpfung als Indikator zu ver-
wenden. Der Produktionswert sagt
nichts darüber aus, in welchem

Maße Vorprodukte eingegangen
sind, bei deren Produktion bereits
Abfall entstanden ist. Daher würde
die Verwendung dieser Größe zu ei-
ner Überhöhung der geschätzten
Abfallmenge führen. Die Frage nach
einem preisbereinigten Produktions-
wert lässt sich dahingehend beant-
worten, dass in der Länderrechnung
der VGR die Wertschöpfung direkt
deflationiert wird, weil sie das wich-
tigste Aggregat ist. Somit fällt kein
preisbereinigter Produktionswert an.
Er ließe sich jedoch ohne weiteres
berechnen.

Dr. Leontine v. Kulmiz
Nun zu der Frage nach den Wirt-
schaftszweigen: Die Informationen
aus der neuen Abfallstatistik sind
hierzu sehr spärlich. Wir haben aber
trotzdem das Ziel, in der UGR der
Länder auch Ergebnisse nach Wirt-
schaftszweigen zu berechnen. Das
Statistische Bundesamt plant bei der
Entwicklung der neuen Abfallbilanz,
auf die wir uns beziehen wollen,
ebenfalls Ergebnisse nach Wirt-
schaftsbereichen.

Dr. Peter Bartelmus
Ich sehe einen wichtigen Unterschied
zwischen dem, was wir hier als Ab-
fall messen, und dem, was wir als
Emissionen heute Nachmittag be-
sprechen werden. Die meisten Abfäl-
le belasten die Umwelt gar nicht,
sondern werden von einer sicherlich
hervorragenden Entsorgung in der
Bundesrepublik Deutschland abge-
fangen. Wenn bei der Entsorgung
dann Emissionen entstehen, werden
wir heute Nachmittag darauf zu
sprechen kommen. Wenn wir Abfälle
und Emissionen unter einem Begriff
zusammenfassen, verdecken wird die
eigentlichen Umweltbelastungen. In
dem SEEA unterscheidet man außer-
dem zwischen Abfällen, die über die
Absorbtionskapazität hinaus die Um-
welt belasten und darum soziale
Kosten bewirken, und Abfällen, die
ohne negative Auswirkungen auf die
Umwelt entweder von der Umwelt
selbst oder durch Umweltschutz ent-
sorgt werden können. 

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Frau Dr. v. Kulmiz, ich störe mich im
Moment ein wenig an dem Begriff
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„Abfallbilanz“. Zu unterscheiden
sind einerseits Abfallströme, auch in
Verbindung mit Rest- und Wertstof-
fen, die daraus abgeleitet werden
können, und andererseits Abfallbe-
stände, die in einer Bilanz dargestellt
werden. Unter einer „Abfallbilanz“
verstehe ich die Erfassung von Ab-
fallbeständen, die in das Naturver-
mögen eingebracht werden, dort
verbleiben und die Umwelt belasten.
Haben Sie das gemeint?

Dr. Leontine v. Kulmiz
Die Abfallbilanz soll nur als erste Ba-
sis für die mögliche weitere Entwick-
lung der UGR dienen. Es wäre sozu-
sagen eine erste Zusammenfassung
der sehr inhomogenen neuen Abfall-
statistiken. Anschließend müssten
weitere Berechnungen durchgeführt
werden, die zu Ergebnissen im Sinne
der UGR führen.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Dann müsste man das meines Erach-
tens sprachlich etwas klarer fassen,
denn in der Öffentlichkeit könnte
sonst ein Missverständnis entstehen.
Deswegen müsste man zwischen
Strömen und Beständen, also in die-
sem Fall Abfallbeständen, sauber
trennen und das auch entsprechend
in der Rechnung darlegen.

Dr. Hans Herbert Krieg
Vielleicht könnte man den Begriff Bi-
lanz ähnlich wie bei der Zahlungsbi-
lanz verstehen. Da besteht ebenfalls
das Problem mit der falschen Ver-
wendung des Wortes Bilanz, denn es
ist auch eine Stromrechnung ge-
meint.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Wir müssen ja eine falsche Verwen-
dung nicht fortschreiben, sondern
wir sollten sie korrigieren.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich sehe noch eine Wortmeldung.
Anschließend möchte ich mit den Re-
feraten fortfahren.

Thomas Greiner
Bayern ist eines der sechs Länder, das
sich bisher noch nicht an der Arbeits-
gruppe „UGR der Länder“ beteiligt.
Ich verfolge aber mit großem per-
sönlichen Interesse die Veranstal-

tung. Das, was Herr Dr. Schoer ge-
sagt hat, möchte ich unterstützen.
Unter den nachgewiesenen Abfall-
mengen sind auch Mengen, die re-
cycelt werden. Und recycelter Abfall
spart Rohstoffe. Etwas anderes sind
die Mengen, die deponiert werden
und damit in der Natur verbleiben.
Meine eigentliche Frage ist folgen-
de. Sie haben gesagt, dass nach dem
alten Modell zu den Abfällen des
Produzierenden Gewerbes und der
Krankenhäuser bestimmte Bereiche
hinzu geschätzt werden, nämlich
Kleingewerbe, Private Haushalte
usw. Was ist mit den Abfällen aus
den Wirtschaftszweigen Landwirt-
schaft, Handel und Gastgewerbe?
Auf Basis der Abfallerhebungen
nach dem neuen Umweltstatistikge-
setz haben wir zumindest von der
Gesamtmenge her gesehen ein ge-
naueres Bild als früher, wenn man es
auch nach Wirtschaftszweigen nicht
gliedern kann.

Dr. Leontine v. Kulmiz
Die Abfallmengen der von Ihnen
genannten Wirtschaftsbereiche sind
auf jeden Fall enthalten. Die ge-
naue Berechnung kann aber wahr-
scheinlich ein Vertreter des Statisti-
schen Bundesamtes besser erläutern.

Dr. Hartmut Höh
Wir haben diese Methode entwi-
ckelt, so wie es Frau Dr. v. Kulmiz er-
klärt hat, und natürlich sind alle 60
Produktionsbereiche einschließlich
Haushalte enthalten. Einige Produk-
tionsbereiche haben wir bisher der
alten Abfallstatistik entnehmen kön-
nen. Bei anderen mussten wir die
Abfallbilanz zu Hilfe nehmen, die
uns Anhaltspunkte gegeben hat. Als
es darum ging, dieses Schätzverfah-
ren, das Frau Dr. v. Kulmiz erwähnt
hat, zu entwickeln, haben wir ein
Forschungsprojekt initiiert, dessen
Ziel es war, die fehlenden Bereiche
auf möglichst detaillierter Produkt-
ebene hinzu zu schätzen. Das beauf-
tragte Forschungsinstitut hat, ausge-
hend von dem Abfallartenkatalog
der Länderarbeitsgemeinschaft Ab-
fall (LAGA), die Kennziffern und Be-
zugsgrößen entwickelt und auf Sta-
bilität im Zeitablauf geprüft. Im Jahr
1993 war die letzte Erhebung nach
altem Abfallstatistikgesetz. Für die

drei oder vier vorhergehenden Erhe-
bungen wurde eine Schattenaufbe-
reitung durchgeführt, um festzustel-
len, ob wir die Zahlen, die erhoben
worden sind, treffen. Insofern sind
die Bezugsgrößen zum einen aus
Überlegungen wie beispielsweise aus
dem Verhältnis der Abfallmenge zu
physischen Größen aber auch zur
Wertschöpfung bzw. zum Produkti-
onswert heraus entstanden. Zum an-
deren sind sie aber auch auf Stabili-
tät getestet worden. Was den
Dienstleistungsbereich oder auch die
Landwirtschaft anbetrifft, so sind die
Kennziffern oder die Zahlen, die wir
als Ergebnis erhalten, nicht so stabil
wie dort, wo eine statistische Grund-
lage vorhanden ist. Aber enthalten
sind diese Produktionsbereiche in
der Abfallberechnung der UGR auf
jeden Fall.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Vielen Dank. Ich betrachte die Diskus-
sion, zumindest mit einem Teilergeb-
nis, als abgeschlossen und bitte Herrn
Kmoch um seine Ausführungen.

Gerhard Kmoch
Guten Tag, meine Damen und Her-
ren. Zusammen mit meiner Kollegin
Frau Reppold, die nach mir sprechen
wird, vertrete ich den Abfallentsor-
gungs- und Altlastensanierungsver-
band (AAV) Nordrhein-Westfalen,
dessen Name schon einige Male ge-
fallen ist. Der Abfallentsorgungs-
und Altlastensanierungsverband hat
unter anderem die Aufgabe, abfall-
wirtschaftliche Daten zu erheben.
Wir nutzen außerdem in großem
Maße Daten anderer Einrichtungen,
zu denen insbesondere das LDS
NRW zählt. Und ich vermute, dass
wir unter anderem aus diesem
Grund zum heutigen Workshop ein-
geladen worden sind. Zunächst
möchte ich Ihnen jedoch einen kur-
zen Überblick über die Abfallwirt-
schaft im Allgemeinen geben. Viel-
leicht regt das die Diskussion zum
Thema Abfall noch weiter an. Frau
Reppold wird dann einige konkrete-
re Ausführungen zu unseren Abfall-
erhebungen machen.
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Zuerst möchte ich Ihnen den Ver-
band vorstellen, denn es ist nicht so
selbstverständlich, dass man den
AAV kennt. Wir sind eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts und
wurden Ende der 80er Jahre mit der
Aufgabe gegründet, zum einen Alt-
lasten zu sanieren und zum anderen
an der Lösung abfallwirtschaftlicher
Aufgaben mitzuwirken. In diesem
Zusammenhang gleich ein Wort zum
Thema Altlastensanierung: Bei der
Altlastensanierung spüren Sie genau
die Umwelteinwirkungen, die bei-
spielsweise dadurch entstehen kön-
nen, dass Abfälle abgelagert wer-
den. Diese Ablagerungen beanspru-
chen Fläche und es können
Schadstoffe in das Grundwasser ge-
langen. Ich würde also energisch be-
streiten, dass durch Abfälle bzw. de-
ren Entsorgung keine negativen Um-
welteinwirkungen entstehen.

Im AAV sind alle vertreten, die mit
Abfällen – mit Ausnahme der Sied-
lungsabfälle – umgehen (siehe Abbil-
dung 1). Dies ist ein großer Vorteil
für unsere Arbeit. Der Siedlungsab-
fall war zur Zeit unserer Gründung
ein Thema der Kommunen und des-
halb keine Aufgabenstellung für den
AAV. Wir beschäftigen uns mit allen
abfallwirtschaftlichen Fragestellun-
gen, die gewerbliche und industriel-
le Abfälle betreffen. Deshalb sind
folgende Gruppen als Mitglieder im
AAV vertreten. Da sind die so ge-
nannten Eigenentsorger zu nennen;
das sind Unternehmen, die Abfälle
produzieren und eigene Entsor-
gungsanlagen betreiben. Als Beispiel
können die großen Chemieunter-
nehmen genannt werden, die ihre
Abfälle überwiegend in eigenen An-
lagen entsorgen. Des Weiteren sind
die Fremdentsorger bei uns Mitglied.
Das sind Unternehmen, die Abfälle
für Dritte bzw. Abfallerzeuger ent-
sorgen; eine Branche mit großem
Wachstumspotential. Außerdem sind
als Gruppe, die im AAV vertreten ist,
die Abfallerzeuger zu nennen, das
sind alle Unternehmen, bei deren Tä-
tigkeit Abfall anfällt. Die Abfaller-
zeuger sind bei uns nicht durch ein-
zelne Unternehmen vertreten, denn
das wären viel zu Viele, sondern
durch Repräsentanten der Industrie-
und Handelskammern und der Hand-

werkskammern. Einzelne ausgewähl-
te Unternehmen sind jedoch auch di-
rekt in der Delegiertenversammlung
des AAV vertreten. Außerdem sind
alle Kommunen des Landes Nord-
rhein-Westfalen Mitglieder des AAV.
Diese vielfältige Mitgliederstruktur
macht die Arbeit des Verbandes zu-
sätzlich interessant, denn in unseren
Arbeitskreisen können wir mit allen,
die mit Abfall zu tun haben, direkt
reden. Abbildung 2 zeigt die Mitglie-
derstruktur des AAV. Man sieht, dass
überwiegend Unternehmen aus der
Entsorgungswirtschaft bei uns ver-
treten sind; in großem Maße aber
auch Unternehmen der chemischen
Industrie, der Metall erzeugenden
und bearbeitenden Industrie sowie
des Baugewerbes, also aus dem ge-

samten Spektrum des Produzieren-
den Gewerbes.

Für den AAV existiert ein eigenes
Gesetz, in dem unter anderem die
Aufgaben auf dem Gebiet der Ab-
fallwirtschaft beschrieben sind (sie-
he Abbildung 3). Zu diesen Aufga-
ben zählen die Erhebung abfallwirt-
schaftlicher Daten, die Ermittlung
von Entsorgungskapazitäten, Prog-
nosen, die Entwicklung von Konzep-
ten und Technologien zur Vermei-
dung und Verwertung von Abfällen
sowie das Betreiben von Entsor-
gungsanlagen. Außerdem beraten,
informieren wir und betreiben Aus-
und Fortbildung auf dem Gebiet der
Kreislauf- und Abfallwirtschaft. Die-
se Aufgaben sind vor dem Hinter-
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grund eines drohenden Entsor-
gungsnotstandes, von dem man
Ende der 80er Jahre, Anfang der

90er Jahre ausging, im AAV-Gesetz
festgeschrieben worden.

Als der AAV im Jahre 1990 seine Ar-
beit aufnahm, haben wir mit den
Abfall-Fachleuten des Umweltminis-
teriums, des Landesumweltamtes
und des Statistischen Landesamtes
sowie anderer Einrichtungen in
Nordrhein-Westfalen Kontakt aufge-
nommen. Wir haben zunächst eine
Bestandsaufnahme gemacht um fest-
zustellen, wo möglicherweise Lücken
vorhanden waren bzw. Hand-
lungsbedarf bestand. Dabei wurde
unter anderem deutlich, dass keine
Daten bzw. Informationen über das
Abfallaufkommen von Kleinbetrie-
ben des Produzierenden Gewerbes
(mit weniger als 20 Beschäftigten)
sowie sämtlicher anderer Wirt-
schaftsbereiche (z. B. Land- und
Forstwirtschaft, Handel, Transport
und Verkehr, Dienstleistungen) vor-
lagen. Es handelt sich hier immerhin
um circa 700 000 Betriebe in Nord-
rhein-Westfalen, deren Abfallauf-
kommen nicht bekannt war. Auf-
grund der gesetzlichen Berichts-
kreisabgrenzung konnten diese Be-
triebe im Rahmen der Umweltstatis-
tiken nicht berücksichtigt werden.
Der AAV hat daher das Abfallauf-
kommen sämtlicher Wirtschaftsbe-
reiche in Nordrhein-Westfalen mit
Ausnahme von Betrieben des Produ-
zierenden Gewerbes mit 20 und
mehr Beschäftigten und von Kran-
kenhäusern für die Jahre 1990 und
1993 ermittelt (siehe Abbildung 4).
In diesem Zusammenhang wurde
auch die bundesweit erste und einzi-
ge Abfallerhebung im Handwerk
durchgeführt (siehe Abb. 5 Seite 50).
Dies bot sich an, da in den meisten
Betrieben des Handwerks weniger
als 20 Mitarbeiter tätig sind. Ausge-
nommen von den Abfallerhebungen
des AAV waren Betriebe des Produ-
zierenden Gewerbes mit mehr als 19
Beschäftigten und Krankenhäuser.
Diese wurden von 1974 bis 1993 vom
LDS NRW auf der Grundlage des Um-
weltstatistikgesetzes nach dem Auf-
kommen und den Verbleib ihrer Ab-
fälle befragt. 

Als Ergebnis hat der AAV ein Abfall-
aufkommen ermittelt, das etwa ein
Drittel der im Rahmen der Umwelt-
statistiken vom LDS NRW erfassten
Menge ausmacht (siehe Abb. 6 Seite
50). Die Daten dieser beiden Abfall-
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erhebungen wurden zusammenge-
führt (siehe Abb. 7 Seite 51). Das LDS
NRW und der AAV haben diese Da-
ten dann auch gemeinsam veröffent-
licht. Wir haben noch einige dieser
Broschüren. Allerdings sind die Da-
ten inzwischen ein wenig alt, denn
wir haben die Erhebungen für die
Jahre 1990 und 1993 durchgeführt.
Ich denke, das ist ein schönes Bei-
spiel dafür, wie man sinnvoll mitei-

nander arbeiten und die Daten-
grundlagen ergänzen kann. Seit die-
ser Zeit besteht eine gute Zusam-
menarbeit mit dem LDS NRW.

Die Ergebnisse der aufkommensbe-
zogenen Statistiken, von denen ge-
rade die Rede war, wurden für ver-
schiedenste Zwecke genutzt. Wir
können Sie also in dem Wunsch, wie-
der zu einer aufkommensbezogenen

Statistik zu kommen, nur unterstüt-
zen. Möglicherweise führt der Weg
auch bei Ihnen – wie beim AAV –
über eine Stichprobe. Wenn Sie bei
den Flächenerhebungen mit Stich-
proben arbeiten, warum nicht auch
bei den Abfallerhebungen? 

Jetzt möchte ich noch einige Worte
zur heutigen Abfallwelt verlieren.
Herr Arnold hat es bereits in die Dis-
kussion gebracht: früher gab es den
Begriff Abfall. Außerdem hatten wir
die Rest- und Wertstoffe und noch
einige andere Begriffe, wobei nur
der Abfall dem Abfallregime unter-
lag. Zu Beginn der Diskussion über
die Einführung des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes wollte man zwischen
Rückständen, Sekundärrohstoffen
und Abfällen differenzieren. Damit
hat man sich aber nicht durchsetzen
können, so dass es am Ende beim
Abfallbegriff blieb, allerdings mit
der Unterscheidung zwischen Abfäl-
len zur Beseitigung und Abfällen zur
Verwertung. Das hat zur Konse-
quenz, dass heute niemand so genau
weiß, was überhaupt noch Abfall ist
bzw. ob es sich um Abfälle zur Ver-
wertung oder Abfälle zur Beseiti-
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gung handelt. Beispielsweise erhebt
der AAV für seine abfallwirtschaftli-
chen Aufgaben Beiträge auf der Ba-
sis der von den einzelnen Mitglie-
dern beseitigten Abfallmengen. Un-
ternehmen, die uns jahrelang Beiträ-
ge gezahlt haben, schreiben uns
heute, dass sie keinen Abfall mehr
beseitigen, sondern Verwertung be-
treiben bzw. mit Sekundärprodukten
umgehen. Das zeigt, dass die Abfall-
welt im Augenblick ziemlich durchei-
nander geraten ist. Ich könnte mir
vorstellen, dass auch die Statistiker
damit einige Probleme haben. 

In Zukunft dürfte es schwierig sein,
eindeutige und vollständige Abfall-
statistiken zu erstellen. Ich will Ihnen
das anhand eines Beispiels verdeutli-
chen. Abfälle aus privaten Haushal-
ten sind nach dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz den öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträgern, das sind in
Nordrhein-Westfalen die Kreise und
kreisfreien Städte, zu überlassen.
Eine Reihe von öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträgern hat Dritte, das
heißt private Unternehmen, mit der
Abfallentsorgung beauftragt oder
beliehen. Die öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger haben das Zu-
griffsrecht auf Abfälle aus privaten
Haushalten, und sie haben ihre Ent-
sorgungsanlagen unter anderem auf
diese Abfallmengen ausgerichtet. In
der Vergangenheit wurden auch die
so genannten hausmüllähnlichen Ge-

werbeabfälle überwiegend durch die
öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger erfasst. Werden Abfälle aus
dem gewerblichen Bereich einer Ver-
wertung zugeführt, sind sie nicht
überlassungspflichtig. Die Menge
hausmüllähnlicher Gewerbeabfälle,
die den Kommunen zur Entsorgung
überlassen wird, ist daher rückläufig.
Das trägt dazu bei, dass die kommu-
nalen Anlagen nicht ausgelastet sind
und Defizite entstehen. Die Abfall-
gebühren müssen erhöht oder priva-
te Partner gesucht werden, um die
Auslastung sicherzustellen. 

Für besonders überwachungsbedürf-
tige Abfälle, die so genannten Son-
derabfälle, bestehen in einer Reihe
von Bundesländern Andienungs- und
Überlassungspflichten. Der Koaliti-
onsvertrag zwischen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen sieht vor, auch in
Nordrhein-Westfalen eine Andie-
nungspflicht für besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle einzufüh-
ren. Der Vollzug der Andienungs-
und Überlassungspflichten erfolgt in
der Regel durch so genannte Andie-
nungsgesellschaften. Aufgabe dieser
Andienungsgesellschaften ist in ers-
ter Linie die Lenkung der Sonderab-
fallströme, das heißt die Zuweisung
von Abfällen zu bestimmten Entsor-
gungsanlagen. Einige Andienungs-
gesellschaften, z. B. in Hessen und
Bayern, verfügen über eigene Anla-
gen. Die meisten Andienungsgesell-

schaften bedienen sich jedoch der
Anlagen Dritter, z. B. der Anlagen
der Entsorgungswirtschaft oder der
Eigenentsorger. 

Ich möchte noch kurz auf die "Abfäl-
le aus Altlastensanierungen" einge-
hen, von denen ich nicht weiß, in-
wieweit sie durch die Umweltstatis-
tik erfasst werden. In diesem Bereich
gibt es eine Besonderheit, die wir als
Sanierer als sehr positiv empfinden.
Wenn Sie nämlich kontaminierten
Boden ausheben und auf demselben
Gelände wieder einbauen, werden
diese Mengen nicht zu Abfall. Das ist
eine Ausnahmeregelung im Boden-
schutzgesetz, die uns Sanierern die
Arbeit leichter macht, aber zugleich
auch dazu führt, dass diese Mengen
statistisch nicht erfasst werden. Wir
entnehmen zwar kontaminierten Bo-
den und bauen ihn in deponieähnli-
che Gebilde ein, doch wird dieser
Vorgang nicht als Abfallentsorgung,
sondern als Umlagerung betrachtet.
Sehr uneinheitlich ist der Umgang
mit Abfällen aus der Altlastensanie-
rung, die zum Beispiel an Bodenbe-
handlungsanlagen angeliefert wer-
den. Die eine Hälfte der Bundeslän-
der betrachtet diese als Anlagen zur
Beseitigung, die andere Hälfte als
Anlagen zur Verwertung.

Mit meinen Ausführungen und Bei-
spielen möchte ich Ihnen deutlich
machen, wie kompliziert die Abfall-
bzw. Entsorgungswirtschaft gewor-
den ist. Dadurch werden sicherlich
auch Probleme für die Datenerfas-
sung aufgeworfen. Außer Abfällen
zur Verwertung und Abfällen zur Be-
seitigung sind auch (Neben-)Produkte
und sogenannte Sekundärrohstoffe
zu berücksichtigen. Diese Stoffe wer-
den bereits direkt beim Produktions-
prozess oder durch Aufbereitung von
Abfällen erzeugt. Sie unterliegen
meistens nicht dem Abfallregime. Wir
haben vorhin über das Thema Gipse
aus der Rauchgasreinigung gespro-
chen. Diese Gipse oder auch die
Hochofenschlacke sind Beispiele für
Stoffe, die in die Kategorie Produkt
bzw. Sekundärrohstoff fallen. 

In Deutschland gibt es mehr als 6 000
Entsorgungsunternehmen. Einige we-
nige Großunternehmen haben einen
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Anteil von circa 20 % am Umsatz der
Branche. Die in Abbildung 8 darge-
stellte Rangfolge hat sich zwischen-
zeitlich zwar etwas verändert, doch
ist die RWE AG nach wie vor das Un-
ternehmen mit dem größten Umsatz
in Deutschland. Interessant sind in
diesem Zusammenhang Umsatzsta-
tistiken. Die amtliche Statistik weist
einen Umsatz von 28 Milliarden DM,
andere Quellen von 75 Milliarden
DM aus. Die von den Verbänden der
Entsorgungswirtschaft herausgege-
benen Umsatzzahlen weichen von
denen der amtlichen Statistik ab.
Dies ist vermutlich darauf zurückzu-
führen, dass die Erfassung der Um-
sätze mit voneinander abweichen-
den Systematiken erfolgt. 

In der kommunalen Abfallwirtschaft
vollzieht sich zur Zeit ein starker
Wandel. Es finden in großem Maße
Privatisierungen statt. Die Abbil-
dung 9 zeigt die Ergebnisse einer
Umfrage, die wir in den Jahren 1995
und 1998 durchgeführt haben. In
Nordrhein-Westfalen haben wir ins-
gesamt 54 öffentlich-rechtliche Ent-
sorgungsträger (Kreise und kreis-
freie Städte) und eine kreisangehö-
rige Stadt mit Sonderstatus, so dass
wir auf 55 Nennungen kommen. Die
Zahl der kommunalen bzw. ge-
mischtwirtschaftlichen Entsorgungs-
gesellschaften nimmt stetig zu. Zur
Zeit führen wir eine Umfrage für
das Jahr 2000 durch. Wir gehen da-
von aus, dass hier auch weiterhin
große Veränderungen stattfinden.
Kommunale Müllverbrennungsanla-
gen stehen zum Verkauf an und pri-
vate Unternehmen beteiligen sich in
großem Umfang an kommunalen
Entsorgungsgesellschaften. Dies wird
sicherlich auch Auswirkungen auf
die Statistik haben, die zwischen öf-
fentlicher und privater bzw. ge-
werblicher Entsorgung unterschei-
det. Die Entsorgung in Deutschland
ist nach Angaben des Bundesver-
bandes der Deutschen Entsorgungs-
wirtschaft inzwischen zu 60% in pri-
vater Hand.

Wir würden uns wünschen, wieder
Bilanzen zu erhalten, die es ermögli-
chen, die Stoffströme vom Entste-
hungsort bis zum Endverbleib zu ver-
folgen. Dies ist sicherlich ein Ziel,
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vielleicht auch für die Umweltökono-
mische Gesamtrechnung. Denn nur
mit einer zuverlässigen Datenbasis
sind belastbare Aussagen über die
Entwicklung der Umwelt und des
Umweltverbrauchs möglich und da-
rüber, wie dies in Relation zur wirt-
schaftlichen Entwicklung zu sehen
ist. 

Zum Schluss noch eine kleine Episo-
de: Vor einigen Wochen ist das
Herbstgutachten 2000 der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungs-
institute – das RWI ist ja auch daran
beteiligt – vorgestellt worden. Da
habe ich mir erlaubt, den Referenten
zu fragen, in welchem Maße um-
weltwirtschaftliche Daten in diese
Prognose eingeflossen sind. Er hat
daraufhin geantwortet: keine, weil
sie wirtschaftlich nicht relevant sind.
Im Übrigen habe das Budget für das
Gutachten nicht ausgereicht, um
auch solche Aspekte berücksichtigen
zu können. Ich denke, das zeigt den
Stellenwert, den umweltökonomi-
sche Fragestellungen im Augenblick
haben. Dabei sind beispielsweise Flä-
chenverbrauch und Emissionshandel
von großer Bedeutung. Ich will Sie
damit keinesfalls entmutigen. Ich
will nur zeigen, wo wir stehen. 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich möchte direkt zu den Ausführun-
gen von Frau Reppold überleiten.

Vera Reppold
In Anbetracht der fortgeschrittenen
Zeit werde ich nicht weiter im Detail
auf die Abfallerhebungen eingehen,
die der AAV für 1990 und 1993 er-
gänzend zu den Erhebungen nach
dem Umweltstatistikgesetz durchge-
führt hat. Ich möchte aufbauend auf
das, was Herr Kmoch bereits über
diese Abfallerhebungen berichtet
hat, auf die Veränderungen der Ab-
fallerhebungen durch die Novellie-
rung des Umweltstatistikgesetzes im
Jahr 1994 und den Bruch, den wir
dadurch bei den aufkommensbezo-
genen Daten haben, eingehen. Dazu
komme ich zunächst auf die Wirt-
schaftsbereiche zurück, deren Abfall-
aufkommen seinerzeit erfasst wurde
(siehe Abbildung 10).

Während das LDS NRW das Abfall-
aufkommen von Betrieben des Pro-
duzierenden Gewerbes mit mehr als
19 Beschäftigten und von Kranken-
häusern erfasste, umfassten die Er-
gänzungserhebungen des AAV Klein-
betriebe des Produzierenden Gewer-
bes (<20 Beschäftigte) sowie Betrie-
be der verbleibenden Wirtschaftsbe-
reiche, unabhängig von deren Be-
schäftigtenzahl. Wie Herr Kmoch
schon berichtete, haben wir dazu
Stichprobenerhebungen durchgeführt.
Es wurde eine repräsentative Stich-
probe gezogen. Die Ergebnisse die-
ser Stichprobenerhebungen wurden
anschließend hochgerechnet. So
wurden für die Jahre 1990 und 1993
aufkommensbezogene Daten für
sämtliche Wirtschaftsbereiche in

Nordrhein-Westfalen gewonnen. Zu-
sätzlich wurden auch die Entsor-
gungswege der Abfälle erfragt, so
dass für Nordrhein-Westfalen eine
Abfallstrombetrachtung möglich war,
die sowohl die Entstehung bzw. Her-
kunft als auch die Entsorgungswege
der Abfälle widerspiegelt. 

Die neuen Abfallstatistiken, die auf
der Grundlage des novellierten Um-
weltstatistikgesetzes durchgeführt
werden, erfassen ab dem Jahr 1996
den Verbleib der Abfälle, und zwar
nahezu ausschließlich den Verbleib
(siehe Abbildung 11). Die einzige
Ausnahme bilden Betriebe mit eige-
nen Entsorgungsanlagen, bei denen
auch weiterhin das gesamte Abfall-
aufkommen erfasst wird. Es handelt
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sich hier in erster Linie um Unter-
nehmen des Produzierenden Gewer-
bes, wie z. B. der chemischen Indus-
trie, der Metall erzeugenden und
bearbeitenden Industrie sowie um
größere Bauunternehmen. In diesen
Betrieben mit eigenen Entsorgungs-
anlagen fielen im Jahr 1997 in Nord-
rhein-Westfalen ca. 17 Mio. Tonnen
Abfälle an. Diese Menge macht un-
gefähr 23 % des für die gesamte
Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen
erfassten Abfallaufkommens im
Jahr 1993 aus. Für sämtliche ande-
ren Wirtschaftsbereiche bzw. Betrie-
be dagegen stehen keine aufkom-
mensbezogenen Daten mehr zur
Verfügung.

Bei den Daten zum Abfall-Verbleib
für das Jahr 1996 ist darauf hinzu-
weisen, dass die durch die Umwelt-
statistik nachgewiesenen 64 Millio-
nen Tonnen große Mengen an Ab-
fällen umfassen, die einer Verwer-
tung zugeführt wurden. Die Erhe-
bung der Abfallentsorgung in der
Entsorgungswirtschaft beispielsweise
erfasst, welche Abfallarten und
-mengen an Entsorgungsanlagen an-
geliefert werden. Daten zur Her-
kunft (Branche, Region) der Abfälle
werden nicht erhoben. Es ist also
nicht mehr feststellbar, ob ein Abfall
aus der Landwirtschaft, aus dem
Dienstleistungsgewerbe oder aus
dem Produzierenden Gewerbe
stammt. Eine Beziehung zwischen
Art der wirtschaftlichen Tätigkeit
und Art bzw. Menge der dabei ent-
stehenden Abfälle lässt sich nicht
mehr herstellen. Aus den früheren
Erhebungen wissen wir, dass sich die
Abfallentstehung in Nordrhein-
Westfalen bisher in starkem Maße
auf das Produzierende Gewerbe
konzentrierte. Sonder- und Massen-
abfälle fallen dort mit jeweils unter-
schiedlichen Schwerpunkten an. Da-
rüber hinaus gibt es jedoch noch
weitere Wirtschaftszweige, die hin-
sichtlich ihres Abfallaufkommens
nicht unbedeutend sind. Außerdem
ist natürlich zu berücksichtigen, dass
sich durch den Wandel der Wirt-
schaftsstrukturen auch Veränderun-
gen der Aufkommensschwerpunkte
sowie der Abfallmengen und -zu-
sammensetzungen ergeben werden.
Diese Strukturen und Entwicklungen

lassen sich mit den derzeit zur Verfü-
gung stehenden Daten leider nicht
nachvollziehen bzw. belegen.

Abschließend möchte ich noch an
die Ausführungen des heutigen Vor-
mittags anknüpfen. Im Bereich der
Rohstoffe ist es meines Erachtens
wichtig zu berücksichtigen, in wel-
chem Umfang Roh- oder Brenn-
stoffe durch Sekundärrohstoffe oder
-brennstoffe substituiert werden. In
einigen Wirtschaftsbereichen sind
große Potentiale für en Einsatz von
Sekundärstoffen vorhanden (siehe

Abbildung 12). Der AAV hat dazu
Recherchen in ausgewählten Wirt-
schaftsbereichen durchgeführt, in
denen Sekundärrohstoffe und
-brennstoffe bereits eingesetzt wer-
den bzw. zukünftig verstärkt zum
Einsatz kommen könnten. Als ein Er-
gebnis ist festzuhalten, dass die Po-
tentiale in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen in unterschiedlich
großem Umfang genutzt werden. Die
Zementindustrie beispielsweise substi-
tuierte im Jahr 1999 bereits 23 % ih-
res Brennstoffbedarfs durch Sekun-
därbrennstoffe (siehe Abbildung 13).
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Außerdem wurden Sekundärrohstof-
fe in einer Größenordnung von 6,2
Mio. t eingesetzt. Dies entspricht cir-
ca 11 % des gesamten Rohstoffbe-
darfs. Der Einsatz von Sekundärroh-
stoffen und Sekundärbrennstoffen ist
eine wichtige Größe, die im Rahmen
der UGR berücksichtigt werden sollte
und insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt der Nachhaltigkeit von
Bedeutung ist. Damit möchte ich mei-
ne Ausführungen beenden.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Vielen Dank, Frau Reppold. Ich habe
als erstes eine Wortmeldung von
Herrn Dr. Bartelmus.

Dr. Peter Bartelmus
Ich glaube, ich habe mich vorhin
nicht klar ausgedrückt, und so versu-
che ich, das jetzt etwas zu korrigie-
ren. Eine Bemerkung von Herrn
Kmoch hat mich darauf gebracht. Er
meinte, dass durchaus Emissionen
aus der Abfallentsorgung entstehen
können. Die Abfallstatistik ist sicher-
lich für Zwecke der Abfallwirtschaft
und für das Management des Abfalls
äußerst wichtig. Aber mein Interesse
war, zu erfahren, in welchem Um-
fang diese Abfallstatistik oder Teile
davon in eine UGR eingebunden
werden sollen. Das Interesse und Ziel
dieser Gesamtrechnung ist es ja, die
Interaktion zwischen Umwelt und
Ökonomie zu erfassen. Dabei ist es
wichtig festzustellen, was aus der
Branche Abfallwirtschaft an Emissio-
nen in die Umwelt abgeleitet wird.
Diese Information ist durchaus von
Interesse für Wirtschaftsberichte und
Wirtschaftspolitik, welche die Effizi-
enz ihrer Abfallpolitik berücksichti-
gen möchte. Dabei sind physische
Daten zweifellos wichtig, aber viel-
leicht müssten wir doch versuchen,
die Sprache der Wirtschaftspolitiker
zu sprechen, und die ist nun einmal
Mark oder Dollar.

Dr. Karl Schoer
Die Bemerkung von Herrn Kmoch,
dass die Umwelt in den Wirtschaftsbe-
richten nicht vorkommt, hat mich als
UGRler etwas provoziert. In der Ten-
denz ist die Aussage leider noch zu-

treffend. Aber es sind auch zuneh-
mend positive Anzeichen erkennbar,
auf die ich hinweisen möchte. Im Jah-
reswirtschaftsbericht der Bundesregie-
rung gibt es inzwischen jeweils ein re-
lativ ausführliches Kapitel „Umwelt“.
Dort wird auch auf Daten der UGR Be-
zug genommen. Es gibt außerdem das
Umweltbarometer, das vom Bundes-
umweltministerium und vom Umwelt-
bundesamt regelmäßig veröffentlicht
wird. Auch dort wird auf Daten der
UGR zurückgegriffen. Erwähnt wer-
den sollte auch die gute Resonanz un-
sere UGR-Pressekonferenzen. Auch
auf europäischer Ebene ist Bewusst-
sein für umweltökonomische Daten
längst vorhanden, und es wird mittler-
weile auch in praktische Politik, auch
Statistikpolitik, umgesetzt. Beispiels-
weise wird massiv gefordert, dass in
die Sektorpolitiken der Bereich Um-
welt bzw. die Umweltbelange integ-
riert werden. Dazu gibt es ganz kon-
krete Anforderungen, die von der
Umweltökonomischen Gesamtrech-
nung abgedeckt werden können. Vor
kurzem ist außerdem eine Analyse des
Instituts der Deutschen Wirtschaft
zum Thema Umwelt und Wirtschaft
erschienen. In dieser Studie waren die
Daten aus den Umweltökonomischen
Gesamtrechnungen ebenfalls eine we-
sentliche Grundlage.

Peter Leitloff
Herr Kmoch hat die Frage in den
Raum gestellt, ob kontaminierte Bö-
den von der amtlichen Statistik erho-
ben werden. Natürlich werden diese
Daten von der Abfallstatistik erhoben;
als ein Beispiel kann die Begleit-
scheinauswertung dienen. Im Jahr
1996 hatten wir durch spezifische
Baumaßnahmen erhebliche Mengen
kontaminierter Böden in Nordrhein-
Westfalen. Nach einer Novelle des Um-
weltstatistikgesetzes können wir aber
leider nicht mehr die Entstehungsmen-
gen erfassen, sondern nur noch die
Mengen, die in die Behandlung gehen
und entsprechend danach wiederver-
wertet oder beseitigt werden. 

Nun möchte ich noch kurz ein paar
Bemerkungen zum Begriff „Bilanz“
machen. Beispielsweise im Umwelt-
ministerium wird heutzutage jede
Zahlenzusammenstellung, gleichgül-
tig, ob es zutrifft oder nicht, als „Bi-

lanz“ bezeichnet. Der Begriff „Bi-
lanz“ ist aber belegt, das heißt, zu ei-
ner „Bilanz“ gehören immer zwei
Teile, eine rechte und eine linke Sei-
te. Um das zu verstehen, muss man
nicht Volks- oder Betriebswirt sein.
Was an Datendarstellungen nach
dem neuen Umweltstatistikgesetz im
Abfallbereich präsentiert wird, sind
Datenmengenbezeichnungen oder
Mengen, die man im nichtnach-
weispflichtigen Bereich vorstellt. Das
heißt, bei den so genannten „Normal-
abfällen“ fehlt die Entstehungsseite
der Abfälle, die uns die Novelle
"wegrationalisiert" hat. Deshalb
kann man in diesem Fall nie eine „Bi-
lanz“ bilden. Im Sonderabfallbereich
können wir dagegen Bilanzen bilden,
denn dort haben wir noch Informati-
onen über die Entstehung, Behand-
lung und Beseitigung von Abfällen.
Mit dem Wort „Bilanz“ würde ich
mich also, gerade im wissenschaftli-
chen Bereich, etwas mehr vorsehen. 

Wasser/Abwasser

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Zum Thema Wasser/Abwasser bitte
ich als erste Frau Weiß, Dezernentin
im Statistischen Landesamt Mecklen-
burg-Vorpommern, um ihre Ausfüh-
rungen. Frau Weiß ist in der günsti-
gen Situation, sich mit ausdrückli-
chem landesgesetzlichen Auftrag um
die UGR kümmern zu dürfen. Das
können wir anderen noch nicht.

Birgit Weiß
Die an den regionalen Wasserrech-
nungen beteiligten Arbeitsgruppen-
mitglieder Sachsen-Anhalt, Sachsen
und Mecklenburg-Vorpommern ha-
ben erst kürzlich mit den Arbeiten be-
gonnen und befinden sich zurzeit in
der Phase der theoretischen Überle-
gungen zur Methodenentwicklung.
Ich kann deshalb heute ausschließlich
über erste Vorstellungen zu mögli-
chen Berechnungsschritten in Anleh-
nung an die im Statistischen Bundes-
amt verwendete Methodik und über
die potentiell zur Verfügung stehen-
den Datengrundlagen berichten. 
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Die möglichst vollständige Darstel-
lung der gesamtwirtschaftlichen
Wasserbilanz von der Entnahme aus
der Natur über die Wasserverwen-
dung bis hin zur Abgabe von Wasser
bzw. Abwasser an die Natur ist vor
dem Hintergrund der Verpflichtung
zum umweltschonenden Wirtschaf-
ten auch für die Bundesländer von
wachsendem Interesse.

Wasser ist eine der wichtigsten Natur-
Ressourcen, es ist Grundlage allen Le-
bens und eine unerlässliche Voraus-
setzung für die wirtschaftliche Ent-
wicklung. Wasser wird genutzt
• zur Trinkwassergewinnung,

aber auch
• in der Landwirtschaft, vor allem

für die Bewässerung im Pflanzen-
bau,

• in der Industrie und Elektrizitäts-
wirtschaft,

• im Bereich Schifffahrt und Trans-
port,

• in Erholungs- und Freizeiteinrich-
tungen sowie

• in der Natur- und Landschaftspflege.

Für alle diese Zwecke wird Wasser
der Natur entnommen, eingesetzt/
gebraucht und dabei in seinen Ei-
genschaften verändert und schließ-
lich im Wesentlichen in Form von be-
handeltem und unbehandeltem Ab-
wasser wieder an die Natur abgege-
ben. Dabei greift der Mensch in er-
heblichem Umfang in die natürli-
chen Abläufe ein. 

Zielsetzung der Wasserflussrechnun-
gen im Rahmen der Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnungen ist es, die
Wasserströme zwischen dem natürli-
chen und dem ökonomischen System
und innerhalb der Wirtschaft zu-

nächst mengenmäßig abzubilden. Im
Vordergrund stehen dabei die Frage-
stellungen: Wie viel Wasser wird der
Natur entnommen? Wie viel Wasser
wird durch welche ökonomischen Ak-
tivitäten für welche Zwecke verwen-
det? Wie viel Abwasser wird abgelei-
tet, und wie wird es abgeleitet?

Entsprechend dem Gesamtrech-
nungsansatz der UGR wird eine
vollständige Bilanzierung der für
den Wirtschaftsprozess relevanten
Wasser- und Abwasserströme ange-
strebt. Die wesentlichen Größen des
Wasserflusses sind in Abbildung 1
schematisch dargestellt. 

Der Wasserfluss ist von der Entnahme
aus der Natur bis zur Abgabe an die
Natur möglichst lückenlos darzustel-
len, wobei – abgesehen vom Wasser-
einbau in Produkte und Wasserausbau
aus eingesetzten Materialien sowie
vom Saldo der Abgaben und Bezüge
über die Landesgrenzen – die ent-
nommene Menge mit der abgegebe-
nen übereinstimmt, sowohl auf ge-
samtwirtschaftlicher Ebene als auch
auf der Ebene der einzelnen Wirt-
schaftsbereiche.

Im Statistischen Bundesamt werden
solche Wasserbilanzen im Zuge des
Aufbaus der Material- und Energie-
flussrechnungen für Deutschland
erstellt. Für das Jahr 1995 sind tief ge-
gliederte Ergebnisse nach Produkti-
onsbereichen veröffentlicht worden.

Im Rahmen der Arbeitsgruppe „Um-
weltökonomische Gesamtrechnun-
gen der Länder“ stellt sich nun die
Aufgabe, Wasserflussrechnungen
auf Länderebene zu entwickeln, um
zukünftig auch regional die Nutzung
der Naturressource Wasser abzubil-
den. Zunächst war zu prüfen, ob die
Berechnungsmethode des Statisti-
schen Bundesamtes auch auf die
Länder angewendet werden kann.
Grundsätzlich gehen wir davon aus,
dass eine methodische Übereinstim-
mung mit der Bundesrechnung an-
zustreben ist, um die Vergleichbar-
keit von Länder- und Bundesergeb-
nissen zu gewährleisten und die not-
wendige Abstimmung auf die Bun-
desergebnisse zu ermöglichen.

In Anlehnung an das Konzept des
Statistischen Bundesamtes ist der
Wasserfluss (siehe Abbildung 1) in
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der Länderrechnung zunächst nach
Produktionsaktivitäten darzustellen.
Im Unterschied zum Statistischen
Bundesamt, wo die Zuordnung nach
homogenen Produktionsbereichen
erfolgt, kann in den Ländern vorerst
nur nach Wirtschaftszweigen ent-
sprechend der Klassifikation der
Wirtschaftszweige 1993 (WZ 1993),
d. h. nach dem institutionellen Zu-
ordnungsansatz, gerechnet werden.

Die Darstellung der Bilanz erfolgt
sinnvollerweise in der Art einer Ma-
trix, wobei in den Spalten – im Ta-
bellenkopf – die wesentlichen An-
gaben zum Wasserfluss (siehe Ab-
bildung 1) und in den Zeilen – in
der Vorspalte – die einzelnen Wirt-
schaftsbereiche bei Zugrundele-
gung der WZ 93 (Abbildung 2) ste-
hen.

Für die Berechnungen werden zu-
nächst alle verfügbaren statistischen
Quellen genutzt. Datenlücken müs-
sen durch Schätzungen geschlossen
werden. Wichtigste Grundlage für
die Wasserflussrechnungen sind die
wasserwirtschaftlichen Erhebungen
der amtlichen Statistik, die in Abbil-
dung 3 (s. Seite 58) aufgeführt sind.

Diese Statistiken decken den weitaus
größten Teil des Datenbedarfs ab und
erfassen im Wesentlichen die Bereiche
Öffentliche Wasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung, Bergbau und Ver-
arbeitendes Gewerbe, Wärmekraft-
werke für die öffentliche Versorgung
und – seit 1998 – auch den Bereich
Pflanzenbau in der Landwirtschaft.

Nicht abgedeckt sind die Kleinverbrau-
cher im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe (sie sind vom Berichtskreis
ausgeschlossen), diejenigen Wärme-
kraftwerke, die nicht in das öffentliche
Netz einspeisen, die Tierhaltung in der
Landwirtschaft, die Forstwirtschaft
und Fischerei, das Baugewerbe und
die Dienstleistungsbereiche.

Ausgehend von den Wasserstatistiken
müssen also folgende Zuschätzungen
durchgeführt werden (zusammenge-
fasst dargestellt in Abb.  4, Seite 58):

1. Zuschätzung des Wasserverbrauchs
und des Abwasseranfalls in der Tier-
haltung auf der Grundlage der Tier-
bestände nach Tierarten aus der
amtlichen Statistik und anhand von
Angaben zum spezifischen Wasser-
bedarf bzw. Abwasseranfall pro Tier
vom Kuratorium für Technik und
Bauwesen in der Landwirtschaft

2. Ermittlung eines Korrekturfaktors
zur Einbeziehung derjenigen Berei-
che im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe, die in der Wasserstatistik
nicht erfasst sind (Kleinbetriebe,
Handwerk), und zwar im Wesentli-
chen anhand von Umsatzangaben
aus der letzten Handwerkszählung
und aus den Produktionsstatistiken

Dabei wird unterstellt, dass der Was-
sereinsatz bzw. der Abwasseranfall
je DM Umsatz bei den Kleinbetrie-
ben demjenigen der erfassten Betrie-
be entspricht.
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Wirtschaftsbereiche nach WZ 93
(einschl. der privaten Haushalte)

A Land- und Forstwirtschaft
01 Landwirtschaft, gewerbliche Jagd

Pflanzenbau
darunter Betriebe nach § 8 UStatG 

(Betr. mit Bewässerung u./o. Abwassereinleitung)
Tierhaltung

B

02 Forstwirtschaft

05 Fischerei und Fischzucht

C
CA
CB

10-12
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden
Kohlenbergbau, Torfgewinnung, Gewinnung von Erdöl und Erdgas ...

13-14 Erzbergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau

D
DA

Verarbeitendes Gewerbe
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung

15
15.1

Ernährungsgewerbe
Schlachten und Fleischverarbeitung

15.2
15.3

Fischverarbeitung
Obst- und Gemüseverarbeitung

15.5
15.51

Milchverarbeitung
Milchverarbeitung (ohne Herstellung von Speiseeis)

DB
DC

15.9
16

Getränkeherstellung
Tabakverarbeitung

17-18
19

Textil- und Bekleidungsgewerbe
Ledergewerbe

DD
DE

20
21-22

Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe

21
21.1

Papiergewerbe
Herstellung von Holzstoff, Zellstoff, Papier, Karton und Pappe

DF

DG
DH
DI

23

24

Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen

Chemische Industrie
25
26

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden

26.4
26.6

Ziegelei, Herstellung sonstiger Baukeramik
Herstellung von Erzeugnissen aus Beton, Zement und Gips

26.61
26.63

Herstellung von Betonerzeugnissen für den Bau und von Kalksandstein
Herstellung von Transportbeton

DJ
DK
DL

DM

27-28
29

Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen
Maschinenbau

30-33

34-35

Herst. v. Büromaschinen, DV-Geräten/-Einrichtungen; E-Technik, 
Feinmechanik und Optik

Fahrzeugbau
DN

E

36-37 Herstellung von Möbeln, Schmuck, ... und sonstigen Erzeugnissen; Recycling

40
Energie- und Wasserversorgung
Energieversorgung

41

darunter Wärmekraftwerke für die öffentliche Versorgung
(Berichtskreis § 9 UStatG)

Wasserversorgung
90 Abwasser- und Abfallbeseitigung und sonstige Entsorgung

darunter öffentliche Abwasserbeseitigung (Berichtskreis § 6 UStatG)

Andere Wirtschaftszweige (F bis O, Q; 45 bis 93, 99)
Baugewerbe und Dienstleistungsbereiche

P 95 Private Haushalte

Abb. 2
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3. Zuschätzung von Wasserentnah-
me, -verwendung und -abgabe der-
jenigen Wärmekraftwerke und an-

deren stromerzeugenden Betrieben,
die nicht in das öffentliche Netz ein-
speisen, sondern einzelne Gebäude,

Gebäudekomplexe oder Stadtteile
beheizen (Ein geeigneter Schätzan-
satz muss noch gefunden werden.)

4. Aufteilung des von der öffentli-
chen Wasserversorgung verteilten
Wassers bzw. des durch die öffentli-
che Abwasserbeseitigung gesammel-
ten Abwassers auf die Wirtschaftsbe-
reiche

Hierfür werden zunächst die Anga-
ben aus den Wasserstatistiken ge-
nutzt, also Daten zum Wasserbezug
und zur Abwasserableitung in den
Bereichen Bergbau und Verarbeiten-
des Gewerbe, Wärmekraftwerke für
die öffentliche Versorgung und
Haushalte, ergänzt um die erwähn-
ten Zuschätzungen.

Die Differenz zwischen dem verteil-
ten Wasser und den bezogenen
Mengen durch die statistisch erfass-
ten Bereiche bzw. zwischen der von
der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung gesammelten Abwassermenge
und dem Abwasser, das von den er-
fassten Bereichen ins öffentliche
Netz abgeleitet wurde, wird auf die
übrigen Wirtschaftsbereiche verteilt.
Im Statistischen Bundesamt erfolgt
dies nach der Verwendungsstruktur
der monetären Input-Output-Tabel-
len, die aber auf Länderebene nicht
zur Verfügung stehen. Für die Län-
der käme ggf. eine Schlüsselung
nach dem Verhältnis der „Restberei-
che“ bezüglich der Bruttowertschöp-
fung in Frage.

Für die nicht erfassten Wirtschafts-
zweige wie das Baugewerbe und die
Dienstleistungsbereiche wird gene-
rell angenommen, dass sie kein Was-
ser direkt aus der Natur entnehmen
und kein Abwasser direkt ableiten.

5. Zuschätzung der direkten Wasser-
entnahme bzw. direkten Abwasser-
einleitung für die nicht angeschlos-
senen privaten Haushalte

Dazu wird die Zahl der nicht ange-
schlossenen Einwohner multipliziert
mit dem durchschnittlichen Wasser-
verbrauch bzw. Abwasseranfall der
angeschlossenen Einwohner aus der
Statistik der öffentlichen Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung.
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Wasserstatistiken

Berichtskreis

Statistik der öffentlichen Wasserversorgung (3j.)

alle Anstalten, Körperschaften, Unternehmen
und andere Einrichtungen, die Anlagen der öf-
fentlichen Wasserversorgung betreiben

Statistik der öffentlichen Kanalisation/Abwasserbehandlung (3j.)

alle Anstalten, Körperschaften, Unternehmen
und andere Einrichtungen, die Anlagen der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung betreiben

Statistik der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung im Bereich 
Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden (3j.)

Betriebe, die Wasser gewinnen oder Wasser/Ab-
wasser in Gewässer einleiten oder ein Wasser-
aufkommen von jährlich mindestens 10 000 m3

haben

Statistik der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
bei Wärmekraftwerken für die öffentliche Versorgung (3j.)

alle Betriebe

Statistik der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in der Landwirtschaft (4j.)

Betriebe der Landwirtschaft und alle Unterneh-
men und Einrichtungen, die Wasser zur Bewäs-
serung von Anbauflächen im Acker-, Garten
und Dauerkulturbau gewinnen oder Abwasser
in Gewässer einleiten

Statistik über die Wassereigenversorgung und -entsorgung privater Haushalte (3j.)

zuständige Gemeinden

Erhobene Merkmale

u. a. Gewinnung, Bezug und Abgabe von Was-
ser, versorgte Einwohner

u. a. Menge und Art der Ableitung und der Be-
handlung von Abwasser, angeschlossene Ein-
wohner

u. a. Gewinnung, Bezug und Abgabe von Was-
ser, Art und Menge der Nutzung, Menge und
Art der Ableitung und der Behandlung von Ab-
wasser

u. a. Gewinnung, Bezug und Abgabe von Was-
ser, Art und Menge der Nutzung, Menge und
Art der Ableitung und der Behandlung von Ab-
wasser

u. a. Gewinnung, Bezug und Abgabe von Was-
ser, Verwendung nach Bereichen, bewässerte
Fläche, Menge und Art der Ableitung und der
Behandlung von Abwasser

u. a. Zahl der nicht an die öffentl. Wasserversor-
gung/Abwasserbeseitigung angeschlossenen
Einwohner, Art der Behandlung und Verbleib
des Abwassers

Berechnungsschritte zur Darstellung 
der gesamtwirtschaftlichen Wasserbilanz 

          nach dem Gesamtrechnungsansatz der UGR

1. Ergebnisse der amtlichen Wasserstatistiken 
zu Wasserentnahme, Wasserbezug und -abgabe, Abwasserableitung ... für die Bereiche

Öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, große Teile des Bergbaus und Ver-
arbeitenden Gewerbes, Wärmekraftwerke für die öffentliche Versorgung und
Pflanzenbau (Bewässerung)

2. Zuschätzungen des Wasserverbrauchs und Abwasseranfalls in der Tierhaltung

3. Ermittlung des Korrekturfaktors zur Einbeziehung der nicht erfassten Betriebe im Bergbau und
Verarbeitenden Gewerbe (Kleinbetriebe, Handwerk) sowie Zuschätzung des Wasserverbrauchs
und Abwasseranfalls in Wärmekraftwerken, die nicht in das öffentliche Netz einspeisen

4. Aufteilung des von der öffentlichen Wasserversorgung verteilten Wassers bzw. des von der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung gesammelten Abwassers auf die Wirtschaftsbereiche

5. Zuschätzung der direkten Wasserentnahme bzw. direkten Abwasserableitung für die nicht an-
geschlossenen privaten Haushalte

6. Abstimmung von Wasserentnahme und Wasserabgabe für jeden Wirtschaftszweig, Bilanzierung

Abb. 3

Abb. 4
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6. Im letzten Schritt kann die Abstim-
mung von Wasserentnahme, Wasser-
aufkommen/-verwendung und Was-
serabgabe für jeden Wirtschafts-
zweig und für die Summe aller Berei-
che erfolgen.

Bei der Abstimmung wird grundsätz-
lich davon ausgegangen, dass die
Wassermenge, die der Natur eines
Landes in einem bestimmten Zeit-
raum entnommen wird, im Wesentli-
chen der Natur wieder zugeführt
wird, und zwar in Form von
• direkt oder indirekt abgeleitetem

Abwasser, einschließlich des unge-
nutzt abgegebenen Wassers,

• Verlusten vor, während und nach
der Wasserverwendung, 

• Verdunstung (bei Kühlprozessen
z. B. im Rahmen der Stromerzeu-
gung oder bei der Bewässerung
von Nutzpflanzen) und

• Fremd- und Regenwasser, das der
öffentlichen Kanalisation zufließt,
weil es z. B. aufgrund von Flächen-
versiegelung nicht auf natürliche
Weise versickern kann und inso-
fern durch die öffentliche Abwas-
serbeseitigung der Natur entnom-
men und wieder abgegeben wird.

Bei der gegebenenfalls auftretenden
Differenz zwischen Wasserentnahme
und Wasserabgabe handelt es sich
um
• den Saldo der Lieferungen von

Wasser/Abwasser über die Landes-
grenzen sowie

• den Saldo von Wassereinbau in
Produkte

(bei der Bewässerung von Nutz-
pflanzen, in der Tierhaltung der
Einbau von „Sauf“wasser in die
Tiere bzw. von Sauf- und Stallrei-
nigungswasser in Gülle/Jauche/
Mist, im Ernährungsgewerbe bei
der Herstellung von Lebensmit-
teln, vor allem von Getränken)

und Wasserausbau aus Materialien
(in den privaten Haushalten beim
Konsum von Getränken und Nah-
rungsmitteln),

der mit Hilfe von bestimmten
Schätzansätzen näher bestimmt
werden könnte.

Die Belastung der Natur durch die
Abwassereinleitung kann dann im
Anschluss an die Bilanzierung auf

der Grundlage der Wasserstatistiken
und der erfolgten Zuschätzungen
konkretisiert werden (siehe Abbil-
dung 1, unterer Teil), indem Schmutz-
wasser und ungenutzt abgeleitetes
Wasser getrennt nachgewiesen wird
oder indem dargestellt wird, wie viel
Abwasser ohne Behandlung und
nach Behandlung in Kläranlagen in
ein Oberflächengewässer oder in
den Untergrund abgeleitet wurde.
Auch ein Nachweis nach Behand-
lungsstufen ist möglich.

Die vorgetragenen theoretischen
Überlegungen zur Wasserrechnung
in den Ländern auf der Grundlage
des Bundeskonzeptes müssen jetzt in
der Arbeitsgruppe weiter fortge-
führt werden, bevor im kommenden
Jahr zunächst in den beteiligten Län-
dern Proberechnungen durchgeführt
und – nach programmtechnischen
Vorbereitungsarbeiten – Wasserfluss-
rechnungen für alle Länder der Ar-
beitsgruppe erstellt werden können.

Unbekannter Fragestellender
Können Sie bitte den Begriff Wasser-
einbau näher erläutern? 

Birgit Weiß
Wasser wird beispielsweise in der
Landwirtschaft bei der Bewässerung
im Pflanzenbau eingebaut. Es wird
angenommen, dass ungefähr 1 %
des Bewässerungswassers in die
Nutzpflanzen eingebaut wird. Auch
im Ernährungsgewerbe, vor allem
bei der Getränkeherstellung, oder
bei der Produktion tierischer Erzeug-
nisse wie Milch, Fleisch und Eier wird
Wasser eingebaut. Demgegenüber
erfolgt ein Wasserausbau aus Mate-
rialien beispielsweise beim Konsum
von Nahrungsmitteln und Getränken
in den privaten Haushalten. Um den
Saldo von Wassereinbau und -aus-
bau zur Berücksichtigung in den
Wasserflussrechnungen näher zu be-
stimmen, gilt es geeignete Schätzan-
sätze zu finden.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ich bitte um Nachsicht, wenn ich
noch einmal auf den Bilanzbegriff

zurückkomme. Ich meine, man sollte
in dieser Hinsicht mehr Sorgfalt an
den Tag legen. Das ist kein Vorwurf
gegen Ihre Argumentation, Frau
Weiß, aber die Arbeitsgruppe hätte
die Möglichkeit, hier für Klarheit zu
sorgen und zwischen Strömen und
Beständen sorgfältig zu unterschei-
den. Ich denke, man sollte das tun,
weil auf der einen Seite zwischen
Natur- und Kapitalvermögen, die
beide Bestandsgrößen sind, unter-
schieden wird, auf der anderen Seite
aber hier überwiegend über Strom-
größen gesprochen worden ist. Eine
Differenzierung halte ich, auch mit
Blick auf die Argumentation der
beidseitigen Bilanzen mit Aktiv- und
Passivseite, für notwendig.

Aufgrund dieser Überlegungen wür-
de ich eine Schlussfolgerung ziehen
wollen, die mit Blick auf die Regio-
nalisierung auch schon bei der Ab-
fallwirtschaft hätte gezogen werden
können. Bei den Abfall- oder Was-
serströmen über die Landesgrenzen
hinaus sollte die Arbeitsgruppe mei-
ner Meinung nach die grenzüber-
schreitenden Ströme, ähnlich wie bei
den Rohstoffen, in ihre Betrachtun-
gen einbeziehen, denn gerade beim
Wasser spielt der Export in andere
Länder eine große Rolle. Die Nieder-
länder beklagen sich erheblich über
die Lasten, die der Rhein transpor-
tiert und die in den Häfen von Ams-
terdam abgelagert werden. Diese
Ablagerungen müssen permanent
ausgebaggert werden, weil sie sonst
entsprechende Belastungen zur Fol-
ge haben. Ich meine, man müsste
fairerweise solche Dinge in Europa
mitbedenken.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Danke für den Hinweis. Ich bitte nun
Herrn Winkhaus um seine Ausfüh-
rungen.

Eberhard Winkhaus
Meine Damen und Herren, lassen Sie
mich zunächst eine kleine Vorbemer-
kung machen. Als die Aufgabe an
mich herangetragen worden ist,
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heute im Rahmen des Themas Um-
weltökonomische Gesamtrechnung
zu Ihnen zu sprechen, war mir dieser
Begriff noch nicht geläufig, und ich
habe mich gefragt, was ich Ihnen
vermitteln soll. Dabei haben mir die
Fragen geholfen, die Herr Proksch
vorhin genannt hat und die ich mei-
nem Vortrag ebenfalls zugrunde ge-
legt habe. Ich sehe meine Aufgabe
darin, Ihnen aufzuzeigen, welche
Daten wir in der Wasserwirtschaft
erheben. Sie müssen dann entschei-
den, ob diese Daten für Sie von Nut-
zen sein können. Wenn Sie zusätzli-
chen Datenbedarf haben, werden
wir Ihnen kaum helfen können,
denn die Erhebung ist meist mit ei-
nem sehr hohen Aufwand verbun-
den, der unsere Möglichkeiten
übersteigt. Ich möchte noch eine an-
dere Vorbemerkung machen. Wir le-
ben in einem föderalen System, und
Sie können deshalb nicht davon aus-
gehen, dass die Daten, die wir in
Nordrhein-Westfalen haben, in an-
deren Bundesländern genauso vor-
liegen.

Ich werde hauptsächlich die Daten
ansprechen, die wir in digitaler Form
vorliegen haben. Dabei möchte ich
Ihnen vermitteln, wie wir die Daten
gewinnen und wofür wir sie nutzen,
damit Sie eine Vorstellung davon be-
kommen, was sich dahinter verbirgt.
Aus den Unterlagen, die Sie mir zur
Vorbereitung auf den Workshop zur
Verfügung gestellt haben, habe ich
den Eindruck gewonnen, dass Was-
ser ähnlich wie die Rohstoffe be-
trachtet wird. Ich möchte darauf hin-
weisen, dass es sich beim Wasser
eben nicht um einen typischen Roh-
stoff handelt, wie es zum Beispiel die
heute schon angesprochenen Steine
und Erden sind. Wasser ist eine Res-
source anderer Art, die wesentlich
vielfältigeren Einflüssen unterwor-
fen ist. Zunächst gibt es die natürli-
chen Einflüsse des Wasserkreislaufes,
wobei ich das Wort „natürlich“ noch
in Anführungszeichen setzen möch-
te, denn auch dieser Wasserkreislauf
ist nicht unabhängig von menschli-
chen Eingriffen. So haben Klima-
veränderungen Folgen für die Bilanz
der Niederschläge. Auch in qualitati-
ver Hinsicht gibt es Änderungen; ich
nenne nur das Stichwort „saurer Re-

gen“. Daneben haben wir noch eine
vielfältige Anzahl von direkten
menschlichen Eingriffen. Herr Profes-
sor Meyer hat das anfangs in seinem
Diagramm sehr deutlich dargestellt.
Auf der einen Seite entnehmen wir
der Natur etwas, und auf der ande-
ren Seite geben wir ihr etwas
Schlechteres zurück, als wir ihr ge-
nommen haben. Das alles erschwert
die Bilanzierung. Um bei ihnen das
Verständnis für die von uns erhobe-
nen Daten zu stärken, möchte ich ih-
nen zunächst erläutern, mit welchem
Ziel Daten für die Bereiche Wasser
und Abwasser erhoben werden.
Oberstes Ziel ist die Bewirtschaftung
der Gewässer (§1a Wasserhaushalts-
gesetz). Dazu benötigen wir Grund-
lagendaten wie z. B. den Abfluss in
den Gewässern, den Grundwasser-
stand und den Gütezustand unseren
Gewässer. Für die Benutzung der Ge-
wässer sind Zulassungen durch die
Wasserbehörden zu erteilen. So be-
darf die Entnahme von Wasser als
auch die Einleitung von Abwasser ei-
ner wasserrechtlichen Genehmigung.
Um solche Zulassungen richtig und
sachgerecht regeln zu können, brau-
chen wir Daten. Außerdem haben
wir Überwachungssysteme, in denen
Daten erhoben werden. Dazu gehö-
ren die Einleiterüberwachung, bei
der jeder einzelne Abwasserein-
leitende überwacht wird, und die
allgemeine Gewässerüberwachung
selbst, die ich hier als Beispiele auf-
geführt habe.

Es ist zu fragen, wer eigentlich über
Daten zum Bereich Wasser und Ab-
wasser verfügt. Es gibt eine Vielzahl
von Institutionen, die sich damit be-
schäftigen, und unüblicherweise
habe ich uns an die erste Stelle ge-
setzt, nämlich die staatliche Um-
weltverwaltung des Landes. Dann
gibt es natürlich sehr viele Daten
bei den Betreibern von Anlagen so-
wohl der Wasserversorgung als auch
der Abwasserbeseitigung. Das LDS
NRW verfügt über statistisches Zah-
lenmaterial, das in aller Regel von
den Betreibern stammt. Daneben
haben aber auch kommunale Spit-
zenverbände und technisch-wissen-
schaftliche Vereinigungen durchaus
Daten, die vielleicht für Ihre Frage-
stellungen von Bedeutung sein

könnten. Das soll nur dem Überblick
dienen. In meinem weiteren Vor-
trag werde ich mich allein auf die
Daten beziehen, die der staatlichen
Umweltverwaltung zur Verfügung
stehen.

Wenn ich von der staatlichen Um-
weltverwaltung spreche, dann meine
ich damit nicht nur unser Haus, son-
dern beziehe auch die zwölf staatli-
chen Umweltämter, die fünf Bezirks-
regierungen und natürlich unser Mi-
nisterium mit ein, das versehentlich
in der Abbildung vergessen wurde.
Bei den staatlichen Umweltämtern
wird eine Vielzahl von Daten erho-
ben, und eine Aufgabe des Lan-
desumweltamtes ist es, einen Teil
dieser Daten zentral in Informations-
systemen zusammenzuführen. Wir
verfügen über sehr unterschiedliche
Daten. Zunächst einmal haben wir
eine Vielzahl von Messstellen, an de-
nen punktförmige Daten anfallen.
Darüber hinaus gibt es auch Daten
über die Entwicklung im Verlauf ei-
nes Fließgewässers. Ein Beispiel dazu
ist die Gewässerstrukturgüte, die in
100-Meter-Abschnitten erhoben wird,
das heißt, hier handelt es sich um li-
nienhafte Daten. Für eine Umwelt-
ökonomische Gesamtrechnung könn-
ten vor allem Flächendaten von Be-
deutung sein, da sie etwas über ei-
nen größeren Raum aussagen. Wir
haben Daten über besonders festge-
legte Gebiete, wie zum Beispiel Was-
serschutz- oder Überschwemmungs-
gebiete. Eine wichtige Aufgabe, die
wir mit Ihnen gemeinsam haben
dürften, ist, dass wir die punktförmi-
gen Daten so aufbereiten müssen,
dass sie in die Fläche übertragen
werden können. Da sind die Metho-
den sicherlich teilweise unterschied-
lich, aber vielleicht gibt es auch Pa-
rallelen. 

Ich möchte noch etwas zu den Nut-
zern unserer Daten sagen. Dabei
habe ich nur die wichtigsten aufge-
führt. An erster Stelle steht natürlich
die staatliche Umweltverwaltung
selbst mit ihren Aufgaben, die ich
eben erwähnt habe. Dann gibt es In-
genieurbüros, die im Auftrage von
Dritten, insbesondere von Kommu-
nen und Verbänden, Aufträge aus-
führen und dazu Daten brauchen.
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Hochschulen benötigen Daten für
wissenschaftliche Untersuchungen.
Von wachsender Bedeutung sind die
Angaben, die wir im Rahmen der Eu-
ropäischen Union an die Umwelt-
agentur zu melden haben.

Aus Ihren Unterlagen habe ich ent-
nommen, dass die Frage der Stoff-
ströme für Sie von besonderem Inte-
resse ist. Deshalb will ich versuchen,
unsere Datensituation für den Be-
reich der Wasserversorgung auf der
einen Seite und der Abwasserentsor-
gung auf der anderen Seite darzu-
stellen. Wir haben dabei eine ganz
wichtige Unterscheidungen zu tref-
fen. Bei den Entnahmemengen muss
man unterscheiden zwischen geneh-
migten und tatsächlich entnomme-
nen Mengen (s. Folie 1). Bei der Ge-
nehmigung wird das Recht einge-
räumt, bis zu einer bestimmten
Höchstmenge Wasser zu entnehmen;
das wird aber von den Verbrauchern
nicht immer voll ausgenutzt. Deshalb
können die tatsächlichen Entnahme-
mengen deutlich darunter liegen.
Die genehmigten Entnahmemengen
liegen bei uns bzw. bei den Bezirks-
regierungen im Wasserbuch vor, das
derzeit digitalisiert wird. Dabei wird
nach der Herkunft des Wassers, ob es
aus Oberflächengewässern, Uferfil-
trat oder Grundwasser stammt, un-
terschieden. Für Ihre Fragestellung
ist, wie ich gehört habe, die Vertei-
lung auf die verschiedenen Verbrau-
cher wichtig. Das ist in unseren Da-
tenbanksystemen nicht enthalten.

Wir haben zur Zeit auch keine Anga-
ben über die tatsächlichen Entnah-
memengen. Es wird aber darüber
nachgedacht, so etwas in unsere In-
formationssysteme einzubauen. Ein
Problem dabei ist die Genauigkeit. Es
gibt eine Vielzahl von Eigenwasser-
versorgungen, zum Beispiel in der
Landwirtschaft oder im ländlichen
Raum, die wir überhaupt nicht erfas-
sen. Hier müsste eine sinnvolle Me-
thode zur Abschätzung der Entnah-
men gefunden werden. 

Zum Bereich Wasser/Abwasser ge-
hört aber nicht nur die Frage nach
der Menge. Die Gütefrage steht für
mich viel mehr im Vordergrund,
denn in der Bundesrepublik leiden
wir nicht so sehr unter Wasserknapp-
heit. Natürlich sollten wir auch spar-
sam mit der Ressource Wasser umge-
hen. Aber das Augenmerk auf die
Qualität zu richten ist sehr wichtig,
und Daten zur Grundwassergüte ha-
ben wir in einem Informationssystem
für unsere unterschiedlichen Grund-
wasserregionen vorliegen. Die Daten
stammen aus Langzeit-Messstellen,
die langjährige natürliche Verände-
rungen erfassen sollen, aus Messstel-
len bei Belastungsschwerpunkten
wie Deponien und Altlasten sowie
aus der Rohwasserüberwachung.

Im Abwasserbereich sieht es ähnlich
aus; auch hier ist zu unterscheiden
zwischen der genehmigten und der
tatsächlichen Einleitungsmenge (sie-
he Folie 2). Dabei muss man sich zu-
nächst über den Abwasserbegriff
klar werden. Abwasser setzt sich
nach unserer Definition aus zwei
Komponenten zusammen, nämlich
dem bei der Produktion entstande-
nen Schmutzwasser und dem Nieder-
schlagswasser. Sie werden teilweise
getrennt, teilweise aber auch zusam-
men in der Kanalisation abgeleitet.
Deshalb ist es wichtig, klar zu unter-
scheiden, über welchen Begriff man
redet.

Die zulässige Abwassereinleitungs-
menge ist in Einleitungserlaubnissen
geregelt, die im Wasserbuch der Be-
zirksregierungen dokumentiert sind.
Hier handelt es sich wieder um die
zulässige Höchstmenge. Darüber hi-
naus kennen wir eine zweite Größe,

die sich aus dem Abwasserabgaben-
gesetz ergibt. Das ist die so genannte
Jahresschmutzwassermenge für je-
den Direkteinleiter in Nordrhein-
Westfalen. Sie ist, zumindest im
Durchschnitt mehrerer Jahre, eine
gute Annäherung an die tatsächliche
Einleitungsmenge. Alle diese Einlei-
tungsmengen lassen sich den Bran-
chen, so wie sie in der Abwasserher-
kunftsverordnung festgelegt sind,
zuordnen. In diesem Fall gibt es also
eine Zuordnung nach Bereichen; al-
lerdings bestehen sicher Unterschie-
de zur in der UGR verwendeten Wirt-
schaftsbereichsgliederung. Zu den
tatsächlichen Einleitungsmengen ha-
ben wir keine Daten; die liegen nur
bei den Betreibern der einzelnen An-
lagen vor. Direkte Angaben über die
Menge des eingeleiteten Nieder-
schlagswassers in unseren Gewässern
liegen in der Regel nicht vor und
können nur schätzungsweise aus an-
deren Messgrößen abgeleitet wer-
den. Gleiches gilt für Angaben über
das Fremdwasser. Ein großes Defizit
unseres landesweiten Informations-
systems ist, dass wir überhaupt keine
Angaben über gewerbliche und in-
dustrielle Indirekteinleiter haben,
also diejenigen, die ihr Abwasser in
die öffentliche Kanalisation geben
und von dort der kommunalen Klär-
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Folie 2 Daten Abwasser (1)

❋ genehmigte Einleitungsmenge

• im Wasserbuch der Bezirksregierungen 
und im System nach Abwasserabgaben
gesetz (AbwAG-System) des Landesum-
weltamtes NRW als höchst zulässige 
Menge sowie als Jahresschmutzwasser-
menge im AbwAG-System für alle 
Direkteinleitungen
º Erfassung der Einleitungen nach Bran-

chen (57) gemäß Abwasserherkunfts-
verordnung

❋ tatsächliche Einleitungsmengen

• Kurzzeitwerte im AbwAG-System 

• Jahresschmutzwassermenge im AbwAG-
System

❋ keine Mengenangaben

• zur Einleitung von Niederschlagswasser

• zum Fremdwasser 
(in der Jahresschmutzwassermenge
enthalten)

❋ keine landesweite Erfassung 
der gewerblichen und industriellen
Indirekteinleitungen

Folie 1 Daten Wasserversorgung

❋ genehmigte Entnahmemengen

• im Wasserbuch der Bezirksregierungen 
(höchst zulässige Menge)

• unterteilt nach Herkunft
º Grundwasser
º Uferfiltrat
º Oberflächengewässer

• Keine Angaben zur Verteilung auf die 
verschiedenen Verbraucher

❋ tatsächliche Entnahmemengen

• in keinem zentralen Informationssystem

• Problem bei der Vielzahl von
Einzelwasserversorgungen

❋ Rohwassergüte

• Daten im zentralen Grundwasser-
informationssystem
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anlage zuführen. Das ist ein Manko,
das wir bei unserer Arbeit oft bedau-
ern. Solche Daten sind durch die Viel-
zahl der Indirekteinleiter, die wir in
Nordrhein-Westfalen haben, sehr
schwer zu erfassen, auch wenn sie
bei den Kommunen oder den Betrei-
bern der Kläranlagen vorliegen
könnten, weil für die Einleitung Ge-
bühren erhoben werden, die oft von
der eingeleiteten Menge abhängig
sind. 

Der zweite wichtige Bereich ist auch
hier die Wassergüte; das Abwasser
belastet unsere Gewässer nicht so
sehr durch die Wassermenge, son-
dern durch die Stoffe, die mit einge-
leitet werden. Deshalb ist in der was-
serrechtlichen Einleitungserlaubnis
auch festgelegt, mit welcher höchs-
ten Konzentration ein relevanter
Stoff in das Gewässer eingeleitet
werden darf (s. Folie 3). Daneben

kennen wir aus der staatlichen Über-
wachung für die einzelnen Einlei-
tungsstellen die tatsächlich einge-
leiteten Schadstoffkonzentrationen.
Dann lässt sich mit den entsprechen-
den Mengenangaben eine Frachtbe-
rechnung anstellen. In den Kläranla-
gen fällt Klärschlamm sowie Rechen-
und Sandfanggut an. Das haben wir
erfasst nach Menge und Verbleib.

Wir erstellen keine echten Statisti-
ken. Die einzelnen Daten, die wir er-
heben, werden nach den jeweiligen
Fragestellungen ausgewertet und ag-
gregiert. Manchmal muss man dabei
auch, ebenso wie Sie es tun, sinnvolle
Annahmen treffen und schätzen.
Über die Daten, die uns vorliegen,

möchte ich Ihnen jetzt im Schnellver-
fahren einen Überblick geben. Ich
möchte dabei allerdings nicht auf die
einzelnen Verfahren eingehen. Wir
haben zunächst eine Anzahl von
Grundlagensystemen (siehe Folie 4).
Grunddaten zum Wasserangebot fin-
den sich in dem System HYGRIS. Au-
ßerdem gibt es eine Menge von Gü-
tedaten in unserem Labordatenver-
waltungssystem sowie im Grundwas-
ser- und im Gewässerüberwachungs-
system. Wir haben auch Modelldaten
zur hydraulischen und hydrologi-
schen Berechnung, und wir haben
unser Abwasserabgabensystem. Da-
neben gibt es einen Bereich, den wir

als Kataster bezeichnen. Das ist vor
allem ein Anlagenkataster. Wir ha-
ben zu den einzelnen Bauwerken,
zum Beispiel den kommunalen und
industriellen Kläranlagen, sowohl die
Stammdaten der Anlage als auch
technische Daten zu Auslegung und
Bemessung. So lässt sich in etwa sa-
gen, wie viele Einwohner an eine
kommunale Kläranlage angeschlos-
sen sind, und eine solche Zahl kann
man dann auch verhältnismäßig ein-
fach für ein Gebiet hochrechnen. Es
gibt auch ein Seenkataster sowie ein
Altlasten- und Verdachtsflächenka-
taster. Die dritte Gruppe sind die
Kartenwerke (s. Folie 5). Das sind vor
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Folie 3 Daten Abwasser (2)

❋ Schadstoffparameter (Direkteinleiter)

• im Wasserbuch der Bezirksregierungen 
und im AbwAG-System als höchst 
zulässige Konzentration

• tatsächlich eingeleitete 
Schadstoffkonzentration im 
AbwAG-System 

❋ Klärschlamm, Rechen- und 
Sandfanggut

• nach Menge 

• und Verbleib

im Kläranlagenkataster der Umweltverwaltung

DV-Verfahren und Datenbestände (1)
– Grundlagensysteme, Kataster –

System Datenbestand

Grundlagensysteme

HYGRIS Pegel, Niederschlag, Klima, Grundwasser

LINOS Labordatenverwaltung,  Messprogramme

GWÜ Grund-, Rohwassergüte

GÜS Gewässerüberwachung

MEMO Metadaten zu hydrologischen und hydraulischen Modellen

NADia Abwasserabgabe

Kataster

Stauanlagenkataster Stammdaten, Inhalt der Talsperren

WEKAT Ökologische Bewertung von Wehren zur Wasserkraftnutzung

Seenkataster Stammdaten, Qualitätsdaten

NIKLAS Stammdaten und techn. Daten  der Kläranlagen (IGL, KOM)

REBEKA Stammdaten und techn.  der Regenbecken

ISAL Altlasten- und Verdachtsflächen

DV-Verfahren und Datenbestände (2)
– Kartenwerke –

System Datenbestand

Kartenwerke

Gewässerkarte Gewässernetz

GEG Gewässereinzugsgebiete

Gebietsniederschlagsflächen Teileinzugsgebiete mit Gebiets-niederschlagshöhen

Überschwemmunggebiete Hochwassergefährdete  Bereiche

GWR Grundwasserregionen

HYGRIS-C Grundwassergleichen-, ISO-Flächen-, Gradientenkarte

WSG Wasserschutzgebiete

Gewässergüte Gewässergüte nach Saprobiensystem, chemische Güte

BEACH Gewässerstrukturgüte

Gewässertypologie Linienhafte Leitbilder der Fließgewässer

Gewässerlandschaften Flächenhafte Gewässetypologie

Abbaugebiete Braunkohleabbauflächen

Folie 4

Folie 5
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allem Karten, die unser Gewässer-
netz betreffen. Es gibt sowohl linien-
als auch flächenhafte Darstellungen. 

Für unsere tägliche Arbeit dürften
Ergebnisse einer UGR nur am Ran-
de interessant sein. Ich möchte Ih-
nen aber zum Abschluss noch einen
kleinen Ausblick geben. In der Ge-
wässerschutzpolitik zeichnet sich
eine Änderung ab, weil die Europä-
ische Union mit ihrer Wasserrah-
menrichtlinie weitere Vorgaben
macht. Die Richtlinie wird wohl
noch in diesem Jahr verabschiedet
und hat dann einige Auswirkungen
auf unsere Datenbasis. Diese Was-
serrahmenrichtlinie bezieht sich auf
ganze Flussgebiete, und das Fluss-
gebiet erstreckt sich von der Quelle
bis ins Meer, unabhängig von poli-
tischen Grenzen. Das ist eine neue
Denkweise. Flusseinzugsgebiete sol-
len in ihrer Gesamtheit betrachtet
und über Staatsgrenzen hinweg
sinnvoll bewirtschaftet werden. Für
ein solches Managementsystem
wird es erforderlich sein, die Daten-
basis insgesamt zu verbessern. Ich
sagte Ihnen bereits, dass bei den
Betreibern von Anlagen noch zu-
sätzliche Daten vorhanden sind, die
dazu herangezogen werden könn-
ten. Das Hauptproblem dürfte da-
rin bestehen, eine Vielzahl einzel-
ner Daten zusammenzuführen, um
zu aggregierten Aussagen zu kom-
men. Das wird sofort deutlich,
wenn Sie sich das Flussgebiet des
Rheins vorstellen. Daten aus ver-
schiedenen Ländern müssen zusam-
mengefasst werden, und auch die
Nebenflüsse sind zu berücksichti-
gen. Es ergeben sich Fragestellun-
gen, von denen ich mir vorstellen
könnte, dass sie verwandt sind mit
denen, die sich im Rahmen der Um-
weltökonomischen Gesamtrechnung
bei der Zusammenfassung von Da-
ten stellen. Als Nicht-Ökonom habe
ich mir natürlich auch überlegt,
was ich den Ökonomen in meinem
Vortrag anbieten könnte. Ich bin
darauf gestoßen, dass die EU-Was-
serrahmenrichtlinie auch fordert,
kostendeckende Wasserpreise an-
zugeben. Dahinter steht eine Frage
monetärer Bewertung, die auch für
Ökonomen interessant sein dürfte.

Zum Schluss möchte ich noch eine
methodische Frage ansprechen. Heu-
te ist in einem Vortrag die Denkwei-
se von den optimalen Nutzungsmög-
lichkeiten der Umwelt angeklungen.
Die Wasserrahmenrichtlinie geht von
einer anderen Denkweise aus. Sie
fordert unter anderem, dass unsere
Oberflächengewässer sich in einem
guten Zustand befinden sollen, das
heißt definitionsgemäß sowohl öko-
logisch als auch chemisch. Damit ist
das Ziel vorgegeben. Es ist bekannt,
dass wir die Ressource Wasser in ver-
gangenen Jahren überbeansprucht
haben. Das heißt, wir befinden uns
mit unserem Ist-Zustand in der Regel
unterhalb des Ziels. Um dieses Ziel zu
erreichen, müssen wir Maßnahmen
ergreifen, und diese Maßnahmen
müssen im Rahmen der Wasserrah-
menrichtlinie beschrieben werden.
Dazu gehört auch anzugeben, wel-
che Kosten erforderlich sind, um das
Ziel in einem bestimmten Zeitrah-
men zu erreichen. Insofern handelt
es sich um eine etwas andere Denk-
weise. Wir gehen nicht von einem
Ist-Zustand aus, sondern versuchen,
ein Ziel zu erreichen und auf etwas
hinzuarbeiten, und das verursacht
Kosten. Ich denke, die Kosten sind
auch bei Ihren Untersuchungen ein
wichtiger Faktor. 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Dazu gibt es Wortmeldungen, zuerst
Herr Professor Meyer und dann Herr
Professor Dickertmann.

Prof. Dr. Bernd Meyer
Um nicht missverstanden zu werden,
möchte ich noch einmal klarstellen:
Es gibt Ökonomen, die versuchen,
eine optimale Nutzung der Umwelt
herzuleiten; ich selbst lehne das ab.
Ansonsten stimme ich dem zu, was
Sie gerade formuliert haben. Ziele
müssen bestimmt werden, und dann
muss man über Maßnahmen reden,
um diese Ziele zu erreichen.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ich möchte mich, Herr Winkhaus, zu-
nächst einmal ganz herzlich für Ihren
Vortrag bedanken. Was Sie darge-
legt haben, fand ich außerordentlich

informativ und erfrischend. Hinsicht-
lich der ökonomischen Zielsetzung
arbeitet das Umweltbarometer, so
wie Herr Dr. Schoer es vorhin darge-
legt hat, genau in diese Richtung.
Wir geben Ziele vor, messen die ge-
genwärtige Lage und prüfen, mit
welchen Maßnahmen wir einer Ziel-
erreichung näher kommen können.

Ich habe ein Defizit, nicht in Ihrem
Vortrag, sondern in der Statistik re-
gistriert, das mich ein wenig er-
schreckt. Sie haben unterschieden
zwischen der genehmigten und der
tatsächlichen Entnahme von Wasser
beziehungsweise zwischen der ge-
nehmigten und der tatsächlichen
Einleitung von Abwässern. Es mag
ganz informativ sein, zu wissen, wel-
che Mengen und Qualitäten geneh-
migt worden sind. Die virtuellen
Größen sind aber für die Kennzeich-
nung der Umweltwirkungen ver-
gleichsweise weniger relevant als die
diesbezüglich realisierten Mengen
und Qualitäten. Müsste hier nicht
eine genauere Differenzierung vor-
genommen werden?

Eberhard Winkhaus
Die staatliche Umweltverwaltung be-
sitzt die tatsächlichen Mengen nicht,
da sie im Rahmen ihrer Aufgabener-
füllung lediglich die Einhaltung der
von ihr genehmigten Mengen über-
wachen muss. Es reicht also eine Ja-/
Nein-Entscheidung aus. Die Betreiber
bzw. Wasserrechtsinhaber kennen
natürlich ihre tatsächlichen Werte.
Wir überwachen die höchstzulässige
Abwassermenge. Sie kann zum Bei-
spiel in Liter pro Sekunde oder in Ku-
bikmeter pro halbe Stunde angege-
ben sein. Die Einhaltung können wir
mit einer halbstündigen Überwa-
chung prüfen, und wir haben dann
auch für einen solchen Zeitabschnitt
einen exakten Wert. Ob es im Hin-
blick auf die Jahressumme so ganz
exakt ist, dieses einfach hochzurech-
nen, da habe ich gewisse Schwierig-
keiten. Ich sehe das Problem eigent-
lich weniger im Abwasserbereich,
weil wir hier die Jahresschmutzwas-
sermenge kennen. Im Mittel über
mehrere Jahre gibt sie die tatsächli-
che Einleitungsmenge einigermaßen
genau wieder. Das müsste für eine
solche Berechnung reichen; die un-
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vermeidbaren Ungenauigkeiten wä-
ren zu verkraften. Dagegen liegen
die tatsächlichen Entnahmemengen
in der Wasserversorgung bei uns im
Haus nicht vor. Sie werden auch
nicht gezielt flächendeckend erho-
ben. Sicher gibt es den einen oder
anderen Kollegen, der in seinem
Überwachungsbereich über derarti-
ge Daten verfügt. Zentral in einem
System haben wir sie allerdings
nicht, und insofern muss ich Ihnen
Recht geben. Ich hatte aber schon
angedeutet, dass wir Überlegungen
anstellen, unsere Informationssyste-
me in dieser Hinsicht zu ergänzen.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Das sollten sie tun.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich habe noch zwei Wortmeldungen
und möchte dann an dieser Stelle die
Rednerliste schließen. Ich hoffe auf
Ihr Einverständnis. Zuerst Herr Dr.
Höh und dann Herr Dr. Seifert.

Dr. Hartmut Höh
Ich habe keine Frage, sondern eher
eine Ergänzung zu dem, was Sie am
Anfang Ihres Vortrages über die Be-
deutung von Qualitätsaspekten sag-
ten. In der UGR auf Bundesebene
meinen auch wir, dass Qualitätsas-
pekte eine Rolle spielen müssen. Ich
denke, auf Länderebene wird sich
das ebenfalls zeigen. Zur Zeit haben
wir ein Projekt gestartet, bei dem es
darum geht, zumindest die wichtigs-
ten Schadstoff-Frachten mit in die
Berechnungen einzubeziehen. Ein
Verbund von zwei Forschungsinstitu-
ten und einem Umweltplanungsbüro
versucht, auf der Grundlage der Er-
gebnisse der amtlichen Statistik ein
entsprechendes Verfahren zu entwi-
ckeln. In der amtlichen Statistik wer-
den ebenfalls Schadstoff-Frachten
erhoben. Allerdings sind zumindest
auf Bundesebene die Ausgangsdaten
nicht so detailliert und belastbar,
dass man sie einfach übernehmen
könnte. Es sind noch zusätzliche Be-
rechnungen erforderlich. Einbezie-
hen wollen wir die Massenschadstof-
fe im Abwasserbereich, das sind vor
allem Stickstoff, Ammoniumstick-
stoff, Phosphor und adsorbierbare or-
ganisch gebundene Halogene (AOX)
sowie den biologischen und chemi-

schen Sauerstoffbedarf (BSB und
CSB). Für die Zwischenjahre, in de-
nen es keine Basisstatistik gibt, soll
ein ähnliches Schätzverfahren wie im
Abfallbereich geschaffen werden.

Eberhard Winkhaus
Dazu hätte ich eine Bitte oder einen
Hinweis. Solche Berechnungen zu
Schadstoff-Frachten werden von
vielen Institutionen angestellt. Da
wäre zum Beispiel die Internationa-
le Rheinschutzkommission zu nen-
nen. Auch wir haben dazu Zahlen
aufbereitet. Ich weiß nicht, ob Sie
Kontakt zu solchen Stellen haben.
Man sollte jedenfalls das Rad nicht
noch ein zweites Mal erfinden.
Sonst hat man hinterher auch das
Problem, dass unterschiedliche Zah-
len zur gleichen Fragestellung vor-
liegen. Deshalb sollten Sie den Kon-
takt suchen.

Dr. Eberhard K. Seifert
Sie haben, glaube ich, am Anfang Ih-
res Vortrags das Wasser als eine re-
generierbare Ressource bezeichnet.
In diesem Zusammenhang habe ich
eine Frage zum Grundwasser. Ich bin
in dieser Hinsicht Laie, aber ich mei-
ne mich zu erinnern, dass Gebiete,
wie zum Beispiel die Lüneburger
Heide, sozusagen leergetrunken
werden, dass also der Grundwasser-
spiegel nach und nach absinkt.
Wenn ich vom Ziel einer nachhalti-
gen Wasserwirtschaft ausgehe, im
Sinne der Bemerkungen von Herrn
Dr. Bartelmus, dann stellt sich die
Frage, wird von Ihnen auch ermit-
telt, wie groß die Bestände an
Grundwasser sind, und ob sie sich im
Hinblick auf Nachhaltigkeit verbes-
sern, verschlechtern oder gleichblei-
ben.

Eberhard Winkhaus
In Bereichen wie der Lüneburger
Heide oder größeren Gebieten der
Wasserversorgung wird das kontrol-
liert. Der Grundsatz bei der Bewilli-
gung solcher Entnahmemengen lau-
tet, dass sie auf jeden Fall nicht grö-
ßer sein dürfen als die natürlichen
Zuflüsse. Ein kontinuierlicher Trend
zur Abnahme dürfte deshalb eigent-
lich nicht vorkommen. Wenn das
doch geschieht, muss die Behörde
dementsprechend reagieren.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Vielen Dank. Ich bitte jetzt Frau Dr.
Krüger um ihre Ausführungen.

Dr. Eva-Maria Krüger
Meine Damen und Herren, mein
Name ist Eva-Maria Krüger. Ich bin
Beigeordnete der Stadt Essen und
Umweltdezernentin der Stadt. Essen
ist eine Stadt mit 600 000 Einwoh-
nern. Wir verfügen über wunderbare
Daten, weil wir eigene Stadtwerke
haben und weil wir auch über die
Abwasserverbände Ruhrverband und
Emscher-Genossenschaft eine Fülle
von Daten erheben. So können wir
Ihnen genau sagen, wie viele Ein-
wohner in welcher Stunde bei uns
gebadet haben; eine Information, die
bahnbrechend wichtig ist. Wir kön-
nen Ihnen durch entsprechende Was-
serlaufkurven nachweisen, dass bei-
spielsweise in der Pause eines Spiels
der Fußballweltmeisterschaft alle ins
Bad gehen. Wir haben also Zahlen,
mit denen man wunderbar rechnen
und trotzdem nichts anfangen kann.

Wir haben auch Informationen, die
wirklich aufregend sind. Wir wissen,
dass alle Essener freiwillig aus der
Ruhr trinken, und das ist auch gut so,
denn unser Grundwasser ist durch
23 000 Altlasten so belastet, dass
man es selbst für Feuerwehrzwecke
besser nicht mehr verwendet. Wenn
jemand in Essen auf die Idee kommt,
einen Gartenbrunnen anzulegen,
dann sollte er uns rechtzeitig infor-
mieren, damit wir ihn warnen kön-
nen. Er wird schnell wieder aufhö-
ren, dieses Wasser zu pumpen, weil
er den Eindruck hat, er sei auf eine
Ölquelle gestoßen. So riecht das
Wasser, so schmeckt es auch und des-
halb lässt man es besser im Unter-
grund. Der Untergrund ist stark zer-
klüftet. Er ist vom Bergbau geprägt,
das heißt wir haben Bergsenkungen
und Bergschäden. Deshalb wissen wir
nie genau, wohin das Grundwasser
läuft. Aber irgendwann ist es immer
irgendwohin verschwunden, Gott sei
Dank rechtzeitig, bevor wir eine Sa-
nierung beginnen müssten. Bei
23 000 Altlasten ist Grundwasser na-
türlich ein Schutzgut. Wir wissen,
dass wir überlappend Phänomene im
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ganzen Stadtgebiet haben, so dass
man nicht sagen kann, wo man mit
einer vernünftigen Sanierung anfan-
gen sollte. Wir haben einmal abge-
schätzt, dass eine Vollsanierung im
Stadtgebiet über 200 Milliarden DM
kosten würde. Geht man von den Bo-
dengrenzwerten aus, die bundesweit
diskutiert werden, dann müsste man
bei Vollanwendung ungefähr 60 %
der Bevölkerung auf Dauer evakuie-
ren. Das kann man natürlich nicht.

Nun komme ich zum eigentlichen
Thema, dem Wasser und Abwasser.
Das Trinkwasser in Essen stammt,
wie gesagt, vor allem aus der Ruhr.
Wir haben im Halbstundentakt erho-
bene Daten darüber, wie dieses Was-
ser, bezogen auf die Trinkwasserver-
ordnung, zusammengesetzt ist. Die-
se Zahlen können wir jederzeit allge-
mein zur Verfügung stellen. Aber lei-
der ist die Trinkwasserverordnung
aus unserer Sicht eine sehr schwache
Verordnung, weil sie nur relativ we-
nige, leicht messbare Parameter er-
fasst. Viele wichtige Parameter sind
in Sammelparametern zusammenge-
fasst, so dass hier die Aussagekraft
sehr stark eingeschränkt ist. Beim
Abwasser haben wir die Situation,
dass wir genau sagen können, wel-
che Mengen aus welchen Betrieben
kommen. Wir wissen aber nicht ge-
nug über die chemische Zusammen-
setzung, denn auch hier ist es so,
dass nur einige wenige Parameter
gemessen werden. Wenn die Grenz-
werte für diese Parameter ungefähr
eingehalten werden, dann behaup-
tet man, alles sei in Ordnung. Das
gilt auch für die Kläranlagen und das
Kanalsystem. Wir wissen, dass wir
ungefähr 35 % Vollschaden im Ka-
nalsystem der Stadt Essen haben und
dass die Sanierung über 200 Millio-
nen kosten würde. Nach extremen
Regenfällen haben wir immer das
merkwürdige Phänomen, dass un-
wahrscheinlich viel Wasser über den
Kanal abgeführt wird, ohne wieder
zum Vorschein zukommen. Das heißt
wir haben großflächig linienhafte
Einträge von Abwasser in den Unter-
grund und damit natürlich ökologi-
sche Zusatzbelastungen, die wir
überhaupt noch nicht abschätzen
können.

Ich möchte Ihnen jetzt anhand einiger
Beispiele dokumentieren, was es be-
deutet, immer nichts oder wenigstens
nicht genug zu wissen. Wenn man ei-
nen normalen Haushalt betrachtet,
denkt man beim Thema Abwasser im-
mer zuerst an den Toilettenbereich.
Das ist richtig, Sie sollten aber nicht
vergessen, dass über den Toilettenbe-
reich auch eine hausinterne Entsor-
gung der verschiedensten Substanzen
stattfindet. Das heißt zum Beispiel,
wenn zur Zeit des großen Frühjahrs-
putzes eine Unmenge von zusätzli-
chen Reinigungsmitteln im Haushalt
eingesetzt wird, dann führt das im
Extremfall dazu, dass die Kläranlage
umkippt und die Fische im Baldeney-
see sterben. Der Sauerstoffgehalt
kann durch die eingetragenen Putz-
mittel so drastisch zurückgehen, dass
es nicht mehr möglich ist, das Überle-
ben der Fische zu garantieren. Wenn
wir durch Untersuchung der Fische
die Ursachen überprüfen wollen, was
messtechnisch sehr schwierig ist, dann
haben wir das große Problem, dass sie
sich innerhalb von 24 Stunden so
stark zersetzen, dass die Schadstoffe
nicht mehr nachgewiesen werden
können. So gelingt es nie, einen öko-
logischen und ökonomischen Gesamt-
zusammenhang herzustellen. Sie müs-
sen sich vergegenwärtigen, dass es al-
lein in Deutschland 180 000 verschie-
dene Substanzen gibt, die freiver-
käuflich auf dem Markt sind. Man
kann sich diese Zahl schwer vorstel-
len, aber sehen Sie nur einmal, wie
viel einzelne Substanzen in einer nor-
malen Küche vorhanden sind. Ein Teil
dieser 180 000 Substanzen wird über
den Sanitärbereich entsorgt, das
heißt, das Abwasser wird durch Hob-
by-Chemikalien, die verschiedensten
Arten von Medikamenten und ande-
res belastet. Statt dieser 180 000 Para-
meter haben wir aber nur 20 oder 25,
die tatsächlich gemessen werden.
Wenn dafür die Grenzwerte ungefähr
eingehalten werden, behaupten wir,
der Klärschlamm wäre so, dass er an
die Landwirtschaft abgeben werden
kann. Ich muss zugeben, wir müssen
uns in Essen wenig Gedanken über
die Landwirtschaft machen, denn wir
haben nur noch ca. 20 Bauern. Das
Klärschlamm-Problem ist aber nicht
zu leugnen.

Außer den Privathaushalten muss
man auch das Produzierende Gewer-
be betrachten. Wir haben in Essen
etwa 30 000 Klein- und mittelständi-
sche Betriebe, die natürlich nicht alle
problematisch sind, die aber unter
Umständen Stoffe einleiten, die wir
gar nicht vermutet haben. Wir wis-
sen zum Beispiel, dass in einem Foto-
labor Silbersalz anfällt. Die untere
Wasserbehörde, die zusammen mit
dem staatlichen Umweltamt für die
Kontrolle zuständig ist, kann leicht
nachprüfen, ob davon etwas in den
Abwasserkanal gelangt. Vielleicht ar-
beitet aber im gleichen Haus ein
Zahnarzt, der aus den Amal-
gamplomben über das Spuckbecken
Quecksilber abführt. Das sind jähr-
lich mehrere Kilo pro Einzelpraxis
und keineswegs alle Praxen unserer
Stadt sind entsprechend vernünftig
angeschlossen. Das heißt, Sie können
davon ausgehen, dass bestimmte
Hauptkomponenten unter Umstän-
den, wenn wir Glück haben, im Ka-
nal gesucht und dann auch gefun-
den werden, dass aber eine deutlich
größere Anzahl von teilweise viel be-
unruhigenderen Stoffen ebenfalls in
diesem Abwasser ist und keiner
kommt auf die Idee, das systematisch
zu untersuchen.

Es wird auch sehr viel Abrieb aus
dem Straßenbereich mit in den Ka-
nal eingespült. In Essen gibt es unge-
fähr 97 % Mischkanalsystem; ge-
trennte Kanäle entstehen erst jetzt
in den Neubaugebieten. Über den
Oberflächeneintrag gelangen die
verschiedensten Stoffe in den Kanal.
Dazu gehören metallhaltige Stäube,
teilweise asbesthaltiger Bremsabrieb
und viele Substanzen aus dem Mine-
ralölbereich bis hin zu Dieselkraft-
stoffen plus den Klopfmitteln. All
dies geht in die Kläranlage und wird
dort keineswegs immer zuverlässig
abgeschieden.

In unserer Stadt haben wir natürlich
auch Krankenhäuser. Wir können
nachweisen, dass aus diesen Kran-
kenhäusern beispielsweise größere
Mengen von Hormonen in die Kana-
lisation gelangen, auch Krebsbe-
handlungsmittel lassen sich nach-
weisen. Das ist völlig legal, weil es
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keine Grenzwerte für dieses Abwas-
ser gibt. Der Laborbereich hat eine
eigene Abwasserentsorgung, aber
alles, was aus dem Patientenbereich
kommt, geht ganz normal und legal
in den Kanal. Das können radioakti-
ve Substanzen aus dem Bestrah-
lungsbereich sein, es kann auch jede
andere Substanz sein.

Wenn wir nun über Statistiken spre-
chen, dann würde ich mir für die
Stadt wünschen, dass es eines Tages
die Universalstatistik gibt. Aus die-
ser Statistik sollte ich nicht nur ent-
nehmen können, welche Mengen
welcher Stoffe verbraucht werden,
sondern auch, was davon tatsächlich
im Abwasser ankommt. Ich würde
mir wünschen, alle Informationen
zu haben, um zu wissen, was ge-
schieht im Abwasser, was passiert
genau an der Kläranlage und wie
kann ich die nachgeordnete Umwelt
schützen. Dann müsste man sich
auch über die Bewertung klar wer-
den. Wenn ein Hormonschub in den
Baldeneysee gelangt und ich genau
weiß, dass die Fruchtbarkeit einer
bestimmten Fischart damit auf Null
gesenkt wird und demzufolge der
Fisch im See ausstirbt, welchen Wert
messe ich dann dieser Fischart bei?
Wenn einzelne Teile der Umwelt so
bewertet werden, dass man auch
nicht mehr reparierbare Zerstörun-
gen akzeptiert, dann fände ich es
gut, wenn man in Zusammenarbeit
zwischen Umweltschützern, Statisti-
kern und Ökonomen zu einem Ge-
samtkonzept kommt mit dem Ziel,
für jede Art mindestens einen Le-
bensraum – der auch austauschbar
ist – zu erhalten, um ihr das Überle-
ben zu sichern. Wir müssen gemein-
sam daran arbeiten, das Wissen so
zu verdichten, dass wir für unser
Handeln auch Verantwortung über-
nehmen können. Vielen Dank.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Zum Thema Luftemissionen/Energie
bitte ich zunächst Herrn Wayand um
seine Ausführungen. 

Luftemissionen/Energie

Jürgen Wayand
Meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, der Bereich,
um den es jetzt geht, ist der Koordi-
nierungsbereich Luftemissionen. Die-
ser Bereich umfasst nach dem Kon-
zept des Statistischen Bundesamtes
folgende acht Emissionsarten: die
Treibhausgase CO2 (Kohlendioxid),
N2O (Distickstoffoxid) und CH4 (Me-
than), die Versauerungsgase SO2

(Schwefeloxid), NOx (Stickstoffoxide,
berechnet als NO2) und CO (Kohlen-
monoxid) sowie die sonstigen Stoffe,
das sind Staub und flüchtige organi-
sche Verbindungen ohne Methan.
Diese Zusammenstellung entspricht
dem Vorgehen des Statistischen Bun-
desamtes sowie dem des Landesam-
tes Schleswig-Holstein, das diese Be-
rechnungen bisher schon durchge-
führt hat, wobei das Bundesamt
nach meiner Kenntnis außerdem
noch Ammoniak einbezieht. Im Rah-
men der Aufgabenverteilung der Ar-
beitsgruppe „UGR der Länder“ kon-
zentrieren sich die koordinierenden
Länder – Brandenburg und Bremen –
zunächst auf das Kohlendioxid. Es
sollte eigentlich keiner besonderen
Begründung bedürfen, warum mit
diesem Stoff begonnen wird. CO2

steht spätestens seit den Konferen-
zen von Rio, Toronto und Kyõto im
Mittelpunkt des öffentlichen Interes-
ses, wenn es um Maßnahmen zur
Verhinderung der Klimakatastrophe
geht. Zudem ist die statistische Da-
tenbasis in diesem Bereich relativ
umfassend und eindeutig. Das kann
man von den anderen Stoffen nicht
unbedingt in diesem Umfang sagen;
bei CH4, N2O und Staub gibt es zum
Beispiel noch massive Probleme.

Die energiebedingten Emissionen
von Kohlendioxid, um die es hier in
erster Linie geht, können bekannt-
lich nicht primärstatistisch erhoben
oder gemessen werden, sondern er-
geben sich als Funktion des Energie-
verbrauchs. Die Höhe der Emissionen
ist technikinvariant, sie ist aus-
schließlich Resultat des Kohlenstoff-
gehaltes der eingesetzten Energie-
träger. Zur Erstellung von CO2-Bilan-
zen für die Länder bedarf es daher
zunächst einer umfassenden und
vollständigen Darstellung des Ener-
gieverbrauchs, gegliedert nach Ener-
gieträgern und Verbrauchergrup-
pen. Diese liegt in Form von Energie-
bilanzen in allen Ländern, die sich an
der Arbeit der Arbeitsgruppe „UGR
der Länder“ beteiligen, in jährlicher
Folge vor. Als zweites Element der
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Bilanzierung werden spezifische, auf
den Heizwert eines Energieträgers
bezogene CO2-Faktoren benötigt.
Diese werden, differenziert nach
Energieträgern und Einsatzberei-
chen, vom Umweltbundesamt zur
Verfügung gestellt.

In diesem Zusammenhang ist es übri-
gens bemerkenswert, dass es zwar
schon seit einer Reihe von Jahren in
vielen Ländern und sogar bis hinun-
ter zu einzelnen Kommunen zum
Teil sehr ehrgeizige CO2-Minde-
rungsprogramme gibt, dass aber bis
vor kurzem keine Bemühungen zu
verzeichnen waren, zu einer einheit-
lichen, abgestimmten Bilanzierung
der Emissionen zu kommen. Im Jahre
1998 hat der Länderarbeitskreis
„Energiebilanzen“, der die Energie-
bilanzierung in den Ländern koordi-
niert, hier die Initiative ergriffen und
beschlossen, auch CO2-Bilanzen zu
entwickeln. Das ist natürlich auch
eine Folge des engen methodischen
Zusammenhangs von Energie- und
CO2-Bilanzierung. Der Länderarbeits-
kreis hat die methodischen Grundla-
gen für die Erstellung von CO2-Bilan-
zen in Abstimmung mit dem Um-
weltbundesamt und dem DIW ge-
schaffen. Seither werden von einer
zunehmenden Zahl von Ländern
CO2-Bilanzen auf dieser Grundlage
erstellt. Nach meiner Kenntnis sind
es mittlerweile 11 Länder, die hieran
arbeiten. Eine enge inhaltliche Ab-
stimmung zwischen den Koordinie-
rungsländern innerhalb der Arbeits-
gruppe „UGR der Länder“ und dem
Länderarbeitskreis „Energiebilan-
zen“ gewährleistet, dass die CO2-Bi-
lanzen, die dort erstellt werden, un-
mittelbar für die Darstellung der
energiebedingten Emissionen inner-
halb der UGR der Länder übernom-
men werden können.

Neben den energiebedingten Emissi-
onen gibt es im Konzept der UGR
nach der Methode des Statistischen
Bundesamtes aber noch weitere
Emissionen, die hier einbezogen
werden müssen, und zwar die so ge-
nannten prozessbedingten Emissio-
nen. Dabei handelt es sich um Emissi-
onen, die zusätzlich zu den bei der
Verbrennung anfallenden Emissio-
nen in Verarbeitungsprozessen ent-

stehen, und zwar ausschließlich im
Produzierenden Gewerbe, zum Bei-
spiel im Bereich „Steine und Erden“
bei der Herstellung von Hohlglas, Ze-
mentklinkern und Kalk. Das Umwelt-
bundesamt stellt für diese prozessbe-
dingten Emissionen eigene CO2-Fak-
toren zur Verfügung. 

Dieser Teil der Emissionen soll in ei-
nem zweiten Arbeitsschritt ermittelt
werden. Man kann aber schon
feststellen, dass dieser Teil vom Um-
fang her von nachgeordneter Bedeu-
tung ist. Das zeigen sowohl die Be-
rechnungen des Statistischen Bun-
desamtes als auch die des Landesam-
tes Schleswig-Holstein. In beiden Be-
rechnungen machen die prozessbe-
dingten Emissionen weniger als 5 %
der hier zu betrachtenden Gesamt-
emissionen von CO2 aus.

Sie sehen in Abbildung 1 (siehe Sei-
te 68/69) ein Schema der Energie-
bilanzen, wie es bei Bund und Län-
dern gleichermaßen zur Anwendung
kommt.

Bevor man daran geht, aus der Ener-
giebilanz eine CO2-Bilanz zu entwi-
ckeln, muss man sich zunächst ent-
scheiden, welche Spalten und Zeilen
der Energiebilanz in die CO2-Bilanz
übernommen werden sollen. In der
Spaltenstruktur geht es um die Fra-
ge, was mit den erneuerbaren Ener-
gieträgern geschehen soll. Bei den
fossilen Energieträgern ist klar, dass
sie einbezogen werden müssen. Für
die erneuerbaren Energieträger wie
Klärgas oder Biodiesel, die verbrannt
werden, wurde die Festlegung ge-
troffen, dass sie nicht einbezogen
werden. Die Darstellung bleibt aus-
schließlich auf den fossilen Komplex
beschränkt, also auf Kohle, Erdgas,
Mineralöl und deren Umwandlungs-
produkte. Das steht auch in Überein-
stimmung mit den Konzeptionen des
Umweltbundesamtes und des Statis-
tischen Bundesamtes. Ebenfalls nicht
einbezogen werden die anderen Mi-
neralölprodukte, die Sie in dem
Schema sehen, weil diese ausschließ-
lich – wie die weitere Bilanz zeigt –
nichtenergetisch verwendet werden,
das heißt sie werden nicht ver-
brannt. Hier kommt es nicht auf den
Energiegehalt der Stoffe an, sondern

auf deren sonstige Eigenschaften,
wie zum Beispiel bei Bitumen, das im
Straßenbau verwendet wird. 

Die Zeilengliederung der Bilanz be-
steht aus drei Teilen. Oben haben
wir die Primärenergiebilanz, in dem
mittleren Bereich die Umwandlungs-
bilanz und unten den Endenergie-
verbrauch. Aus dieser Zeilengliede-
rung werden nur die Bereiche einbe-
zogen, in denen tatsächlich eine Ver-
brennung von Energieträgern statt-
findet. Das ist nicht der Fall bei der
Primärenergiebilanz; hier geht es
nur um Gewinnung, Bezüge, Liefe-
rung und Bestandsaufstockung der
Energieträger, und dabei entsteht
noch kein CO2. Eine Verbrennung
und damit ein Vorgang, der für die
CO2-Bilanz relevant ist, findet zuerst
im Umwandlungsbereich statt, und
zwar beim Umwandlungseinsatz.
Dort wird unterschieden zwischen
verschiedenen Arten von Energieer-
zeugern; dazu gehören zum Beispiel
öffentliche Kraftwerke und Indus-
triekraftwerke, aber auch Hochöfen.
Dieser Bereich muss in die CO2-Bilanz
übernommen werden und außerdem
derjenige Bereich innerhalb der Um-
wandlungsbilanz, in dem der Ener-
gieverbrauch des Umwandlungsbe-
reichs selbst ohne die Umwandlung-
seinsätze ausgewiesen wird. Dabei
handelt es sich um die sonstigen
Energieverbräuche in diesem Be-
reich, wie sie in anderen Wirtschafts-
zweigen auch vorkommen. Schließ-
lich muss der gesamte Bereich des
Endenergieverbrauchs übernommen
werden. Er wird in drei Sektoren un-
terteilt. Der erste ist das Verarbeiten-
de Gewerbe. Dann folgt der Ver-
kehr, der gesondert ausgewiesen
wird. Das heißt, die Energiever-
brauchsmengen im Verkehr werden
nicht den übrigen Verbrauchergrup-
pen zugeschlagen. Zum Schluss
kommt der große und wenig homo-
gene Bereich der Haushalte und
sonstigen Verbraucher, in den alles
Übrige eingeschlossen wird, auch der
Verbrauch des Kleingewerbes und
der Dienstleistungen bis hin zu den
militärischen Dienststellen.

Es wurde also die Entscheidung ge-
troffen, aus der Spaltenstruktur die
erneuerbaren Energieträger auszu-
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STATISTISCHES LANDESAMT/MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT/XY-INSTITUT

ENERGIEBILANZ FÜR DAS LAND XXX 1998 – Joule

Zeile

Steinkohlen Braunkohlen Mineralöle

P
ri

m
är

en
er

gi
eb

ila
nz

Gewinnung

Kohle

1
1

–

Koks Briketts

2
–

3
–

Kohle Briketts

4
–

5
–

Staub- u.
Trocken-

kohle

Otto-
kraft-
stoffe

6
–

7
–

Flug-
turbinen-
kraftstoff

Diesel-
kraft-
stoff

8
–

9
–
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U
m

w
an

dl
un

gs
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nz

Bestandsaufstockungen

Primärenergieverbrauch

U
m

w
an

dl
un

gs
ei

ns
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z

Öffentliche Kraftwerke

Industriekraftwerke

2

3

47 050

–

4

5

47 050

–

34 249

–

37

–

34 249

–

37

–

6

7

471

46 579

8

9

44 384

550

1 399

32 851

–

37

–

–

–

–

–

–

65

–

–

–

65

–

46

–

9 405

–

46

–

9 405

–

–

–

–

65

–

–

–

–

–

46

–

9 405

–

–

–

–

1 548

–

10 912

–

1 548

–

10 912

–

–

1 548

–

10 912

–

–

–

–

Windkraftanlagen

Photovoltaikanlagen

Heizkraftwerke, Fernheizwerke

Hochöfen

Sonstige Energieerzeuger

Umwandlungseinsatz insgesamt

U
m

w
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dl
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ss
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ß

Öffentliche Kraftwerke

Industriekraftwerke

10

11

–

–

12

13
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–

–

–

–

–

–

14 261

–

–

14

15

–
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16

17

–

–

–
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–

–

–

–

–

–
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–

–
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–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

22

23

–

–

24

25

25

13

–

–

–

–

18

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

Kraftwerke, Heizwerke

Raffinerien

Sonstige Energieerzeuger

Energieverbrauch im Umwandlungsbereich insgesamt

Fackel- und Leitungsverluste

Energieangebot nach Umwandlungsbilanz

Nichtenergetischer Verbrauch

Statistische Differenzen

26

27

–

–

28

29

–

38

–

–

–

–

–

18

–

–

30

31

–

769

32

33

–

–0

–
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–

37

–

0

–

–

E
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ev

er
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 S
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re

n

Endenergieverbrauch

sonst. Bergbau, Gewinnung v. Steinen u. Erden

Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung

Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)

Papiergewerbe

Verlagsgewerbe, Druckgewerbe

Chemische Industrie

Herstellung von Gummi und Kunststoffwaren

34

35

769

56

36

37

–

–

18 572

6

37

–

–

–

–

–

38

39

–

–

40

41

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–
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–

–

–

–

–

46

–
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–

–

–

0

–

–

–

56

–

–

–

56

–

1 548

–
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–

–

–

0

–

–
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–

–

–

–

–

46

–
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–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–
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–
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–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

Glasg., Keramik, Verarb. von Steinen und Erden

Erzeugung von Roheisen, Stahl u. Ferrolegierungen

Übrige Metallerzeugung und -bearbeitung

Herstellung von Metallerzeugnissen

Maschinenbau

Medizin-, Mess-, Steuer- u. Regelungstechnik, Optik

Fahrzeugbau (ohne Schiffbau)

Schiffbau

42
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–
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–

–

–
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–

–

–

–

–

–
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–

–
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–
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–

–

–

–

–

–

–

–

Sonstige Wirtschaftszweige

Sonst. Bergb., Steine u. Erden, Verarb. Gew.

Schienenverkehr

Straßenverkehr

Luftverkehr

Küsten- und Binnenschiffahrt

Verkehr insgesamt

Haushalte, GHD und übrige Verbraucher

50

51

561

762

52

53

–

–

–

18 571

–

–

–

–

–

–

54

55

–

–

56

57

–

6

–

–

–

–

–

1

–
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–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–
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–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

9 275

–

–

–

–

–

–

–

65

–

–

–

–

–

46

9 275

131

–

–

–

–

–

–

430

7 905

1 548

–

–

2 105

1 548

–

10 439

417

Abbildung 1
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und Mineralölprodukte Gase Erneuerbare Energieträger Elektrischer Strom 
und andere Energieträger

Ins-
gesamt

Zeile
Heizöl
leicht

Heizöl
schwer

10
–

11
–

Andere
Mine-
ralöl-

produkte

Flüssig-
gas

12
–

13
–

Erdgas Gichtgas

14
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15
–

Klärgas Deponie-
gas

16
317

17
3

Wind-
kraft

Photo-
voltaik

18
18

19
0

Nach-
wach-
sende 
Roh-
stoffe

Strom

20
2

21
–

Fern-
wärme Abfälle

22
–

23
5 748

Sonstige
Energie-
träger

Summe

24
211

25
6 755 1

17 648

–

11 413

134

17 648

–

11 547

–

–

17 648

–

11 547

177

6

473

480

1 597

–

323

–

1 597

–

323

–

42 505

–

–

–

42 961

3 337

–

–

–

1 597

–

323

–

–

–

–

261

39 363

–

–

3 743

2 867

–

7 465

–

–

–

–

317

–

3

–

–

–

–

–

18

–

0

–

–

317

–

3

–

–

–

–

–

18

–

0

–

–

–

–

9

–

2 900

–

11
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sondern; und aus der Zeilenstruktur
werden nur die Bereiche einbezo-
gen, in denen eine Verbrennung
stattfindet. Damit und mit den Fak-
toren, die das Umweltbundesamt zur
Verfügung stellt, kann man nun be-
ginnen, eine erste CO2-Darstellung,
die so genannte „Quellenbilanz“, zu
erstellen. Ich nenne sie trotz der Ein-
wendung von Herrn Professor Dickert-
mann eine CO2-Bilanz, auch wenn
die Bezeichnung hier streng genom-
men nicht zutrifft. Das ist also eine
erste Darstellung (siehe Abb. 2) des
CO2-Aufkommens in den Ländern.

Was den Begriff Bilanz betrifft, so
haben Sie natürlich vollkommen
recht; eine Bilanz sollte zwei Seiten
haben: Soll und Haben, Aktiva und
Passiva, Aufkommen und Verwen-
dung. Aber Bilanz bedeutet im allge-
meinen Sprachgebrauch auch, einen
Strich zu machen und die Gesamt-
heit darzustellen. Deshalb würde ich
gern bei dem Begriff bleiben. 

Diese erste Darstellung des CO2-Auf-
kommens in den Ländern zeigt zum
einen die Emissionen, die im Um-
wandlungsbereich entstehen, und
zum anderen die Emissionen des End-
energieverbrauchs, unterteilt nach
den einzelnen Sektoren. Die Emissio-

nen, die zum Beispiel in Kraftwerken
bei der Stromerzeugung entstehen
oder in Heizwerken bei der Wärmeer-
zeugung, werden im Umwandlungs-
bereich ausgewiesen, unabhängig da-
von, wer den Strom oder die Wärme
verbraucht hat. Nicht berücksichtigt
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STATISTISCHES LANDESAMT/MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT/XY-INSTITUT 

CO2-Emissionen aus dem Primärenergieverbrauch (Quellenbilanz)
im Land ... 19.. nach Emittentensektoren

Sektor
CO2-Emissionen

1 000 t %

Sonstiger Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden, Verarbeitendes Gewerbe

Haushalte; Gewerbe, Handel, Dienstl. (GHD); übrige Verbraucher

Verkehr

4 056 28,9
2 134
1 555

15,2
11,1

Endverbrauch zusammen

Öffentliche Kraftwerke
Industriekraftwerke

7 744 55,2

4 365
1 287

31,1
9,2

Heizkraftwerke, Fernheizwerke
Sonstige Energieerzeuger, Verbrauch in den
Umwandlungsbereichen

Verluste
Umwandlungsbereich zusammen

282

23

2,0

0,2
322

6 279
2,3

44,8

Summe 14 023 100

Quelle: Statistisches Landesamt/Ministerium für Wirtschaft/XY-Institut

Abbildung 2

STATISTISCHES LANDESAMT/MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT/XY-INSTITUT

CO2-BILANZ FÜR DAS LAND XXX 19XX

Emittentengruppe Zeile

Steinkohlen Braunkohlen

Endenergieverbrauch

Kohle

1

1

74

Koks Briketts

2

1 467
3

3

Kohle Briketts

4

–
5

6

Staub- u.
Trocken-

kohle

Otto-
kraft-
stoffe

6

5
7

677

Bergbau, Gewinnung v. Steinen u. Erden

Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung

Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)

Papiergewerbe

2

3

6

–

4

5

–

–

Verlagsgewerbe, Druckgewerbe

Kokerei, Mineralölverarbeitung

Chemische Industrie

Herstellung von Gummi und Kunststoffwaren

6

7

–

2

8

9

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

2

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

Glasg., Keramik, Verarb. von Steinen und Erden

Erzeugung von Roheisen, Stahl u. Ferrolegierungen

Übrige Metallerzeugung und -bearbeitung

Herstellung von Metallerzeugnissen

10

11

9

–

12

13

–

–

Maschinenbau

Medizin-, Mess-, Steuer- u. Regelungstechnik, Optik

Fahrzeugbau (ohne Schiffbau)

Schiffbau

14

15

–

–

16

17

–

5

–

1 464

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

Sonstige Wirtschaftszweige

Bergbau, Steine u. Erden, Verarb. Gewerbe

Schienenverkehr

Straßenverkehr

18

19

52

74

20

21

–

–

Luftverkehr

Küsten- und Binnenschiffahrt

Verkehr insgesamt

Haushalte, GHD, übrige Verbraucher

22

23

–

–

24

25

–

1

–

1 467

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

0

–

3

–

–

–

–

–

–

–

6

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

668

–

–

–

–

–

5

668

9

Abbildung 3
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werden bei dieser Darstellung die
Emissionen, die notwendig waren, um
Importstrom zu erzeugen, der über
die Landesgrenzen eingeführt wird.
Umgekehrt werden die Emissionen,
die notwendig waren, um den Export-
strom zu erzeugen, in vollem Umfang
ausgewiesen. Diese Darstellung ist für
bestimmte Fragestellungen durchaus
angemessen. Sie zeigt zum Beispiel,
wie hoch das Gesamtaufkommen von
CO2 war, das innerhalb der Lan-
desgrenzen in die Luft abge-
geben wurde. Es lässt sich auch able-
sen, wie sich das CO2-Emissionsverhal-
ten der Kraft- oder Heizwerke über ei-
nen gewissen Zeitraum entwickelt
hat.

Keine oder nur unzureichende Infor-
mationen liefert diese Darstellung
allerdings für die Frage, in welchem
Umfang die Energieverbraucher ei-
nes Landes durch ihr Verbrauchsver-
halten zum CO2-Aufkommen beige-
tragen haben. Die Emissionen, die
für die Erzeugung des verbrauchten

Stroms und der Fernwärme notwen-
dig waren, erscheinen eben nicht bei
den Haushalten oder stromverbrau-
chenden Industriezweigen, sondern
verbleiben, wie schon gezeigt, bei
den Kraft- und Heizwerken im Um-
wandlungsbereich. 

Der primäre Verwendungszweck der
CO2-Bilanzen in den Ländern dürfte
darin bestehen, als Kontrollinstru-
ment zur Verifizierung von Energie-
einsparungs- und CO2-Reduktions-
programmen zu dienen, auch inner-
halb von AGENDA-21-Projekten, die
nicht nur auf Landesebene, sondern
bis hinunter in den kommunalen Be-
reich ins Leben gerufen wurden. Da-
raus ergibt sich die Fragestellung,
wie hoch der Anteil einer bestimm-
ten Endverbrauchergruppe am CO2-
Aufkommen ist, und zwar auch und
gerade einschließlich der Emissionen,
die auf ihren Stromverbrauch zu-
rückzuführen sind; denn das ist vom
Verhältnis her ein sehr großer Anteil.
Für diese Fragestellung ist die bisher

gezeigte Darstellung nicht ausrei-
chend.

Deshalb hat man beschlossen, aus
dieser so genannten Quellenbilanz
in einem zweiten Schritt eine Ver-
ursacherbilanz, die auf den Endver-
brauch bezogen ist, zu erstellen. In
Abbildung 3 sehen Sie das Ergebnis
der Überlegungen, die so genannte
endverbraucherbezogene Verur-
sacherbilanz. Sie versucht die Nach-
teile der auf den Primärenergiever-
brauch bezogenen Quellenbilanz
auszugleichen, indem sie die Emis-
sionen im Umwandlungsbereich bei
der Strom- und Wärmeerzeugung
denjenigen Verbrauchergruppen
zuordnet, die letzten Endes für den
Strom- und Wärmeverbrauch ver-
antwortlich waren. Deswegen sind
hier bei der Energieträgerstruktur
Emissionen aus dem Stromver-
brauch ausgewiesen, obwohl klar
ist, dass der Stromverbrauch selbst
nicht mit CO2-Emisionen verbunden
ist. Dahinter verbergen sich aber
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Mineralöle und Mineralölprodukte Gase Elektrischer Strom 
und andere Energieträger

Ins-
gesamt

Zeile

Flug-
turbinen-
kraftstoff,

Petrol.

Diesel-
kraft-
stoff

8

118
9

807

Heizöl
leicht

Heizöl
schwer

10

1 263
11

826

Flüssiggas Erdgas

12

21
13

1 739

Gichtgas Strom

14

945
15

3 883

Fern-
wärme Abfälle

16

282
17

133

Summe

18

12 250 1

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

4

–

–

–

–

–

47

–

–

2

–

–

–

–

–

3

170

–

–

–

4

1

3

–

6

4

–

–

–

–

–

1

–

–

–

2

–

–

–

24

291

–

–

9

11

–

8

–

–

–

0

–

–

–

–

12

2

–

–

131

5

–

–

–

–

–

–

–

–

34

517

2

3

11

16

4

5

14

20

6

7

138

6

8

9

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

6

2

–

818

–

4

–

–

–

–

24

545

–

–

–

2

7

–

–

–

4

2

–

–

–

–

2

6

–

–

36

21

–

3

–

4

–

–

32

585

115

–

–

156

115

0

773

31

4

88

–

826

–

–

–

–

–

8

30

848

–

–

–

–

–

–

–

–

–

1 175

–

0

–

–

–

–

–

13

–

890

–

945

38

999

–

–

2

16

–

–

–

133

–

–

–

–

–

–

31

20

–

–

220

58

–

7

–

–

48

–

–

–

77

4 907

10

11

3

23

12

13

39

34

14

15

308

86

16

17

–

945

82

1 951

–

–

29

–

0

65

–

133

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

29

1 903

–

–

–

–

–

216

–

–

168

6 413

18

19

61

1 253

20

21

115

156

22

23

1 584

4 253

24

25

1 000 Tonnen CO2
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die Emissionen, die notwendig wa-
ren, um diese Strommenge zu er-
zeugen. Um zu dieser Darstellung
zu kommen, muss man die Emissio-
nen, die in der Quellenbilanz im
Umwandlungsbereich ausgewiesen
waren, neu verteilen. Der Vertei-
lung wird das Verhältnis zugrunde
gelegt, in dem die Verbraucher-
gruppen zum Strom- bzw. Fernwär-
meverbrauch beigetragen haben.

Spätestens an dieser Stelle entsteht
das so genannte Rucksackproblem,
das auch schon angesprochen wur-
de. Man kann natürlich nicht davon
ausgehen, dass der Strom, der im
Land verbraucht wurde, vollständig
im Land erzeugt wurde. Umgekehrt
ist der im Land erzeugte Strom nicht
ausschließlich von den Verbraucher-
gruppen dieses Landes konsumiert
worden. Deshalb muss vor der Umle-
gung auf die Endverbrauchergrup-
pen eine Korrektur der Gesamtemis-
sionen erfolgen. Das geschieht in der
Weise, dass die Emissionen, die not-
wendig waren, um den Exportstrom
zu erzeugen, nach dem Anteil des
Exports am Nettostromaufkommen
des Landes von der zu verteilenden
Emissionsmenge abgezogen werden.
Dagegen werden die Emissionen, die
bei der Erzeugung des importierten
Stroms entstanden, zur zu verteilen-
den Emissionsmenge hinzugerech-
net. 

Dabei entsteht ein weiteres metho-
disches Problem; denn man kann
nicht voraussetzen, dass bekannt ist,
aus welchen Quellen, das heißt in
welchen Kraftwerken mit welchem
Energieträgermix, dieser Strom er-
zeugt wurde. Dazu kommt, dass im
Zuge der Liberalisierung des Strom-
marktes immer weniger festzustellen
ist, woher der Strom genau stammt.
Um hier zu einer tragbaren und me-
thodisch einheitlichen Regelung zu
kommen, wurde beschlossen, einen
Emissionsfaktor für die gesamte
Stromerzeugung in Deutschland zu-
grunde zu legen. Mit diesem Faktor
wird der importierte Strom bewer-
tet. Ich denke, es handelt sich dabei
um ein objektives Bewertungsver-
fahren, das auch die Realität der sich
zunehmend verflechtenden Strom-
märkte widerspiegelt. 

Schließlich ist noch ein letzter Schritt
erforderlich. Um ihn zu verdeutli-
chen, verweise ich noch einmal auf
die Energiebilanz in (s. Abbildung 1
Seite 68/69). Im Umwandlungsbe-
reich gibt es, wie schon gesagt, noch
einen zusätzlichen Energiever-
brauch, bei dem es nicht um Um-
wandlungseinsätze geht, sondern
um sonstige Verbräuche in Energie-
wirtschaftszweigen, wie sie in ande-
ren Wirtschaftszweigen auch vor-
kommen. Auch die daraus resul-
tierenden Emissionen werden in
die Wirtschaftszweigsystematik inte-
griert, mit der die CO2-Bilanz in ihrer
endverbrauchsbezogenen Form dar-
gestellt wird. Deshalb wird hier auch
der Wirtschaftszweig Kokerei und
Mineralölverarbeitung aufgeführt,
der in der Energiebilanz im Um-
wandlungsbereich erscheint. Für die
CO2-Bilanz ist jedoch ausschließlich
die Fragestellung maßgebend, wel-
cher Wirtschaftszweig welche Emissi-
onen verursacht hat, unabhängig
von seiner Einordnung in der Ener-
giebilanz. Die Verursacherbilanz bie-
tet so eine vollständige Darstellung
der gesamten CO2-Emissionen, die
von den einzelnen Verbrauchergrup-
pen eines Landes ausgelöst wurden,
einschließlich der Emissionen, die auf
den Strom- und Fernwärmever-
brauch zurückzuführen sind.

Zum Abschluss nenne ich noch ein-
mal die wichtigsten Schritte der an-
gewendeten Methode (siehe Abb. 4). 

Ausgangspunkt sind die Energiebi-
lanz und die CO2-Emissionsfaktoren
des Umweltbundesamtes. Auch an-
dere Institutionen haben solche Fak-
toren berechnet, die Unterschiede
sind aber nicht groß. Man kann auch
sagen, dass sich bei CO2 im Gegen-
satz zu anderen Emissionen die Fak-
toren im Zeitablauf kaum ändern.
Aus der Spaltengliederung der Ener-
giebilanz werden nur die fossilen
Energieträger verwendet; nicht be-
rücksichtigt werden die erneuerba-
ren Energieträger und die anderen
Mineralölprodukte. Aus der Zeilen-
gliederung wird zunächst der Um-
wandlungseinsatz berücksichtigt, un-
terschieden nach Kraftwerken, Fern-
heizwerken und sonstigen Energie-
erzeugern. Berücksichtigt wird auch

der Verbrauch im Umwandlungsbe-
reich selbst einschließlich der Fackel-
und Leitungsverluste. Außerdem
wird die komplette Zeilengliederung
des Endenergieverbrauchs übernom-
men. Keine Berücksichtigung findet
dagegen der nichtenergetische Ver-
brauch. Als erster Schritt wird aus
diesen Angaben die Quellenbilanz
erstellt, die auf den Primärenergie-
verbrauch bezogen ist. In ihr werden
die Emissionen des Umwandlungsbe-
reichs als solche nachgewiesen und
nicht den verursachenden Endver-
brauchergruppen zugerechnet. Die
mit dem Stromimport zusammen-
hängenden Emissionen werden nicht
berücksichtigt; dafür bleiben die
Emissionen bei der Erzeugung des
Exportstroms in vollem Umfang ein-
bezogen. Den nächsten Schritt bildet
die auf den Endenergieverbrauch
bezogene Darstellung der CO2-Emis-
sionen in der Verursacherbilanz. Da-
bei werden die Emissionen aus der
Strom- und Fernwärmeerzeugung
auf die Endverbraucherbereiche um-
gelegt. Die Emissionen bei der Erzeu-
gung von Exportstrom werden nach
dem Anteil des Exports am Netto-
stromaufkommen herausgerechnet;
dagegen werden die Emissionen, die
der importierte Strom verursachte,
auf der Basis eines CO2-Faktors ein-
bezogen, der für die deutsche
Stromerzeugung berechnet wurde.
Als letzte methodische Festlegung
gibt es noch Sonderregelungen für
den Bereich Abfall. Um konsequent
zu bleiben, sollen auch hier die fossi-
len Anteile des verbrannten Abfalls
in die Emissionsberechnung einbezo-
gen werden. Für das Gichtgas, das in
Hochöfen entsteht, gibt es noch eine
besondere Festlegung, die aber nicht
von allgemeinem Interesse ist.

Zum Schluss muss darauf hingewie-
sen werden, dass diese Darstellung
nur zum Teil mit der CO2-Emissions-
berechnung des Statistischen Bun-
desamtes zu vergleichen ist. Das Sta-
tistische Bundesamt, darauf wurde
schon mehrfach hingewiesen, rech-
net in der UGR nach Produktionsbe-
reichen, während wir bei Wirt-
schaftsbereichen bleiben. Allerdings
ist das Statistische Bundesamt in sei-
nen jüngsten Veröffentlichungen
dazu übergegangen, parallel zur
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Darstellung nach Produktionsberei-
chen auch eine Darstellung nach
Wirtschaftszweigen zu präsentieren,
so dass wir auch in dieser Beziehung
in Zukunft in eine gemeinsame Rich-

tung gehen werden. Die Berechnung
nach Produktionsbereichen, auch das
wurde schon angeführt, würde das
Vorhandensein von Input-Output-Ta-
bellen auf Landesebene vorausset-

zen. Diese Tabellen gibt es nicht. Es
ist auch fraglich, ob eine solche pro-
duktionsbereichsspezifische Darstel-
lung für die Wirtschaft eines Bundes-
landes sinnvoll wäre. Ich denke, dass
dies eher nicht der Fall ist.

Ganz zum Schluss möchte ich Ihnen
erste Ergebnisse zeigen (siehe Abb. 5
Seite 74).

Es handelt sich um eine Darstellung
der Quellenbilanzen der Bundeslän-
der für 1998, soweit sie bis jetzt vor-
liegen. Andere Länder, die hier noch
fehlen, sind ebenfalls dabei, diese Er-
gebnisse zu erstellen, so dass wir in
absehbarer Zeit damit rechnen, zu-
mindest die quellenbezogene Dar-
stellung für ein Jahr komplett vorle-
gen zu können. Es besteht auch Ei-
nigkeit, dass sowohl Quellen- als auch
Verursacherbilanz dargestellt werden
sollen. Es würde sonst die Gefahr be-
stehen, dass jedes Land sich die Bilanz
heraussucht, die ihm günstiger er-
scheint; das heißt Stromimportländer
würden eher die Quellenbilanz ver-
wenden und Exportländer die Verur-
sacherbilanz. Wir wollen deshalb bei-
de Darstellungen gleichberechtigt ne-
beneinander stellen und veröffentli-
chen. Ich denke, dass das in absehba-
rer Zeit der Fall sein wird.

Damit bin ich am Ende meiner Aus-
führungen. Ich möchte aber, wenn
mir das gestattet ist, noch eine An-
merkung zum Schluss machen. Der
Zusammenhang von Statistik und
UGR wurde schon mehrfach ange-
sprochen, und einige Redner haben
darauf hingewiesen, dass sie von der
Statistik mehr erwarten. Auch im
Energiebereich müssen wir feststel-
len, dass die Anforderungen an die
Energiestatistik immer mehr steigen,
gerade auch an die Energiebilanz
und die darauf beruhende CO2-Bi-
lanz. Vor einer Woche hörte ich von
einem Vertreter des Umweltbundes-
amtes, welche enormen Ansprüche in
Zukunft auf Deutschland zukommen
werden, CO2-Daten in tiefster Disag-
gregation sowohl sektoral als auch
regional darzustellen. Es entsteht ein
ausgefeiltes Kontrollsystem auf inter-
nationaler Ebene als Folge des Kyõto-
Protokolls. Deutschland hat das un-
terschrieben und muss auch mit Sank-
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Abbildung 4
Methodische Festlegungen für die Erstellung von 
CO2-Bilanzen der Länder (1)

CO2-Faktoren

Spaltengliederung

Faktoren des Umweltbundesamtes

Beschränkung auf fossile Energieträger (Kohle, Gas, Mineralöl)
und deren Produkte (einschließlich fossile Abfallfraktionen)

Keine Berücksichtigung von erneuerbaren Energieträgern, An-
deren Mineralölprodukten (außer Petroleum) und „Anderen
Steinkohlenprodukten“ (Kohlenwertstoffen)

Zeilengliederung

Methodische Festlegungen für die Erstellung von 
CO2-Bilanzen der Länder (2)

Primärenergieverbrauchs-
bezogene Darstellung der CO2-
Emissionen (Quellenbilanz)

Endenergieverbrauchs-
bezogene Darstellung der CO2-
Emissionen (Verursacherbilanz)

– Zeilen des Umwandlungseinsatzes, soweit die Mengen zum
Zweck der Sekundärenergieträgererzeugung verbrannt wer-
den:

• Öffentliche Wärmekraftwerke,

• Industriekraftwerke,

• Heizkraftwerke, Fernheizwerke,

• Sonstige Energieerzeuger,

• Hochöfen im Falle von Gichtgaserzeugung zur Ermittlung des
CO2-Potenzials des Gichtgasäquivalentes

– Zeilen des Verbrauchs im Umwandlungsbereich und in der
Energiegewinnung (ohne Kraftwerke, Heizwerke)

– Fackel- und Leitungsverluste

– Zeilen des Endenergieverbrauchs

– keine Berücksichtigung des Nichtenergetischen Verbrauchs

Darstellung der CO2-Emissionen nach Emittentengruppen

– Emissionen des Umwandlungsbereichs werden als solche
nachgewiesen, es erfolgt keine Zurechnung zu den verursa-
chenden Endenergieverbrauchern

– keine Berücksichtigung der mit dem Stromimport zusammen-
hängenden Emissionen

– Emissionen für den Stromexport bleiben in vollem Umfang ein-
bezogen

Umlegung der Emissionen im Umwandlungsbereich auf die ver-
ursachenden Emittentensektoren im Endenergieverbrauch:

– Stromerzeugung
Umlegung der Emissionen für die Bruttostromerzeugung (+/-
Emissionen für den Import-/Exportstrom, s. u.) auf den Strom-
Endenergieverbrauch

– Fernwärmeerzeugung
Umlegung der Emissionen für die Bruttofernwärmeerzeu-
gung auf den Fernwärme-Endenergieverbrauch

– Eigenverbrauch im Umwandlungsbereich
Vollständige Einbeziehung der in der Energiebilanz im Um-
wandlungsbereich nachgewiesenen Energieverbräuche der
Wirtschaftsabteilungen 10, 11 und 23 in die Emittentengrup-
pe „Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Verar-
beitendes Gewerbe“

– Fackelverluste
Zurechnung der Emissionen aus Fackelverlusten zu den verur-
sachenden Wirtschaftszweigen (Erdgas: WZ 11, Gichtgas: WZ
27)

Bewertung des Stromaußen-
handels

Stromeinfuhr: Ermittlung eines Faktors der öffentlichen Strom-
erzeugung in der BRD als Grundlage für die Emissionsbewer-
tung (Substitutionsmethode);

Stromausfuhr: Abzug der Emissionen aus dem Stromexport als
Prozentanteil von der Gesamtemissionsmenge aller Stromerzeu-
ger des Landes. Der Prozentanteil entspricht dem Anteil der
Stromausfuhr an der Nettostromerzeugung aller inländischen
Stromerzeuger.
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tionmöglichkeiten rechnen. Auf der
anderen Seite muss man aber feststel-
len, dass uns die statistische Basis zur
Errechnung dieser Daten zunehmend
wegbricht oder zumindest starke Ero-
sionserscheinungen bestehen. Das ist
eine ganz bedenkliche Entwicklung,
auf die ich hinweisen möchte. Das Be-
wusstsein, dass es einen gewissen Zu-
sammenhang zwischen den CO2-Bi-
lanzen und der statistischen Datenba-
sis dazu gibt, ist nur sehr unvollstän-
dig vorhanden. Aber wie Sie gesehen
haben, CO2-Bilanzen gibt es nicht
ohne Energiebilanzen und diese wie-
derum nicht ohne Energiestatistik.
Dabei werden Verbandsstatistiken
ebenso verwendet wie amtliche Sta-
tistiken, und auf beiden Seiten gibt
es Auflösungserscheinungen. Auf der
Verbandsseite ist das letzten Endes
eine Folge der Liberalisierung. Das In-
teresse, in Verbänden Mitglied zu
sein und Daten zu liefern, ist zurück-
gegangen. In den großen Unterneh-
men, die zunehmend fusionieren, fin-
det man kaum noch jemanden, der
für Statistik zuständig ist. Auf der
amtlichen Seite gibt es ebenfalls die
Tendenz, dass man hofft, die Statisti-
ken zusammenstreichen zu können,
ohne die Ergebnisse zu beeinträchti-
gen. Das wird aber nicht der Fall sein.
Ein neues Energiestatistikgesetz ist
schon seit Jahren in der Diskussion. Es
heißt, dass zur Zeit wieder an einem

Entwurf gearbeitet wird, und es ist
noch nicht klar, wie dort zum Beispiel
der industrielle Energieverbrauch er-
hoben werden soll. Herr Hillebrand
sagte mir eben, dass das RWI das offi-
zielle Monitoring für die Selbstver-
pflichtung der Industrie zur CO2-Re-
duktion durchführt und dass er dafür
selbstverständlich auf unterjährige
Daten des industriellen Energiever-
brauchs angewiesen ist. Ich musste
ihm mitteilen, dass zwar noch nicht
feststeht, wie das neue Gesetz genau
aussehen wird, aber dass eines bereits
sicher ist; unterjährige Erhebungen
wird es nicht mehr geben. Für die
Energiebilanz könnten wir damit le-
ben. Es ist aber auch noch nicht klar,
welche Abschneidegrenze die Statis-
tik haben soll oder ob sie nur als
Stichprobe erhoben wird. Dann stellt
sich die Frage, ob sie auch für kleine-
re Länder noch brauchbare Ergebnis-
se liefern kann. Außerdem scheint
niemand daran zu denken, dass es
auch unterhalb der Landesebene In-
teresse an Ergebnissen gibt, z. B. bei
den Agenda-21-Projekten. Das ist al-
les in Gefahr, und darauf wollte ich
hinweisen. Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ihre letzten Bemerkungen, Herr Wa-
yand, motivieren mich zu einer ers-
ten Frage: Gibt es eine Differenzie-
rung beim Energieverbrauch und
den CO2-Emissionen zwischen der
Privatwirtschaft einerseits und den
öffentlichen Händen einschließlich
des öffentlichen Personennahver-
kehrs und der Bundeswehr anderer-
seits? Diese Unterscheidung wäre
wichtig, denn der Staat will ja bei
der Begrenzung von CO2-Emissionen
den privaten Sektor stärker in die
Pflicht nehmen. Er müsste sich viel-
leicht einmal selbst prüfen, ob nicht
auch der öffentliche Sektor in dieser
Richtung etwas tun kann. Naturge-
mäß wird er mittelbar durch eine
Ökosteuer auch belastet. Aber ob er
sein Verhalten tatsächlich danach
ausrichtet, das ist eine andere Frage.

Eine zweite Frage: Sie haben sehr in-
tensiv dargestellt, wie bezüglich
Stromverbrauch und Emissionen
beim Import/Export differenziert
wird. Müsste man nicht analog da-
zu auch eine vergleichbare Rech-
nung beim Flugverkehr anstellen? Es
gibt den Flugverkehr ins Ausland,
aus dem Ausland nach Deutschland
und entsprechend auch zwischen
den Bundesländern. Der Kerosinver-
brauch hat auch CO2-Emissionen zur
Folge, und je nach dem, wo die Pilo-
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Abbildung 5 
CO2-Emissionen aus dem Primärenergieverbrauch (Quellenbilanz) in ausgewählten Bundesländern 1998
nach Emittentensektoren

Sektor

Schleswig-
Holstein

CO2-Emissionen

Bremen Nordrhein-
Westfalen Berlin Brandenburg Sachsen Sachsen-

Anhalt Thüringen

Sonstiger Bergbau,
Gewinnung von Steinen 
und Erden, Verarbeitendes
Gewerbe

Haushalte, GHD, übrige
Verbraucher

1 000 t %

2 974

7 884

13,9

36,8

1 000 t %

4 440

1 627

32,1

11,8

1 000 t %

49 941

44 691

16,4

14,7

1 000 t %

585

5 753

2,6

25,3

1 000 t %

4 682

5 157

7,9

8,7

1 000 t %

2 361

7 680

6,4

20,7

1 000 t %

2 040

4 757

9,3

21,6

1 000 t %

1 555

4 766

12,2

37,4
Verkehr
Endverbrauch zusammen

Öffentliche Kraftwerke

6 119
16 978

28,6
79,2

3 147 14,7
Industriekraftwerke
Heizkraftwerke, 
Fernheizwerke

Sonstige Energieerzeuger,
Verbrauch in den
Umwandlungsbereichen

Verluste

301

839

1,4

3,9

166
0

0,8
0

1 533
7 600

11,1
55,0

5 649 40,9

38 932
133 564

12,8
44,0

132 700 43,7
95

323

0,7

2,3

7
146

0
1,1

24 137

3 930

7,9

1,3

8 728
787

2,9
0,3

4 855
11 193

21,4
49,2

9 598 42,2

5 894
15 734

9,9
26,6

34 882 58,9
6

1 810

0

8,0

62
62

0,3
0,3

2 922

3 002

4,9

5,1

2 456
260

4,1
0,4

7 376
17 417

19,8
46,9

16 024 43,1

4 747
11 544

21,5
52,3

6 270 28,4
319

2 798

0,9

7,5

608
0

1,6
0

2 117

1 769

9,6

8,0

250
102

1,1
0,5

4 347
10 668

34,2
83,8

789 6,2
121

1 139

1,0

8,9

5
7

0
0,1

Umwandlungsbereich
zusammen

Summe

4 453 20,8

21 430 100

6 220 45,0

13 820 100

170 282 56,0

303 847 100

11 537 50,8

22 730 100

43 521 73,4

59 255 100

19 749 53,1

37 167 100

10 509 47,7

22 053 100

2 061 16,2

12 729 100
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ten getankt haben und wo die Flug-
zeuge fliegen, werden die entspre-
chenden Emissionen erfasst bzw.
wirksam. Ich meine, diese Sachver-
halte müssten analog zum Stromver-
brauch methodisch sauber abge-
grenzt werden.

Jürgen Wayand
Eine weitere Disaggregation des
Endenergieverbrauchs in der Ener-
giebilanz, auf der dann auch die
CO2-Bilanz beruht, ist nicht möglich.
Wenn es mehr Möglichkeiten gäbe,
hätte man sie in der Energiebilanz
genutzt. Wir haben nur den Ener-
gieverbrauch in der Industrie aus
dem Monatsbericht der amtlichen
Statistik und sind schon, wenn es
um den Verkehr geht, auf Ver-
bandsangaben angewiesen. Der
staatliche Verbrauch wird nicht er-
hoben. Der militärische Verbrauch
wurde über Verbandsstatistiken teil-
weise abgedeckt, aber dabei fehlten
die Treibstoffverbräuche der Alliier-
ten. Deswegen hat man darauf ver-
zichtet, diesen Bereich gesondert
auszuweisen. Er gehört jetzt zu den
„übrigen Verbrauchern“. Es ist nicht
einmal möglich, die Haushalte
vollständig getrennt von den übri-
gen Kleinverbraucherbereichen dar-
zustellen, weil es keine Erhebungen
im Haushaltsbereich gibt, die diese
Daten abfragen. Das geht allenfalls
bei den leitungsgebundenen Ener-
gieträgern, d. h. bei Strom, Fern-
wärme und Gas. Aber auch hier
wachsen die Schwierigkeiten, weil
die Energieversorger zunehmend
keinen Anlass mehr sehen, ihren
Kundenbestand nach Haushalten
und Kleinverbrauchern zu differen-
zieren. Im Mineralölbereich ist eine
getrennte Darstellung erst recht
nicht möglich, denn beim Heizöl,
das den größten Anteil ausmacht,
gibt es keinerlei Informationen. Das
ist das Problem. Immer wieder wird
mehr Disaggregation in diesem Be-
reich gefordert, aber die Datenbasis
gibt es nicht her. Bei dem neuen Ge-
setzentwurf war es auch ein Diskus-
sionspunkt, ob nicht im Haushalts-
bereich mehr erfragt werden sollte.
Aber das hätte eine neue Erhebung
bedeutet, die von vornherein aus
Kostengründen ausschied.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Dazu würde ich gerne etwas ergän-
zen. Letzten Endes bezahlen auch
die Länderfinanzminister Ökosteuer
zu Gunsten des Bundes, und der
Bund verwendet die anteiligen Ein-
nahmen für die Rentenversicherung.
Jetzt wehren sich die Landesregie-
rungen gegen eine fiskalische Betei-
ligung an der Kilometerpauschale.
Wenn diese Beteiligung an der Öko-
steuer landesstatistisch erhoben wür-
de, wäre das eine gute Argumentati-
onshilfe. Daraus ergibt sich eine
treffliche Begründung für eine er-
gänzende Statistik. Ihr Landesfinanz-
minister wird es Ihnen danken.

Jürgen Wayand
Zum Verkehrsbereich wäre noch zu
sagen, dass es eine weitere Differen-
zierung des Straßenverkehrs, etwa
nach ÖPNV und sonstigem Straßen-
verkehr, ebenfalls nicht gibt. Das
wäre nur durch eine sehr aufwendi-
ge Berechnung mit Hilfe des Kfz-Be-
standes und der gefahrenen Perso-
nenkilometer möglich. Auf Länder-
ebene ohne zusätzliche Datenbasis
zu brauchbaren Ergebnissen zu kom-
men, halte ich für sehr schwierig.
Deshalb würde ich im Moment davor
zurückschrecken, eine solche Diffe-
renzierung zu versuchen.

Nun komme ich zum zweiten Teil
der Frage, der das Kerosin betrifft:
Der Energieverbrauch im Luftverkehr
ist in der Energiebilanz im Bereich
Verkehr enthalten. Die Frage ist,
wem er regional zugerechnet wird.
Derzeit wird er den Flughäfen zuge-
ordnet und damit den Ländern, in
denen diese Flughäfen liegen. Aller-
dings ist das nicht unumstritten. Be-
sonders die Länder mit sehr großen
Flughäfen sehen darin ein Problem.
Sie würden gern den Anteil der
Energie, der jenseits ihrer Landes-
grenze verbraucht wird, herausrech-
nen. Auf der anderen Seite muss
man sagen, dass diese Flughäfen ein
wichtiger Bestandteil der regionalen
Wirtschaftsstruktur sind. Das wird
auch immer herausgestellt, und da-
bei wird auf die geschaffenen Ar-
beitsplätze und den Beitrag zum
Bruttoinlandsprodukt verwiesen.
Dann muss man sich aber meiner
Meinung nach auch den Energiever-

brauch anrechnen lassen, der mit
dieser Einrichtung zusammenhängt.
Es wäre auch schwierig zu berech-
nen, wie viele Flugkilometer diesseits
und jenseits der Landesgrenze zu-
rückgelegt wurden. Außerdem gibt
es das gleiche Problem beim Auto-
verkehr und bei allen anderen Ver-
kehrsformen. Auch bei der Produkti-
on wäre eine ähnliche Argumentati-
on möglich. In Bremen gibt es zum
Beispiel eine große Stahlindustrie,
und der produzierte Stahl wird zum
überwiegenden Teil außerhalb des
Landes verbraucht. Im Moment lau-
tet die Regel, die Energie wird da zu-
geordnet, wo sie verbraucht wird,
und im Verkehrsbereich da, wo sie
abgesetzt wird.

Prof. Dr. Dietrich Dickertmann
Ich bin der Ansicht, dass eine andere
regionale Zuordnung, beispielswei-
se beim Kerosin, durchaus möglich
wäre. Sie könnten da auch mit An-
teilen rechnen, so wie Sie es bei der
Erfassung von Import- und Export-
strom auch gemacht haben, wenn
ich Sie richtig verstanden habe. Eine
analoge Vorgehensweise müsste
beim Flugverkehr möglich sein.

Jürgen Wayand
Wir sind dankbar für jeden Hinweis,
und auch dieser wird in die weiteren
Überlegungen eingehen. Es ist klar,
dass dieser Punkt in der Diskussion
bleibt; im Moment haben wir noch
die regionale Zuordnung nach dem
Absatz.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Da es keine weiteren Wortmeldun-
gen gibt, bitte ich jetzt Herrn Hof-
fmann um seine Ausführungen.

Volker Hoffmann
Meine Damen und Herren, ich möch-
te versuchen, Ihnen einen kurzen
Überblick darüber zu geben, was im
Landesumweltamt NRW an Informa-
tionen über Luftemissionen vorliegt,
wie wir diese Daten erheben bzw.
wie sie zustande kommen und wozu
diese Daten genutzt werden. Die Da-
ten werden im Emissionskataster
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Luft NRW gesammelt. Die Aufgabe
des Emissionskatasters besteht in der
Erfassung der anthropogenen Emissi-
onen von Luftschadstoffen durch alle
relevanten Emittentengruppen in
Nordrhein-Westfalen, und zwar mög-
lichst flächendeckend und vollstän-
dig. Diese Daten müssen nicht nur er-
hoben, sondern auch gepflegt, aus-
gewertet, aufbereitet und dann letzt-
lich auch bereitgestellt werden. Dies
geschieht mittlerweile auch über das
Internet. Wer wissen möchte, wie
hoch die Emissionen in seiner Ge-
meinde sind, kann im Internet unter
www.lua.nrw.de nachsehen.

Welches sind die relevanten Emit-
tentengruppen? Wir unterscheiden
die Bereiche Industrie, Gewerbe/
Kleingewerbe, Kleinfeuerungsanla-
gen, Verkehr, Landwirtschaft und
Nutztierhaltung sowie sonstige
Quellen (s. Bild 1, Seite 77). Die Ein-
teilung orientiert sich an den Vorga-
ben, die durch das Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) gegeben
sind. Diese Systematik stimmt natür-
lich in vielen Teilen nicht mit der
überein, die in der Statistik benutzt
wird. Da uns die Daten aber ziem-
lich detailliert vorliegen, gehe ich
davon aus, dass man sie, wenn auch
mit einigem Aufwand, in eine ent-
sprechende Gliederung überführen
kann. Eine Hilfe kann dabei auch
die Systematik der Wirtschaftszwei-
ge, die bereits angeführte WZ 93,
sein; denn zumindest für den Be-
reich der Industrie liegen uns die
Daten auch in dieser Gliederung vor.

Ich möchte jetzt etwas näher auf die
einzelnen Emittentengruppen einge-
hen, zunächst auf die Daten aus dem
Bereich der Industrie. Wir bekommen
Daten von den nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz genehmigungs-
bedürftigen Anlagen. Das sind im
Wesentlichen die Anlagen, die auch
relevante Luftemissionen aufweisen.
Diese Anlagen sind festgelegt in ei-
ner Verordnung zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz, der 4. BImSchV, und
eingeteilt in die zehn Obergruppen,
die in Bild 2 (s. Bild 2, Seite 77) aufge-
führt sind. Die Obergruppen sind
wiederum unterteilt in insgesamt
etwa 180 verschiedene Anlagenar-
ten. Die meisten dieser Anlagen müs-

sen in mehrjährigen Abständen eine
Emissionserklärung an die Staatli-
chen Umweltämter abgeben, das
heißt, sie müssen für ein bestimmtes
Bezugsjahr ihre Emissionen aller rele-
vanten Luftschadstoffe angeben. Das
Landesumweltamt sammelt diese Da-
ten für Nordrhein-Westfalen und
wertet sie aus.

Die nächste Emittentengruppe ist das
Gewerbe/Kleingewerbe. Uns liegen
insbesondere Untersuchungen zu den
aufgeführten Branchen vor (s. Bild 3,
Seite 77) und zwar für die NMVOC-
Emissionen, also die flüchtigen orga-
nischen Stoffe ohne Methan, die bei
dieser Gruppe eine große Bedeutung
haben. Als statistische Basis der Emis-
sionsberechnungen dienen u. a. die
Beschäftigtenzahlen, mit deren Hilfe
wir z. B. in der Lage sind, von Bundes-
ergebnissen herunter auf die Ge-
meindeebene in NRW zu rechnen.

Eine weitere Emittentengruppe bil-
den die Kleinfeuerungsanlagen
(s. Bild 3, Seite 77). Dazu gehören alle
Feuerungsanlagen, die keiner Geneh-
migung nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz bedürfen. Bei den
Berechnungen wird differenziert
nach Brennstoffarten; wir unterschei-
den verschiedene gasförmige Brenn-
stoffe, flüssige Brennstoffe und feste
Brennstoffe. Ausgangspunkt sind Da-
ten über die Energieverbräuche in
den verschiedenen Bereichen. Aus
den Energieverbräuchen ergeben sich
mit Hilfe von spezifischen Emissions-
faktoren die Emissionen.

Es folgt der Bereich Verkehr (s. Bild 4,
Seite 77), der auch eine sehr wichtige
Emissionsquelle darstellt. Dominie-
rend ist dabei der Straßenverkehr,
aber wir haben mittlerweile auch Da-
ten für den Schienen-, Flug- und
Schiffsverkehr sowie den Offroad-
Sektor erarbeitet; letzterer beinhaltet
den Verkehr, der sich nicht auf Stra-
ßen abspielt (z. B. Baumaschinen,
landwirtschaftliche Geräte).

Nun zur Emittentengruppe Landwirt-
schaft und Nutztierhaltung (s. Bild 4,
Seite 77). In der Landwirtschaft ha-
ben wir die Emissionen von Distick-
stoffmonoxid (N2O) und Ammoniak
aus Acker- und Grünflächen berech-

net. Bei der Nutztierhaltung werden
die Emissionen von N2O, Methan und
Ammoniak aus der Haltung von Rin-
dern, Schweinen, Geflügel, Pferden
und Schafen geschätzt. Die Berech-
nung geht aus von Daten des LDS
über Acker- und Grünflächen sowie
der Anzahl der Nutztiere in den Ge-
meinden in NRW. Über spezifische
Emissionsfaktoren werden daraus die
Emissionen abgeschätzt.

Den letzten Bereich bilden die sons-
tigen Emissionsquellen (s. Bild 5, Sei-
te 78). Dazu gehören der Bergbau,
die Gewinnung und Verteilung von
Erdgas, Deponien, Kompostierung,
Abwasserreinigung, Oberflächenge-
wässer und als ein weiterer wesentli-
cher Punkt die Produktanwendung
in den privaten Haushalten. Es wird
Sie vielleicht überraschen, dass der
Bergbau hier aufgeführt ist, der
doch eigentlich zum Bereich der In-
dustrie gehört. Die nach BImSchG
genehmigungsbedürftigen Anlagen
des Bergbaus sind auch tatsächlich in
der Emittentengruppe Industrie ent-
halten; hier werden nur die diffusen
Methanemissionen der Bergwerke
betrachtet. Die Produktanwendung
in den Haushalten ist ebenfalls ein
wichtiges Thema. Man kann nach
unseren Zahlen davon ausgehen,
dass ungefähr 2 kg Lösemittel pro
Einwohner und Jahr in diesem Be-
reich emittiert werden.

Im folgenden möchte ich kurz etwas
über die räumliche Auflösung der Da-
ten für diese Emittentengruppen sa-
gen (s. Bild 6, Seite 78). Wir unter-
scheiden zwischen Punkt-, Linien- und
Flächenquellen. Punktquellen gibt es
besonders im Bereich Industrie; das
sind zum Beispiel die einzelne Kamine.
Wir haben also Emissionen pro Kamin
vorliegen. Linien- und Flächenquellen
haben vorwiegend im Verkehr Bedeu-
tung; zum Beispiel sind Straßen als Li-
nienquellen oder Wohngebiete als
Flächenquellen aufzufassen. In den
meisten übrigen Bereichen gibt es Da-
ten auf Gemeinde-, Kreis- oder in ein-
zelnen Fällen auch nur auf Landesebe-
ne. Die zeitliche Auflösung ist eben-
falls abhängig von der Emittenten-
gruppe und reicht von Stundenwer-
ten, z. B. im Verkehrsbereich, bis zu
Jahresfrachten.
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Relevante Emittentengruppen

•

•

Industrie

Gewerbe/Kleingewerbe

•

•

Kleinfeuerungsanlagen

Verkehr 

•

•

Landwirtschaft und Nutztierhaltung

Sonstige Quellen

Relevante Emittentengruppen

Relevante Emittentengruppen

• Industrie

• Wärmeerzeugung, Bergbau, Energie
•
•

Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe
Stahl, Eisen und sonstige Metalle

•
einschließlich Verarbeitung
Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel,

•
Mineralölraffination und Weiterverarbeitung
Oberflächenbehandlung mit organischen
Stoffen, Herstellung von bahnenförmigen
Materialien aus Kunststoffen, sonstige

•
Verarbeitung von Harzen und Kunststoffen
Holz, Zellstoff

• Nahrungs-, Genuß- und Futtermittel,
landwirtschaftliche Erzeugnisse

• Verwertung und Beseitigung von Abfällen
und sonstigen Stoffen

• Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen
und Zubereitungen

• Sonstiges

• Gewerbe/
Kleingewerbe

• Holz

• Metall

• Druck

• Kfz-Gewerbe

• Chemisch-
reinigungen

• Kleinfeuerungs-
anlagen

• Gasförmige
Brennstoffe

• Flüssige Brennstoffe

• Feste Brennstoffe

• Tankstellen

• Nahrungs-/
Genussmittel

• Kunststoff/Gummi

• Ausbaugewerbe

Relevante Emittentengruppen

• Verkehr • Landwirtschaft und
Nutztierhaltung

• Straßenverkehr

• Schienenverkehr

• Ackerflächen

• Grünflächen

• Flugverkehr

• Schiffsverkehr

• Offroad-Sektor

• Rinder

• Schweine

• Geflügel

• Pferde

• Schafe

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 1

Volker Hoffmann – Dez. 424

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 2

Volker Hoffmann – Dez. 424

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 3

Volker Hoffmann – Dez. 424

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 4

Volker Hoffmann – Dez. 424
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Volker Hoffmann – Dez. 424

Relevante Emittentengruppen

• Sonstige Quellen

• Bergbau

• Gewinnung/Verteilung von Erdgas

• Deponien

• Kompostierung

• Abwasserreinigung

• Oberflächengewässer

• Produktanwendung in Haushalten

Relevante Emittentengruppen

• Industrie

• Gewerbe/

•

Kleingewerbe

Kleinfeuerungs-
anlagen

•

•

Verkehr

Landwirtschaft und

•

Nutztierhaltung

Sonstige Quellen

Wichtige Schadstoffgruppen

Anorganische Gase z. B. SO2, NOx, CO, HCl,
HF, NH3

Flüchtige organische
Verbindungen ohne
Methan NMVOC

Stäube Gesamtstaub,
Feinstaub (PM10)

Schwermetalle

Krebserzeugende Stoffe

z. B. Cr, Cu, Ni, Pb, V, Zn

z. B. As, Cd, Benzol, BaP,
PCDD/F

Klimarelevante Stoffe CO2, CH4, N2O

Beispiele zur Nutzung der
Emissionskataster-Daten

Luftreinhaltepläne,
EU-Maßnahmenpläne

z. B. in den Bereichen
Industrie und Verkehr

Basisdaten für
Ausbreitungsrechnungen

Berichterstattung
an die EU-Kommission

Berichterstattung zum

z. B. GFA-Richtlinie,
EPER 

Umweltstatistikgesetz

Vorbereitung
gesetzlicher Regelungen

§ 10 UstatG

z. B. TA Luft

Unterstützung
kommunaler Planungen z. B. Verkehrsplanung

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 6

Volker Hoffmann – Dez. 424

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 7

Volker Hoffmann – Dez. 424

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 8

Volker Hoffmann – Dez. 424

1111
4444

4444
4444

4444
2222

4444
4444

4444
4444

3333

��� Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen Bild 5

Räumliche Auflösung:

• meist Punkt-, Linien-,

•

Flächenquellen

sonst Gemeinde-,
Kreis-, Landesebene

Zeitliche Auflösung:

Stundenwerte
bis Jahresfrachten
(abhängig von der
Emittentengruppe)
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Wichtig ist noch die Frage, zu wel-
chen Schadstoffen Informationen
vorliegen (s. Bild 7). Die Liste ist sehr
umfangreich: Wir haben u. a. Daten
über eine Reihe anorganischer Gase,
darunter SO2, NOx und auch Ammo-
niak. Dann gibt es den großen Be-
reich der organischen Stoffe; der Be-
griff NMVOC (siehe oben) ist dabei
eine Gruppenbezeichnung, hinter
der sich die ganze organische Che-
mie verbirgt. In unserem Emissions-
kataster sind im Bereich der Industrie
ungefähr 1000 verschiedene organi-
sche Komponenten gespeichert, die
zu diesem Begriff NMVOC zusam-
mengefasst werden können. Bei den
Stäuben wird außer dem Gesamt-
staub auch der Feinstaub, genannt
PM10, angegeben. Er ist im Bereich
der Luftreinhaltung von zunehmen-
der Bedeutung, weil er besonders
gesundheitsgefährdend ist. Er könn-
te deshalb auch für die UGR von Be-
deutung sein. Es folgen die Schwer-
metalle und als besonders wichtiger
Bereich die krebserzeugenden Stof-
fe. Dazu gehören u. a. Arsen, Cadmi-
um, Benzol sowie Benzopyren als
Vertreter der so genannten polyzyk-
lischen aromatischen Kohlenwas-
serstoffe und die Dioxine/Furane. Für
die UGR dürfte interessant sein, dass
wir auch die klimarelevanten Emissi-
onen von CO2, Methan und N2O er-
fasst haben.

Zum Abschluss möchte ich kurz da-
rauf eingehen, wofür diese Daten
verwendet werden (s. Bild 8). Bei-
spiele zur Nutzung der Emissionska-
tasterdaten sind Luftreinhaltepläne,
die auf Basis des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes für bestimmte Regio-
nen innerhalb der Bundesländer
erstellt werden müssen, und auch
Maßnahmenpläne, die in der nächs-
ten Zeit auf der Basis der Luftquali-
täts-Rahmenrichtlinie der Europäi-
schen Union ausgearbeitet werden
müssen. Hiervon besonders betrof-
fen sind z. B. Gebiete mit hohen
Emissionen bzw. Immissionen von
Stickoxiden und Feinstaub. Bei die-
sen Stoffen ist teilweise großflächig
mit Überschreitungen von Grenzwer-
ten zu rechnen, so dass Maßnahmen-
pläne zur Verringerung der Immissi-
onsbelastung aufgestellt werden
müssen. Weiterhin dient das Emissi-

onskataster als Basis für Ausbrei-
tungsrechnungen, um lokal oder re-
gional aus den Emissionen Immissi-
onskonzentrationen abschätzen und
so die Belastung einer Region ermit-
teln zu können. Ein wichtiger Punkt
ist auch die Berichterstattung an die
EU-Kommission, so müssen zum Bei-
spiel im Rahmen der Großfeuerungs-
anlagen-Richtlinie Daten geliefert
werden. Zur Zeit wird ein europäi-
sches Schadstoffemissionsregister für
die Großindustrie erarbeitet, das so
genannte EPER. Auch dafür wird sich
eine umfangreiche Berichterstattung
ergeben. Außerdem müssen wir
nach § 10 des Umweltstatistikgeset-
zes Daten über Luftverunreinigun-
gen liefern. Auch zur Vorbereitung
gesetzlicher Regelungen können un-
sere Daten eingesetzt werden, z. B.
bei der anstehenden Novellierung
der TA-Luft. Im kommunalen Bereich
kann das Emissionskataster zur Un-
terstützung der Planung verwendet
werden. Beispiele sind die Verkehrs-
planung und Aktivitäten im Rahmen
der Agenda 21.

Das sollte für einen kurzen Überblick
reichen. Schönen Dank.

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Gibt es Wortmeldungen? Das ist
nicht der Fall. Dann bedanke ich
mich für Ihren Beitrag und bitte
Herrn Professor Meyer um den ab-
schließenden Vortrag. 

Prof. Dr. Bernd Meyer
Meine Damen und Herren, ich möch-
te zum Schluss als Anwender dieser
Daten zu Ihnen sprechen. Es geht
konkret um die Frage der Möglich-
keiten einer Regionalisierung bei-
spielsweise der Energieverbräuche in
dem bereits existierenden Modell
PANTA-RHEI, von dem heute Mor-
gen schon die Rede war. Es gibt dazu
ein Schwestermodell mit dem Na-
men INFORGE; das steht für INterin-
dustry FORecasting GErmany. Das ist
sozusagen der ökonomische Teil des
Modells PANTA-RHEI. Dieses Modell
wird beispielsweise von der Bundes-

anstalt für Arbeit oder konkreter
vom Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung für langfristige
Strukturanalysen des Arbeitsmarktes
genutzt. Dort wurde der Schritt zur
Regionalisierung schon vollzogen.
Wir haben Daten der VGR der Län-
der verwendet, um mit dem Modell
nicht nur auf Bundesebene, sondern
auch für die einzelnen Bundesländer
Arbeitsmarktprognosen zu erstellen.
Ich denke, das müsste im Prinzip
auch bei der UGR und somit mit dem
Modell PANTA-RHEI möglich sein;
nach dem, was ich heute Nachmittag
gehört habe, bin ich eigentlich sehr
optimistisch.

Ich möchte Ihnen jetzt erklären, was
dieses Modell PANTA-RHEI eigentlich
ist. Es geht nur darum, dass Sie eine
Vorstellung haben; und ich mache es
kurz, denn ich weiß, Sie sind nicht
alle Ökonomen. Diese Folie (s. Abbil-
dung 2, Seite 14) gibt einen Über-
blick über das Modell . Die Endnach-
frage umfasst in der Disaggregation
der 58 Gütergruppen den Privaten
Verbrauch, den Staatsverbrauch, die
Ausrüstungsinvestitionen, die Bauin-
vestitionen, die Exporte und die Fer-
tigproduktimporte. Im Konsum der
Privaten Haushalte ist die Nachfrage
nach 29 Energieträgern enthalten.

Die wichtigsten Determinanten der
Endnachfrage sind die Auslandsvari-
ablen (zur Erklärung der Exporte),
das Verfügbare Einkommen der Pri-
vaten und der Öffentlichen Haushal-
te (Privater Verbrauch, Staatsver-
brauch), die Zinsen und Gewinne (In-
vestitionen) sowie die relativen Prei-
se für alle Komponenten der End-
nachfrage.

Der Konsum der privaten Haushalte
nimmt via Energieverbrauch Einfluss
auf die Luftschadstoffemissionen.
Die Endnachfrage insgesamt be-
stimmt mit der Vorleistungsnachfra-
ge die Produktion.

Die Vorleistungsnachfrage ist im Mo-
dell einschließlich der Energieum-
wandlung und des Energiever-
brauchs der Unternehmen abgebil-
det. Von den 58 Produktionsberei-
chen der Input-Output-Rechnung
sind fünf (Elektrizitätswirtschaft,
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Gasversorgung, Kohlenbergbau, Erd-
öl-/Erdgasgewinnung, Mineralölver-
arbeitung) Energie-Produktionsbe-
reiche. Ihre Lieferungen an die 58
Produktionsbereiche und an die pri-
vaten Haushalte werden im Modell
PANTA RHEI noch weiter in jeweils
29 Energieträger untergliedert. Für
alle Gütergruppen werden die Liefe-
rungen aus inländischer Produktion
und die Importe unterschieden. Die
Inputkoeffizienten sind dabei grund-
sätzlich variabel und hängen von re-
lativen Preisen und Zeittrends ab.

Die energetischen Luftschadstoff-
emissionen für CO2, NOx und SO2

sind über konstante (CO2) bzw. vari-
able (NOx und SO2) Emissionskoeffi-
zienten mit dem Verbrauch der pri-
vaten Haushalte und der 58 Unter-
nehmenssektoren in der Tiefenglie-
derung der 29 Energieträger ver-
knüpft. Je nach modellierter Um-
weltpolitik nehmen die Emissionen
Einfluss auf die Stückkosten der Un-
ternehmen und das Steueraufkom-
men des Staates.

Die wichtigsten Determinanten der
Beschäftigung sind die Produktion
und der Reallohn des jeweiligen Sek-
tors. Die Löhne werden wiederum
durch die Produktivitäts- und die
Preisentwicklung bestimmt. Die Ge-
winne und die Stückkosten ergeben
sich definitorisch. Die Stückkosten
sind dann die entscheidende Deter-
minante der Preise.

Neben der tief gegliederten Ebene
der Input-Output-Rechnung enthält
das Modell zur Berechnung der ge-
samtwirtschaftlichen Variablen das
Kontensystem der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen der Bun-
desrepublik Deutschland mit seinen
institutionellen Transaktoren Öffent-
liche Haushalte, Private Haushalte,
Unternehmen, Ausland und den
funktionellen Transaktoren Produk-
tion, Einkommensentstehung, Ein-
kommensverwendung, Einkommens-
verteilung, Einkommensumvertei-
lung, Vermögensänderung und Fi-
nanzierung. Dieses System enthält
die gesamte Einkommensumvertei-
lung einschließlich Sozialversiche-
rung und Besteuerung zwischen
Staat, privaten Haushalten und Un-

ternehmen und ermöglicht so die
Berechnung der Verfügbaren Ein-
kommen, die wiederum wichtige De-
terminanten der Endnachfrage sind.
Außerdem werden die Finanzie-
rungssalden der institutionellen
Transaktoren bestimmt, die u. a. die
Zinsen erklären.

Wir sind gerade dabei, im Umwelt-
bereich noch einiges mehr zu tun.
An dem Projekt, von dem Herr Hille-
brand heute Morgen berichtet hat,
sind wir auch beteiligt. Dort geht es
um Flächennutzung, um Wasserver-
brauch und Ähnliches.

Das Modell wird permanent aktuali-
siert. Sie sehen hier nur ein sehr gro-
bes Schema, und Sie müssen sich vor-
stellen, dahinter stehen 45 000 Glei-
chungen. Das bleibt nicht aus, wenn
man die Verflechtungen zwischen 58
Bereichen sehr variabel modelliert. Es
handelt sich also um ein sehr großes
System. Um noch einmal auf den Ener-
gieverbrauch zurückzukommen; wir
rechnen, soweit es die Datenlage er-
laubt, in der Tiefengliederung von
29 Energieträgern, d. h. wir betrach-
ten den Energieeinsatz von 29 Ener-
gieträgern in den 58 Produktionsbe-
reichen. Dementsprechend wird na-
türlich auch bei der Zuordnung der
Luftschadstoffe vorgegangen. Die vor-
hin genannten Luftschadstoffe sind
alle in unserem System enthalten.

Welche Daten wären dann für die
Bundesländer erforderlich? Notwen-
dig wären zunächst Angaben über
die Bruttoproduktion nach Bran-
chen. Die Zahlen sollten immer in
Form von Zeitreihen vorliegen. Wei-
terhin bräuchte man Angaben über
den Einsatz der Energieträger nach
Branchen in Währungseinheiten
und, wenn möglich, auch in physi-
schen Einheiten. Aber auch die phy-
sischen Einheiten allein würden aus-
reichen, wenn gleichzeitig Informati-
onen über Preise vorliegen. Außer-
dem sind natürlich Angaben über
die Emissionen der Energieträger
nach Branchen erforderlich. Wie ich
heute gehört habe, sind alle benö-
tigten Daten vorhanden. Die Regio-
nalisierung des Modells dürfte also
kein Problem sein, und ich denke,
wir sollten schleunigst damit begin-

nen. Die Koppelung zwischen dem
Bundesland und der Gesamtregion
muss man sich wie folgt vorstellen:
Natürlich haben wir auf Länderebe-
ne nicht die ungeheure Datenfülle,
die auf Bundesebene in dem Modell
enthalten ist. Aber wir haben die ge-
samte Entstehungsrechnung der
VGR. Mit diesen Angaben könnten
wir die einzelnen Branchen an ihre
Entwicklung auf Bundesebene an-
koppeln, indem wir Elastizitäten für
jedes Bundesland und für jede ein-
zelne Branche bestimmen. Damit
stellen wir fest, wie sich die Branche
im Land im Vergleich zum Bund ver-
hält. 

Zum Schluss noch eine Anmerkung
zu dem, was Sie gesagt haben, Herr
Wayand. Ich glaube, es ist nicht nö-
tig, dass Sie eine Rechnung durch-
führen, um zu einer endverbraucher-
bezogenen Verursacherbilanz zu
kommen. Das kann man besser im
Modell machen. Denn wie auch im-
mer Sie rechnen, Sie werden nie die
Flexibilität haben können, die Sie bei
einer Modellrechnung haben. Erfor-
derlich wären nur die Daten, die in
der Energiebilanz stehen, von der
ausgegangen wird. Dann kann man
im Modell ohne jede Schwierigkeit
den Umwandlungsbereich auf den
Endverbrauch umrechnen. In Simula-
tionsrechnungen ließe sich auch sehr
schön zeigen, welche Effekte etwa
durch Preisänderungen bei Energie-
trägern entstehen. Das ist ohne eine
modellmäßige Erfassung nicht mög-
lich. Deshalb würde ich vorschlagen,
machen Sie es sich nicht zu schwer,
sondern überlassen Sie solche Arbei-
ten dem Modell. Ich bin außerdem
der Meinung, dass wir mit der Regio-
nalisierung des Modells so schnell
wie möglich beginnen sollten. 

Prof. Dr. Wolfgang Gerß
Ich bedanke mich bei allen Rednern
für Ihre Beiträge und bei allen An-
wesenden für ihre Teilnahme und ihr
Interesse bis zum Schluss. Ich überge-
be das Mikrophon für das Schluss-
wort an Herrn Pauly.
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Karl Dieter Pauly
Meine Damen und Herren, Herr Keh-
lenbach, der Sie als Präsident des LDS
NRW heute Morgen hier begrüßt
hat, musste leider zu einem anderen
Termin. Wir hatten alle nicht damit
gerechnet, dass die Veranstaltung so
lange dauern würde. Als sein Vertre-
ter darf ich mich bei Ihnen allen sehr
herzlich bedanken sowohl für die
Beiträge, die Sie als Vortragende ge-
leistet haben, als auch für Ihre Dis-
kussionsbeiträge.

Ich denke, es hat sich gezeigt, dass
wir für die heutige Veranstaltung
die richtige Bezeichnung gewählt
haben; es war wirklich ein Work-
shop. Gerade der Vortrag von Herrn
Professor Meyer hat mir zum Schluss 

noch einmal deutlich gemacht, wie
die Wissenschaft an ein solches The-
ma im Vergleich zur amtlichen Statis-
tik herangeht und wo die Schnitt-
menge liegt. Es ist nützlich und er-
forderlich, miteinander im Gespräch
zu bleiben, um zu sehen, was die
eine Seite leisten kann und was sinn-
vollerweise die andere Seite leisten
sollte. Das ist auch die Fragestellung,
die sich wie ein roter Faden durch
den ganzen Tag gezogen hat; wo
kann man einander Hinweise geben,
sei es bei der Begriffsbildung, bei der
Bestimmung des Blickwinkels oder
bei der Suche nach der geeigneten
empirischen Basis in den Themenbe-
reichen, die heute angesprochen
wurden.

Von daher drängt sich der Gedanke
geradezu auf, dass dies nicht eine
einmalige Veranstaltung gewesen
sein muss. Von unserer Seite besteht
ein Interesse daran, den Dialog fort-
zusetzen. Wir würden uns freuen,
eine solche Runde wieder hier im
Haus begrüßen zu können.

Ich will mich nicht zuletzt auch bei
allen Kolleginnen und Kollegen der
Arbeitsgruppe und auch bei meinen
Kolleginnen und Kollegen hier im
Haus herzlich bedanken, die ja eine
Menge Arbeit bei der Vorbereitung
hatten. Ich bin der Meinung, es hat
sich gelohnt, denn es war eine ge-
lungene Veranstaltung.
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Veröffentlichungen der statistischen Landesämter 
zu den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen

Statistisches Landesamt, Titel, Kennziffer, Erscheinungsfolge Bestell-Nr.

Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik Brandenburg
Dortustr. 46, 14467 Potsdam, Telefon: (03 31) 39-0, E-Mail: info@lds.brandenburg.de

Umweltökonomische Gesamtrechnungen
Basisdaten im Land Brandenburg 2000

-

Q V 2 (jährlich)

Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen
Mauerstr. 51, 40476 Düsseldorf, Telefon: (02 11) 94 49-01, E-Mail: poststelle@lds.nrw.de

Basisdaten umweltökonomischer Gesamtrechnungen P 31 3 1998 00
in Nordrhein-Westfalen 1970 - 1998
P V 1 (zweijährlich)
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Merseburger Str. 2, 06112 Halle (Saale), Telefon: (03 45) 23 18-0, E-Mail: pressestelle@stala.mi.lsa-net.de

Gesamtrechnungen
Basisdaten umweltökonomischer Gesamtrechnungen 1991 - 1999 
P V 1 (jährlich)

-
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Europa-Platz 3, 99091 Erfurt, Telefon: (03 61) 37-900, E-Mail: Auskunf@tls.thueringen.de

Umweltökonomische Gesamtrechnungen 
Grunddaten und ausgewählte Ergebnisse für Thüringen - Ausgabe 1999 - 
Q V 2 (jährlich)

16 501


